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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Vorbemerkung

Die Gemeinde Nonnweiler ist eine der we-
nigen „Tourismusgemeinden“ im Saarland 
und betreibt mit dem Freizeitzentrum Peter-
berg eines der touristischen Highlights des 
Saarlandes.

Während der Bostalsee, der Losheimer 
Stausee, die Saarschleife sowie die Völklin-
ger Hütte touristisch aktiv erschlossen sind, 
bedarf es eines neuen Aufbruchs für den Pe-
terberg.

Die Gemeinde Nonnweiler hat deshalb im 
Jahre 2018 durch die ARGE Erlebniskontor 
GmbH & die Profund Consult GmbH eine 
Studie mit dem Titel „Touristisches 
Gesamtkonzept Nonnweiler unter besonde-
rer Berücksichtigung des Freizeitzentrums 
Peterberg“ erstellen lassen.

Zielsetzung war die Prüfung der künftigen 
Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinde 
im Tourismus, die durch einige naturräumli-
che und kulturelle Besonderheiten geprägt 
ist (Stichworte: Keltischer Ringwall, Natio-
nalpark). Hierbei sollte ein touristisches 
Gesamtkonzept entwickelt werden, das ins-
besondere das Freizeitzentrum Peterberg 
sowie notwendige und mögliche Reattrakti-
vierungsmaßnahmen am Standort betrach-
tet.

Im Rahmen der Analyse wurden u.a. neben 
der Eruierung der Rahmenbedingungen, 
mögliche Konzeptideen und Maßnahmen 
entwickelt und hinsichtlich ihrer Potenziale 
(auch ökonomisch) bewertet. Besonderes 
Augenmerk lag hierbei auch auf der wirt-
schaftlichen Betrachtung und Reaktivierung 
des Freizeitzentrums Peterberg, um den Ein-
satz der notwendigen öffentlichen und pri-
vaten Investitionen abschätzen zu können. 
Darüber hinaus wurden weitere themati-
sche und räumliche Anknüpfungspunkte 
und Maßnahmen zur Steigerung der Ge-
samtattraktivität von Nonnweiler betrach-
tet.

Die Ergebnisse und der Austausch mit wei-
teren Experten (Herstellern, Betreiber, etc.) 
bildeten die Grundlage der aufgezeigten Er-
gebnisse, die im Laufe der Zeit immer wie-
der abgestimmt und auch v.a. hinsichtlich 
der ökonomischen Fragestellungen be-
leuchtet wurden. 

Nach Zustimmung der Verantwortlichen 
zum Konzept, wurden in einem ersten 
Schritt die planungsrechtlichen Hinweise 
zur Umsetzung des „Handlungskonzeptes 
Peterberg“ durch die Kernplan GmbH, 
Kirchenstraße 12, 66557 Illingen, in einer 
Projektskizze zusammengefasst.

Anlass und Ziel der Planung

Ziel der vorliegenden Planung ist die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Weiterentwicklung des Freizeitzent-
rums Peterberg und Entwicklung des Peter-
berg-Gipfels zu einer Landmarke im Nord-
saarland. Ziel ist es, den Peterberg als Ta-
ges- und Wochenendausflugsziel zu stär-
ken.

Die bereits bestehenden Freizeit- und Sport-
einrichtungen sollen hierzu durch zusätzli-
che familienkompatible Angebote im Tal, am 
Hang und auf dem Gipfel ergänzt werden. 
Als angedachte Nutzungen sind unter an-
derem Adventure-Golf und Family Trailpark 
zu nennen.

Zur internen Erschließung des Peterberges 
ist die Errichtung einer Standseilbahn im 
Umlauf-System geplant, welche das Tal, den 
Hang und den Gipfel verbindet und für 
sämtliche Zielgruppen (Wanderer, Spazier-
gänger, Biker, etc.) geeignet ist.

In kurzer Entfernung zum Plangebiet befin-
det sich mit der Autobahnanschlussstelle 
Braunshausen (A 1) eine sehr gute Anbin-
dung an das regionale und überregionale 
Verkehrsnetz.

Das Planvorhaben ist nach aktueller rechtli-
cher Grundlage des § 35 BauGB nicht reali-
sierungsfähig. Zur Schaffung der planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Zuläs-
sigkeit des Planvorhabens bedarf es daher 
der Aufstellung des Bebauungsplanes. 

Die Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler 
hat somit gem. § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 1 
BauGB die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Freizeit-
zentrum Peterberg“ beschlossen.

Auf Grundlage der im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung eingegangenen Stellung-
nahmen und der fortgeschrittenen Detail-
planung wurden die geplanten Nutzungen 

reduziert und optimiert (Wegfall Waldtrails 
Bikepark, Glamping, Ziplinepark, Zauber-
teppich, Summertubing, Traceboarding).  
Hierdurch reduziert sich der ursprüngliche 
Geltungsbereich von ca. 38,5 ha auf ca. 
16,1 ha. Der ursprüngliche Geltungsbereich 
wird ersetzt.

Die genauen Grenzen des Bebauungsplanes 
sind der Planzeichnung des Bebauungs- 
planes zu entnehmen. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-
planes „Freizeitzentrum Peterberg“ wurde 
eine Umweltprüfung gem. § 2a BauGB 
durchgeführt und ein Umweltbericht gem. § 
2 Abs. 4 BauGB erstellt. Der Umweltbericht 
ist gesonderter Bestandteil der Begrün-
dung.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt. Mit der Erstel-
lung des Umweltberichtes ist das Planungs-
büro Neuland-Saar, Brückenstraße 1, 66625 
Nohfelden-Bosen beauftragt.

Die offenen, unbestockten Flächen der 
Hangbereiche (Rodel- sowie ehemalige Ski-
piste) werden großflächig von nach § 30 
BNatSchG/§ 22 SNG geschützten Mager-
wiesen des FFH-LRT 6510 in Erhaltungszu-
stand B+ eingenommen. Die ökologisch 
hochwertigsten Wiesenbereiche am östli-
chen oberen Mittel- und unteren Oberhang 
werden von Überplanungen ausgespart und 
im Bebauungsplan als Grünflächen/Flächen 
für Naturschutzmaßnahmen festgesetzt. Ein 
gänzlicher Verzicht auf die Inanspruchnah-
me von gesetzlich geschützten Biotopen ist 
jedoch nicht möglich. 

Die vorgesehene Bebauungsplanung zur 
Realisierung des Planvorhabens ist daher 
nur möglich, wenn von der Gemeinde bei 
der Unteren Naturschutzbehörde im Lan-
desamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 
(LUA) ein Antrag auf Ausnahmegenehmi-
gung von den Bestimmungen des § 30 
BNatSchG bzw. bei der Obersten Natur-
schutzbehörde im Ministerium für Umwelt, 
Klima, Mobilität, Agrar und Verbraucher-
schutz (MUKMAV) die Beantragung einer 
Befreiung gestellt und diese von der zustän-
digen Genehmigungsbehörde gewährt 
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wird. Dies muss bis zum Satzungsbeschluss 
über den Bebauungsplan erfolgen. Ein ent-
sprechender Antrag wurde gestellt.

Mit der inhaltlichen Ausarbeitung des Fach-
gutachtens zum Antrag auf Ausnahmege-
nehmigung bzw. Erteilung einer Befreiung 
als Grundlage zur Beurteilung, ob die Vor-
aussetzungen für eine Ausnahme bzw. eine 
Befreiung vorliegen, wurde das Planungs-
büro Neuland-Saar, Brückenstraße 1, 66625 
Nohfelden-Bosen beauftragt.

Das Plangebiet liegt mit Ausnahme des 
nördlichen Teils der im Norden des 
Geltungsbereiches liegenden Talstation des 
Freizeitzentrums Peterberg mit bereits be-
stehenden Freizeitnutzungen und großen 
Parkplätzen innerhalb des insgesamt ca. 
582 ha großen, aus vier Teilflächen be-
stehenden Landschaftsschutzgebietes L 
02.01.03 „Landschaftsschutzgebiet im 
Landkreis St. Wendel - in der Gemeinden 
Nonnweiler“.

Gem. § 26 Abs. 2 BNatSchG sind innerhalb 
von Landschaftsschutzgebieten alle Hand-
lungen verboten, die den Charakter des Ge-
bietes verändern oder dem besonderen 
Schutzzweck zuwiderlaufen. Daher wieder-
sprechen die geplanten neuen Freizeitnut-
zungen, die mit der dauerhaften Überbau-
ung oder zumindest starken Überprägung 
von aktuellen - teilweise ökologisch sehr 
hochwertigen - Wiesenflächen verbunden 
sind, grundsätzlich dem Schutzzweck des 
Landschaftsschutzgebietes.

Die vorgesehene Bebauungsplanung zur 
Realisierung des Planvorhabens innerhalb 
des Landschaftsschutzgebietes ist daher nur 
möglich, wenn die zuständige Oberste Na-
turschutzbehörde ein formelles Ausgliede-
rungsverfahren der Eingriffsbereiche aus 
dem Landschaftsschutzgebiet durchführt 
und die Verordnung über das Landschafts-
schutzgebiet entsprechend geändert wird. 
Zur Realisierung des Vorhabens wird daher 
von der Gemeinde Nonnweiler ein Antrag 
auf Ausgliederung der für intensive Freizeit-
nutzungen vorgesehenen Flächen gestellt. 
Ein entsprechender Antrag wurde gestellt.

Mit der inhaltlichen Ausarbeitung des Aus-
gliederungsantrages, wurde das Planungs-
büro Neuland-Saar, Brückenstraße 1, 66625 
Nohfelden-Bosen beauftragt.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Nonnweiler stellt für den Großteil des 
Plangebietes eine Sonderbaufläche und 
geplante Sonderbauflächen dar. Der westli-
che und östliche Randbereich ist als Fläche 
für Wald und im nordwestlichen Randbe-
reich als Hauptverkehrsfläche dargestellt. 
Darüber hinaus ist eine Umgrenzung eines 
Landschaftsschutzgebietes dargestellt. Das 
Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB 
ist somit nicht erfüllt. Aus diesem Grund 
wird für den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes der Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Nonnweiler im Parallelverfahren 
gem. § 8 Abs. 3 BauGB teilgeändert.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt südöstlich des Ortsteils 
Braunshausen, im Bereich des bestehenden 
Freizeitzentrums Peterberg. Der südwestli-
che Randbereich liegt innerhalb der Gemar-
kung Kastel. Das Plangebiet erstreckt sich 
von der Talstation samt Infrastrukturein-
richtungen (z.B. Bauhof, Parkplatz,...) im 
Norden über die ehemalige Skipiste bis zum 
Gipfelplateau im Süden auf einer Gesamt-
fläche von ca. 16,1 ha. 

Nutzung des Plangebietes 
und Umgebungsnutzung, 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet stellt sich aktuell dreigeteilt 
dar. Der nördliche und zentrale (Bereich der 
ehemaligen Skipiste) Teilbereich des 
Plangebietes ist in Form des bestehenden 
Freizeitzentrums Peterberg bereits durch 
touristische Nutzungen geprägt. Die westli-
chen und östlichen Randbereiche werden, 
bis auf vereinzelte Grünlandflächen, größ-
tenteils forstwirtschaftlich genutzt. Das Gip-
felplateau stellt sich als mit vereinzelten Ge-
hölzstrukturen versehene Freifläche dar.

In kurzer Entfernung nordwestlich schließt 
die bebaute Ortslage des Ortsteils Brauns-
hausen an das Plangebiet an. Nordöstlich 
des Plangebietes befindet sich das Jugend-
zentrum mit Sportanlagen und Gästehaus 
des Saarländische Turnerbundes sowie das 
Schulungszentrum des Saarländischen Fuß-
ballverbandes (DFB-Stützpunkt).

Die westliche, südliche und östliche Umge-
bung des Plangebietes ist überwiegend 
durch forst- sowie vereinzelten landwirt-
schaftlichen Nutzflächen geprägt

Grundlagen

Lage des Plangebietes; ohne Maßstab; Quelle: LVGL, ZORA; Bearbeitung: Kernplan
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Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet weist ein sehr starkes von 
Süden nach Norden gerichtetes Gefälle auf. 
Das Gelände fällt vom höchsten zum nied-
rigsten Punkt von ca. 585 m NHN auf 415 
m NHN um ca. 170 m ab. Im Rahmen der 
Umsetzung einzelner Bike-Strecken werden 
kleinere Streckenabschnitte noch einmal zu-
sätzlich durch die Anlage künstlicher Sprün-
ge modelliert. Wesentliche Änderungen der 
Topografie sind jedoch nicht vorgesehen. Es 
ist somit nicht davon auszugehen, dass sich 
die Topografie in besonderer Weise auf die 
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes 
auswirken wird. Die Topografie ermöglicht 
insgesamt die geplante Nutzung des Gebie-
tes.

Verkehrsanbindung

Die Erschließungssituation wird durch die 
vorliegende Planung nicht geändert. Die 
Stellplatzflächen des Freizeitzentrums Pe-
terberg sind über die Straße „Zum Wäld-
chen“ bereits erschlossen. Die Straße „Zum 
Wäldchen“ führt im weiteren Verlauf über 
die Peterbergstraße und Ernst-Wagner-Stra-
ße durch den Ortsteil Braunshausen zur 
Landesstraße L 329 und bindet das 
Plangebiet hierüber an das überörtliche Ver-

kehrsnetz an. Die nächstgelegenen Auto-
bahnanschlüsse zur BAB 1 (Braunshausen) 
sowie BAB 61 (Otzenhausen) befinden sich 
jeweils ca. 3 km Entfernung. Im Rahmen der 
Umsetzung des Planvorhabens werden im 
Bereich zwischen Stellplatzfläche und Tal-
station neue Wege für Radfahrer, Fußgän-
ger und Personal angelegt. 

Ver- und Entsorgung

Die erforderliche Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden bau-
lichen Anlagen des Freizeitzentrums Peter-
berg bereits grundsätzlich vorhanden und 
muss im Rahmen der Realisierung des Plan-
vorhabens ausgebaut werden. 

Bestandsgebäude werden, wie bisher, im 
Mischsystem entwässert. Neubauten sollen 
grundsätzlich im Trennsystem entwässert 
werden, wobei im Einzelfall die genaue 
Form zu prüfen ist (z.B. Kleinkläranlage, Zis-
ternen, Retentionsbecken,…). Die konkrete 
Entwässerungsplanung ist mit den zustän-
digen Fachbehörden abzustimmen.

Berücksichtigung von 
Standortalternativen

Die Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus fol-
genden Gründen außen vor bleiben:

•	 es ist die standortgebundene Weiter-
entwicklung des bestehenden Freizeit-
zentrums Peterberg geplant,

•	 der nördliche und zentrale Bereich des 
Plangebietes ist bereits durch seine 
langjährige Nutzung als Freizeitzentrum 
vorgeprägt und etabliert,

•	 das Plangebiet verfügt durch das be-
stehende Freizeitzentrum bereits über 
eine geeignete Ver- und Entsorgungsin-
frastruktur,

•	 das Plangebiet verfügt über eine be-
stehende Anbindung an das örtliche 
und überörtliche Verkehrsnetz,

•	 der Großteil des Plangebietes ist im Flä-
chennutzungsplan der Gemeinde Nonn-
weiler bereits als Sonderbaufläche und 
geplante Sonderbauflächen dargestellt,

•	 keine nicht ausgleichbaren naturschutz-
fachlichen Restriktionen.

Insofern wurden keine weiteren Standort-
alternativen in Betracht gezogen und auf 
ihre Eignung hin geprüft.

Blick von der Bergstation nach Norden über die frühere Skipiste auf die Talstation und Ortslage Braunshausen
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Grundzentrum Nonnweiler

Vorranggebiete •	 nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 teilweise nachrichtlich übernommene Waldfläche und Siedlungsfläche überwiegend 
Wohnen

•	 Standortbereich Tourismus

•	 (Z 118) Im öffentlichen Interesse liegende fachplanerische Einzelvorhaben, die von 
überörtlicher Bedeutung sind, sind in den in Teil B festgelegten Standort- und Trassen-
bereichen durchzuführen. Die Standort- und Trassenbereiche sind Ziele der Raum-
ordnung, deren Realisierung bzw. Erweiterung jedoch an Hand von Genehmigungs- 
und Planfeststellungs- bzw. Raumordnungsverfahren im Einzelfall auch der notwen-
digen Prüfung der FFH- bzw. Umweltverträglichkeit bedarf.

•	 (120) Mit der Festlegung von Standortbereichen wird deutlich gemacht, welche 
Standorte in den jeweiligen Sektoren für die Landesentwicklung von besonderer Be-
deutung sind. Die dargestellten Standortbereiche sind in Abstimmung mit den jewei-
ligen Fachplanungen Ziele der Raumordnung. Bei Bedarf sollen die Standortbereiche 
entsprechend ausgebaut werden. Die dafür notwendigen Verfahrensschritte bzw. 
Genehmigungen sind bei den dafür zuständigen Stellen einzuholen bzw. zu beantra-
gen.

•	 (121) Für Standort- und Trassenbereiche sind aus raumordnerischer Sicht die grund-
sätzlichen Voraussetzungen für die Durchführung der jeweiligen Planverfahren ge-
geben. Standort- und Trassenbereiche werden in fachlichen Rahmenplänen, Geneh-
migungs- oder Planfeststellungsverfahren näher bestimmt. Die Entscheidung über Art 
und Zeitpunkt der im Einzelnen zu ergreifenden Maßnahmen obliegt dem jeweils 
zuständigen Planungsträger. Entsprechend der gesetzlichen Vorgaben sind im Einzel-
fall die notwendigen Prüfverfahren der FFH- bzw. Umweltverträglichkeit erforderlich.

•	 (130) In den in Teil B dargestellten Standortbereichen für Tourismus (BT) sind die für 
den Tourismus wichtigen Einrichtungen und Maßnahmen vorzusehen. Sie sind zu 
touristischen Zentren zusammenzufassen und in sinnvoller gegenseitiger funktionaler 
Ergänzung aufeinander abzustimmen. Die Standortbereiche sind bei räumlichen Pla-
nungen und Maßnahmen zu beachten, insbesondere sind sie in Bauleitplänen in der 
Fläche zu konkretisieren und festzulegen. Dem Tourismus entgegenstehende Nutzun-
gen sind an den Standortbereichen grundsätzlich nicht zulässig.

•	 (132) Als Standortbereiche für Tourismus werden neben den staatlich anerkannten 
Kur- und Erholungsorten diejenigen Einrichtungen aufgeführt, die von überörtlicher 
Bedeutung sind und deren Entwicklung aus touristischer Sicht sinnvoll ist. Da es sich 
in einigen Fällen um Standortbereiche für kulturelles Erbe handelt, ist eine zusätzliche 
Festlegung als Standortbereich für kulturelles Erbe erfolgt.

•	 (133) Standortbereiche für Tourismus (BT) beinhalten größere, für den überregionalen 
Tourismus wichtige Einrichtungen der Segmente Kur- und Erholungstourismus, wie 
z.B. Heilklimatische Kurorte, Kneippkurorte, Luftkurorte, Erholungsorte, Ferienparks 
mit mehr als 1.000 Betten und Stauseen mit über 20 ha Wasserfläche, sowie des 
Segments Kultur- bzw. Städtetourismus. An den festgelegten Standorten sind ent-
sprechende bauliche und betriebliche Maßnahmen raumordnerisch grundsätzlich un-
bedenklich

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben
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Kriterium Beschreibung

Landschaftsprogramm •	 Im aktuellen (behördenverbindlichen) Landschaftsprogramm des Saarlandes (Juni 
2009) erfolgen innerhalb des direkten Geltungsbereiches ausschließlich Aussagen 
bezüglich des Bodens. Auf ca. 2/3 des Plangebietes wird - in den steileren Hangberei-
chen - auf Böden mit besonderen Standorteigenschaften hingewiesen. Dies geht auf 
die Flachgründigkeit und Nährstoffarmut des in den Steilbereichen vorkommenden 
Rankers zurück. Diese Bereiche liegen größtenteils außerhalb der Eingriffsbereiche, es 
kommt lediglich kleinflächig zu Überschneidungen im Bereich des oberen Teils des 
geplanten Mini-Bikeparks. Da es hier zu keinen größeren Eingriffen in den Boden 
kommen wird und sich die Überplanungen auf einen sehr kleinen Flächenanteil be-
schränken werden (Biketrails), ist dies nicht mit relevanten Beeinträchtigungen des 
Bodens verbunden.

•	 Im nördlichen Bereich sowie am Oberhang des Peterberges sind seltene Bodentypen, 
die gleichzeitig zu den durchlässigen Böden zählen, dargestellt. Dies geht auf den 
vulkanischen Untergrund zurück. Die nördlichen, größtenteils bereits überbauten Be-
reiche liegen innerhalb von vorgesehenen Sondergebieten. Die Versiegelungen und 
Überbauungen werden auf ein Minimum reduziert. Aufgrund der überschaubaren 
Größe werden keine erheblichen Beeinträchtigungen erwartet. Es ist darauf zu ach-
ten, dass die vorgesehen Kompensationsmaßnahmen auch zu einer Aufwertung der 
Bodenfunktionen führen, um dadurch eine Kompensation der ausgelösten Bodenbe-
einträchtigungen zu erreichen. 

•	 Ansonsten erfolgen für den Geltungsbereich keine weiteren Aussagen. Für die östlich 
angrenzenden, sehr kleinflächig in das Plangebiet hineinreichenden Waldbestände 
wird großflächig eine prioritäre Überführung standortfremder Waldbeständen auf 
Standorten mit besonderem Entwicklungspotenzial vorgeschlagen.

•	 Das Landschaftsprogramm schlägt eine Neukonzeption der Landschaftsschutzgebie-
te des Saarlandes vor, die das vorherige Landschaftsschutzgebietssystem ersetzen 
soll. Die Schwerpunkte der Neuordnung liegen unter anderem auf Landschaftsaus-
schnitten mit besonderer Bedeutung für das Landschaftsbild und die Erholung. Nach 
dieser Neukonzeption liegen sowohl das gesamte Plangebiet als auch die östlich und 
westlich großflächig anschließenden Waldbestände außerhalb der vorgeschlagenen 
Schutzgebietskulisse. 

•	 Auf der Basis der Darstellungen des Landschaftsprogramms ergeben sich keine Hin-
weise auf einen besonderen Wert des Plangebietes für den Naturschutz und die 
Landschaft. Dem Gebiet wird weder eine besondere Bedeutung für den Natur-, Kli-
ma- und Wasserschutz zugewiesen, noch werden spezielle Aussagen über eine be-
sonders zu berücksichtigende Funktion für die Landschaft getroffen. Lediglich bezüg-
lich des Schutzgutes Bodens ergibt sich eine spezielle Betrachtungsrelevanz.

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

•	 Der Geltungsbereich befindet sich nicht innerhalb, direkt angrenzend oder in dichter 
Nachbarschaft zu einem Natura 2000-Gebiet (im Saarland rechtsverbindlich als Na-
turschutz-/Landschaftsschutzgebiet festgesetzt), so dass direkte Beeinträchtigungen 
ausgeschlossen werden können. Demnach könnten maximal indirekte Wirkungen 
zum Tragen kommen.

•	 Hierbei könnte es sich um eine Einschränkung von essenziellen Biotopverbundfunk-
tionen handeln oder um den Verlust/eine qualitative oder quantitative Verschlechte-
rung von essenziellen Habitaten für das Schutzgebiet maßgeblicher Zielarten. Dies 
könnte lediglich Arten mit großem Aktionsraum, der deutlich über die Grenzen des 
Schutzgebietes hinausgehen, betreffen.

•	 Das dichteste Natura 2000-Gebiet liegt in einer Entfernung von ca. 70 m südöstlich 
des Geltungsbereichs.

•	 Es handelt sich um das als Landschaftsschutzgebiet „Eiweiler“ festgesetzte 
FFH-Gebiet FFH-L 6408-305, laut der Angaben im GeoPortal ein vielgestaltiger Land-
schaftsausschnitt in Mittelgebirgslage mit Heiden und Borstgrasrasen sowie teilweise 
exponierten Vulkanitfelsen mit sehr gut ausgebildeten Felsgrus-Fluren. Schutzzweck 
ist laut der Verordnung vom 04.11.2015 die Erhaltung, Wiederherstellung und Ent-
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wicklung eines günstigen Erhaltungszustandes einschließlich der räumlichen Vernet-
zung der FFH-Lebensraumtypen 6230 (Borstgrasrasen), 4030 (trockene europäische 
Heiden), 6410 (Pfeifengraswiesen), 6430 (feuchte Hochstaudenfluren), 6510 Magere 
Flachland-Mähwiesen sowie 8230 (Silikatfelsen mit Pioniervegetation). Als inkl. ihrer 
Lebensräume zu schützende Zielarten werden Groppe, Großer Feuerfalter und Golde-
ner Scheckenfalter definiert.

•	 Im Nordwesten beginnt in ca. 160 m das Landschaftsschutzgebiet „Südlich Brauns-
hausen“ (FFH-L 6408-303), ein Wiesengebiet südlich und östlich von Braunshausen 
mit einzelnen Ackerparzellen und Feldgehölzen sowie einigen Wiesenparzellen mit 
artenreichen submontanen Magerwiesen, Pfeifengraswiesen und Borstgrasrasen 
(siehe obige Abbildung). In der Verordnung vom 14.08.2015 wird als einzige maß-
gebliche Zielart der Große Feuerfalter genannt. Maßgebliche FFH-Lebensraumtypen 
sind artenreiche Borstgrasrasen (6230), Auenwälder (91E0), Pfeifengraswiesen 
(6410), Feuchte Hochstaudenfluren (6430) sowie magere Flachlandmähwiesen 
(6510).

•	 Keine der in den Verordnungen der beiden Schutzgebiete jeweils genannten Zielarten 
kommt im Plangebiet vor und dieses bietet auch keine geeigneten Habitatstrukturen 
für diese Arten. Für die genannten Zielarten kommen dem Plangebiet daher keine 
besonderen Funktionsbeziehungen zu.

•	 Die meisten der in der jeweiligen Verordnung definierten maßgeblichen 
FFH-Lebensraumtypen kommen im Plangebiet nicht vor. Der im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes liegende Borstgrasrasen (FFH-LRT 6230) sowie der größte Teil der 
submontanen Magerwiesen des FFH-LRT 6510 in EHZ B+ werden von Überplanun-
gen ausgespart und deren Erhalt sowie die Durchführung eines geeigneten Pflege-
regimes durch entsprechende Festsetzungen gesichert. Zur Kompensation der in An-
spruch genommenen LRT 6510-Wiesen in EHZ B+ erfolgt im Rahmen von Ausgleichs-
maßnahmen deren adäquate Neu-Entwicklung im funktionalen Zusammenhang. 
Daher werden ebenso wenig die funktionalen Beziehungen bezüglich des maßgebli-
chen Lebensraumtyps 6510 negativ verändert. Die im Bebauungsplan als Grünflä-
chen/Flächen für Naturschutzmaßnahmen festgesetzten und daher auch nach Plan-
realisierung großflächig unverändert erhaltenen FFH-LRT 6510-Wiesen in EHZ B+ 
innerhalb des Bebauungsplangebietes als Biotopverbundelemente sowie die große 
Anzahl weiterer im Umfeld vorhandener FFH-LRT 6510-Wiesen gewährleisten auch 
zukünftig deren ausreichende Biotopvernetzung.

•	 Erhebliche Beeinträchtigungen der beiden benachbarten FFH-Gebiete werden daher 
insgesamt ausgeschlossen. Aufgrund der ausreichend großen Entfernungen sowie 
der dazwischen liegenden Gehölzbestände sind auch während der Bauarbeiten keine 
speziellen Schutzmaßnahmen notwendig.

Naturpark •	 Der Geltungsbereich liegt im gemäß § 27 BNatSchG geschützten, mit Saarländischer 
Verordnung vom 1.3.2007 festgesetzten „Naturpark Saar-Hunsrück“ (geändert 
durch die Verordnung vom 30.7.2010). Schutzzweck ist laut § 2 der Verordnung die 
Erhaltung, Pflege und Entwicklung der Mittelgebirgslandschaft mit ihren die Land-
schaft prägenden Merkmalen zur Erholung der Bevölkerung und für den naturver-
bundenen Tourismus. Gemäß § 3 der Verordnung sollen Bauleitplanung und örtliche 
Bauvorschriften bzw. Gestaltungsempfehlungen eine am Landschaftsbild orientierte 
Siedlungsentwicklung und Bautätigkeit gewährleisten.

•	 Der Geltungsbereich befindet sich im direkten Anschluss an die bereits bestehenden 
Freizeitnutzungen des Freizeitzentrums Peterberg inkl. diverser Infrastrukturen und 
baulicher Anlagen sowie der dadurch ausgelösten Beeinträchtigungen und Vorbelas-
tungen.

•	 Daher sowie durch die bereits aktuell vorhandene deutliche anthropogene 
Überprägung des Landschaftsausschnitts durch die von Gehölzen freigestellten Hän-
ge im Bereich einer ehemaligen Skipiste kommt dem Plangebiet nur eine geringe 
Bedeutung für das Landschaftsbild zu. Darüber hinaus beschränken die nur einge-
schränkte Einsehbarkeit des Gebietes durch die umgebenden Bewaldung sowie die 
geringe Raumwirksamkeit der Planungen die visuellen Wirkungen.
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•	 Die Verordnung beinhaltet keine Verbotstatbestände, die der Umsetzung des Vorha-
bens entgegenstehen würden. Da die vorgesehenen zusätzlichen Freizeitnutzungen 
der Erholung der Bevölkerung sowie dem naturverbundenen Tourismus dienen, steht 
das Planvorhaben im Einklang mit den Zielsetzungen des Naturparks.

Sonstige Schutzgebiete: Landschafts-
schutz-, Wasserschutzgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Naturparks, Na-
tionalparks, Biosphärenreservate

•	 Das Plangebiet liegt zu großen Flächenanteilen innerhalb des insgesamt ca. 582 ha 
großen, aus vier Teilflächen bestehenden Landschaftsschutzgebietes L 02.01.03 
„Landschaftsschutzgebiet im Landkreis St. Wendel - in der Gemeinde Nonnweiler“. 
Dieses geht auf die Verordnung vom 30.06.1952 mit der rechtskräftigen Festsetzung 
als Landschaftsschutzgebiet zurück, die mit der „Verordnung über die Ausweisung 
von Landschaftsschutzgebieten im Landkreis St. Wendel“ vom 12.08.1976 aufgeho-
ben und ersetzt wurde.

•	 Die Schutzgebietsausweisung erfolgte großräumig als Sammelausweisung mehrerer 
(insgesamt 28) Landschaftsschutzgebiete im Landkreis St. Wendel und betrifft meh-
rere Gemeinden sowie die Stadt St. Wendel. Die im Rahmen dieser Sammelauswei-
sung im Landkreis St. Wendel ausgewiesenen Landschaftsschutzgebiete umfassen 
insgesamt eine Fläche von rund 15.680 ha, was einem Anteil von ca. 33% der Land-
kreisfläche entspricht. Im westlich anschließenden Landkreis Merzig setzt sich die 
ebenfalls im Rahmen einer Sammelverordnung festgesetzte Landschaftsschutzge-
bietskulisse weiter fort. Die nachfolgende Abbildung zeigt einen Luftbildausschnitt 
mit der Abgrenzung des von dem Planvorhaben betroffenen Landschaftsschutzge-
biets sowie der Lage des Plangebietes.

•	 Das betroffene Landschaftsschutzgebiet umfasst eine großflächig bewaldete und 
deutlichbewegte Landschaft mit immer wieder eingelagerten Offenlandflächen. Ein 
spezieller Schutzzweck wird in der Verordnung nicht definiert.

•	 Landschaftsschutzgebiete sind laut § 26 Abs. 1 BNatSchG rechtsverbindlich festge-
setzte Gebiete, in denen ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft erforderlich 
ist

•	 zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts oder der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten 
und Lebensräumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten,

•	 wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder der besonderen kulturhistori-
schen Bedeutung der Landschaft oder

•	 wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erholung.

•	 Gemäß § 26 Abs. 2 BNatSchG sind innerhalb von Landschaftsschutzgebieten alle 
Handlungen verboten, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem besonde-
ren Schutzzweck zuwiderlaufen. In § 3 der Verordnung werden als Verbote alle Ver-
änderungen genannt, die geeignet sind, den Naturhaushalt zu schädigen, das 
Landschaftsbild zu verunstalten oder den Naturgenuss zu beeinträchtigen.

•	 Daher widersprechen die geplanten neuen Freizeitnutzungen, die mit der dauerhaf-
ten Überbauung oder zumindest starken Überprägung von aktuellen - teilweise öko-
logisch sehr hochwertigen - Wiesenflächen verbunden sind, grundsätzlich dem 
Schutzzweck eines Landschaftsschutzgebietes.

•	 Die vorgesehene Bauleitplanung zur Realisierung des Planvorhabens innerhalb des 
Landschaftsschutzgebiets ist daher nur möglich, wenn die zuständige Oberste Natur-
schutzbehörde ein formelles Ausgliederungsverfahren (§ 20 Abs. 1 bis Abs. 4 SNG 
i.V.m. § 26 BNatSchG) der Eingriffsbereiche aus dem Landschaftsschutzgebiet durch-
führt und die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet entsprechend geändert 
wird.

•	 Zur Realisierung des Vorhabens wird daher von der Gemeinde Nonnweiler ein Antrag 
auf Ausgliederung der für intensive Freizeitnutzungen vorgesehenen Flächen gestellt. 
In Absprache mit dem Ministerium für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar und Verbrau-
cherschutz (Mail vom 15.06.2022, Herr Sebastian) soll das Ausgliederungsverfahren 
lediglich die Überschneidungsbereiche mit den Sondergebieten SO1 (Talstation Frei-
zeitzentrum), SO 3 (Family-Trailpark Freizeitzentrum) und SO 5 (Bergstation Freizeit-
zentrum) betreffen. Die als Grün- und Waldflächen sowie als Flächen für Naturschutz-
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maßnahmen festgesetzten Bereiche können und sollen im Landschaftsschutzgebiet 
verbleiben. Eine Ausgliederung der bestehenden Sommerrodelbahn (SO 4) sowie der 
geplanten aufgeständerten Seilbahn wird aufgrund des linearen Verlaufs und der 
Lage für wenig zweckmäßig angesehen, so dass diese Flächen innerhalb der Flächen-
kulisse verbleiben. Die von diesen ausgehenden Wirkfaktoren liegen im marginalen 
Bereich und stehen der Lage innerhalb des Landschaftsschutzgebiets nicht entgegen. 
Die als Grün- und Waldflächen sowie als Flächen für Naturschutzmaßnahmen fest-
gesetzten Bereiche können und sollen im Landschaftsschutzgebiet verleiben. Ledig-
lich die beiden an das Sondergebiet SO 3 angrenzenden Waldflächen im Westen/ 
Nordwesten werden nach einer weiteren Absprache mit dem Ministerium für Um-
welt, Klima, Mobilität, Agrar und Verbraucherschutz (Mail vom 17.10.2022 und Tele-
fonat vom 18.10.2022, Herr Sebastian, Referat D/1) im Überschneidungsbereich mit 
dem Landschaftsschutzgebiet zur Egalisierung der Abgrenzung ebenfalls in die aus-
zugliedernde Fläche integriert.

Geplante neue Schutzgebietskulisse L 02.01.03 (grüne Linie) und Geltungsbereich 
(weiße Balkenlinie):

Quelle: LVGL, ZORA, Bearbeitung Kernplan

•	 Als Grundlage für den Antrag auf Ausgliederung aus der Schutzgebietskulisse wird 
ein separates Gutachten erstellt (Planungsbüro NEULAND-SAAR, 2022), das sich auf 
die ausführlichen Ausführungen zu den verschiedenen Schutzgütern in diesem 
Umweltbericht bezieht. Das Gutachten fasst zusammen, dass aufgrund der bestehen-
den Vorbelastungen durch die bereits aktuell auf den Flächen stattfindenden Nutzun-
gen dem Ausgliederungsgebiet keine besonders schutzwürdige Funktion für die 
Landschaft und das Landschaftsbild zukommt. Bei Beachtung der auf Bebauungs-
planebene festgesetzten Vermeidungs-, Minimierungs-, Kompensations- und Erhal-
tungsmaßnahmen können erhebliche Beeinträchtigung der Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit des Naturhaushalts und der Regenerationsfähigkeit sowie der nach-
haltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter abgewendet werden. Für die naturgebun-
dene Erholungsnutzung steht das Gebiet durch die Festsetzung als Sondergebiet 
Freizeitzentrum auch nach Ausgliederung aus der Schutzgebietskulisse zur Verfügung, 
so dass es diesbezüglich zu keinen Änderungen kommen wird.

•	 Aus den oben genannten Gründen bestehen aus fachgutachterlicher Sicht keine 
zwingenden Gründe für die Unterschutzstellung der für eine Ausgliederung beantra-
gen Flächen. Eine Ausgliederung ist möglich, ohne den landschaftlichen Charakter 
oder den Erholungswert des restlichen Gebietes zu verändern oder nachhaltige nega-
tive Auswirkungen auf den Naturhaushalt auszulösen.
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Dies ist auch angesichts der Größe der verbleibenden, auch weiterhin unter Schutz 
gestellten Fläche zu sehen. Das für eine Ausgliederung beantragte Gebiet stellt mit 
einer Flächengröße von insgesamt ca. 4,26 ha lediglich ca. 0,7 % der Fläche des di-
rekt betroffenen Landschaftsschutzgebietes bzw. ca. 0,03 % der Fläche der Land-
schaftsschutzgebietskulisse, die im Rahmen derselben Sammelausweisung im Land-
kreis St. Wendel ausgewiesenen wurde, dar. Eine Ausgliederung des Plangebietes 
liegt daher aufgrund der geringen Flächengröße im Bagatellbereich. 

•	 Das in § 26 BNatSchG Absatz 1 definierte grundsätzliche Ziel von Landschaftsschutz-
gebieten, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und die nach-
haltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter zu erhalten, entwickeln und wiederherzu-
stellen sowie den spezifischen Charakter einer Landschaft unter Beachtung ihrer Be-
deutung für die Erholung zu schützen, wird auch bei einer Ausgliederung der Gebiete 
weiterhin erreicht.Da die geplante Erweiterung des Freizeitzentrums im öffentlichen 
Interesse liegt und keine anderen vertretbaren Standortalternativen existieren (Orts-
gebundenheit durch das bereits bestehende Freizeitzentrum; Neuplanungen im direk-
ten Anschluss an bereits bestehende Belastungen), ist die Lage innerhalb des Land-
schaftsschutzgebietes unumgänglich.

•	 Eine Ausgliederung des Plangebietes aus der Landschaftsschutzgebietskulisse ist aus 
fachgutachterlicher Sicht möglich. Dies wird durch die Aussagen und Darstellungen 
des saarländischen Landschaftsprogramms bestätigt. Nach der im saarländischen 
(zwar nicht rechtsverbindlichen, aber behördenverbindlichen) Landschaftsprogramm 
dargestellten Neukonzeption der Landschaftsschutzgebiete des Saarlandes, die das 
vorherige Landschaftsschutzgebietssystem ersetzen soll, ist im Bereich des Plange-
bietes kein Landschaftsschutzgebiet mehr vorgesehen. Bei dieser Neukonzeption sind 
der gesamte Geltungsbereich wie auch die östlich und westlich angrenzenden Wald-
bestände von der Schutzgebietskulisse ausgenommen.

•	 In Kapitel 6.6.2 des Landschaftsprogramms zu Landschaftsschutzgebieten wird aus-
geführt, dass „in vielen Teilen des Saarlandes die Abgrenzung der Landschaftsschutz-
gebiete fachlich nicht mehr nachvollziehbar und in Bezug auf den geschützten Flä-
chenanteil uneffektiv“ ist. Bei der Neuordnung soll eine Fokussierung auf die tatsäch-
lichen Belastungs- und Konfliktbereiche mit besonderer Bedeutung für Erholung und 
Landschaft erfolgen und die Schutzgebietskulisse auf die als besonders wertvoll be-
werteten Kulturlandschaften des Saarlandes, stark beanspruchte Auen sowie schutz-
bedürftige Bereiche in Siedlungsnähe begrenzt werden. Nach den Ausführungen im 
Landschaftsprogramm soll die neu vorgesehene Flächenkulisse auf den Schutz der-
zeit schutz- und entwicklungsbedürftiger Flächen zielen und fokussiert sich auf die 
tatsächlichen Belastungs- und Konfliktbereiche mit besonderer Bedeutung für Erho-
lung und Landschaft. 

•	 Die vorgesehene Herausnahme des Plangebietes aus der zukünftig geplanten Schutz-
gebietskulisse macht die geringe Bedeutung und Schutzbedürftigkeit (die aufgrund 
der fehlenden Nennung des Schutzzwecks in der Verordnung ohnehin nicht nach-
vollziehbar ist) deutlich. Die beantragte Ausgliederung nimmt quasi die ohnehin vor-
gesehene Herausnahme der Flächen im Rahmen der Neukonzeption der Schutzge-
bietskulisse vorweg.

•	 In der Nachbarschaft liegen ca. 70 m südöstlich bzw. ca. 160 m nordwestlich zwei 
weitere Landschaftsschutzgebiete. Dabei handelt es sich um FFH-Gebiete, auf die 
bereits oben eingegangen wurde. Erhebliche Beeinträchtigungen dieser beiden Ge-
biete sind mit dem Planvorhaben nicht verbunden.

•	 Innerhalb oder im näheren Umfeld des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich 
keine weiteren Schutzgebiete. Dies umfasst Naturschutz- und Wasserschutzgebiete, 
Regional- und Nationalparks, festgesetzte Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile sowie Biosphärenreservate. Ebenso wenig liegt das Vorha-
bengebiet innerhalb eines nach § 6 Abs. 1 des Saarländischen Naturschutzgesetzes 
geschützten unzerschnittenen Raumes.

•	 Erhebliche Beeinträchtigungen von Schutzgebieten können ausgeschlossen werden.
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Denkmäler / Naturdenkmäler / archäolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6 
SDSchG oder in amtlichen Karten verzeich-
nete Gebiete

nach derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

•	 nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 Fast das komplette Plangebiet wurde im Rahmen des Arten- und Biotopschutzpro-
gramm unter der Kennung 6408048 - „südöstlich Braunshausen - Gebiet zwischen 
Wäldchen eingeschlossen mit mageren Wiesenbrachen und Säumen, Gebüsch, Be-
senginsterfluren, Waldrändern“ als regional bedeutsame Fläche erfasst. Begründet 
wird dies mit dem Vorkommen einiger in der Roten Liste geführten Arten, die von R. 
Ulrich (1997) nachgewiesen wurden. Hierbei handelt es sich zum einen um die drei 
Schmetterlingsarten Lilagold-Feuerfalter (Lycaena hippothoe) (im Saarland selten und 
in der Roten Liste als „vom Aussterben bedroht“ geführt), Baum-Weißling (Aporia 
crataegi) (im Saarland selten und in der Roten Liste als „stark gefährdet“ geführt) 
sowie Großer Perlmuttfalter (Mesoacidalia/ Speyeria aglaja) (im Saarland mäßig häu-
fig und in der Roten Liste als „gefährdet“ geführt). Daneben wurde im Gebiet die im 
Saarland sehr seltenen Arnika (Arnica montana) (Rote Liste im Saarland als „vom 
Aussterben bedroht“) nachgewiesen. Darüber hinaus wird im Datenblatt als weitere 
vorkommende Schmetterlingsart der Braune Feuerfalter (Lycaena tityrus) genannt. 
Diese Art ist im Saarland häufig und zählt zu den ungefährdeten Schmetterlingsarten. 
Aktuellere Aussagen über die ökologische Wertigkeit liefert die amtliche saarländi-
sche Biotopkartierung. Auf der Grundlage der Angaben im saarländischen GeoPortal 
befinden sich drei FFH-Lebensraumtypen, die gleichzeitig zu den nach § 30 BNatSchG 
bzw. § 22 SNG gesetzlich geschützten Biotopen zählen, innerhalb des Geltungsbe-
reichs.

•	 Es handelt sich zum einen um zwei am Unterhang des Peterbergs liegende Wiesen-
bereiche, die unter der Kennung GB- BT-6408-0105-2016 (ca. 1,55 ha) bzw. GB- BT-
6408-0106-2016 (ca. 2,1 ha) als submontane Magerwiesen des FFH-LRT 6510 
(zED4) in gutem Erhaltungszustand B+ (BBA bzw. BBB) - d.h. mit 6 und mehr B-Arten 
- erfasst wurden. Auf der westlichen Fläche, die 2016 unter der Kennung GB- BT-
6408-0105-2016 erfasst wurde, erfolgte 2021 eine fachliche Prüfung durch Herrn 
F.-J. Weicherding vom ZfB. Diese wird im offiziellen Datenmaterial der amtlichen Bio-
topkartierung unter der Kennung GB-BT-6408-0028-2021 geführt wird. Die Wiesen-
flächen wurden - bei gleicher Abgrenzung - wieder als FFH-LRT 6510 in EHZ B+ be-
wertet.

•	 Die westliche Fläche liegt vollständig, die östliche Fläche sehr kleinflächig innerhalb 
des Eingriffgebietes. Lediglich der südliche Randbereich der östlichen Wiese wird als 
Sondergebiet ausgewiesen, der nördliche Teil als Grünfläche/Fläche für Naturschutz-
maßnahmen, so dass es auf den größten Teilen zu keinen Überplanungen kommt. 

•	 Zum anderen konnte sich am Steilbereich des Oberhangs ein Borstgrasrasen des FFH-
LRT 6230 (zDF0) etablieren. Dieser wurde bei der amtlichen Biotopkartierung unter 
der Kennung GB-6408-0072-2016 bzw. BT-6408-0154-2016 als Borstgrasrasen (ca. 
0,54 ha) mit durchschnittlich-beschränktem Erhaltungszustand C (CCC) erfasst. 
Borstgrasrasen zählen zu den prioritären Lebensraumtypen im Sinne des § 19 
BNatSchG, d.h. im Falle von Eingriffen sind besonders strenge Schutzvorschriften zu 
beachten. Dieser Borstgrasrasen beinhaltet neben einer Reihe von ökologisch be-
deutsamen Schmetterlingsarten ein landesweit bedeutsames Arnika-Vorkommen - 
eine Art des Anhangs V der FFH-Richtlinie - und ist Teil der dem Bebauungsplan 
„Turnerheim“ zugeordneten, insgesamt ca. 2 ha großen Ausgleichsmaßnahmenflä-
che. Im Bebauungsplan „Freizeitzentrum Peterberg“ wird dieser Borstgrasrasen - wie 
im Rahmen einer Vorbesprechung vom 4.8.2021 mit VertreterInnen von MUKMAV 
und LUA abgestimmt - von Überplanungen ausgenommen und als Grünfläche/Fläche 
für Naturschutzmaßnahmen festgesetzt, d.h. hier wird es im Zusammenhang mit dem 
Planvorhaben zu keinen Änderungen oder Beeinträchtigungen kommen.
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•	 Nordwestlich schließt im Anschluss an den (bereits seit Jahren vorhandenen) Park-
platz des Freizeitzentrums eine weitere Magerwiese (zED1) des FFH-LRT 6510 an den 
Geltungsbereich an (ca. 1,4 ha), die aufgrund des hervorragenden Erhaltungszustan-
des A (AAA) ebenfalls dem gesetzlichen Biotopschutz unterliegt. Diese Wiese wurde 
aus dem ursprünglich hier nach Westen hin größeren Geltungsbereich herausgenom-
men und liegt nun außerhalb des Plangebietes. Hier wird es im Zusammenhang mit 
den Neuplanungen zu keinen Änderungen oder Beeinträchtigungen kommen.

•	 Bei den offiziell vorliegenden Geofachdaten wurden die beim ABSP erfassten Arten 
innerhalb der als ökologisch hochwertig bewerteten Flächen übernommen. Dem ent-
sprechend sind innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches im Datenmaterial des 
ABSP-Artpools (alt und 2005) sowie in der Datensammlung ABDS (Arten- und Bio-
topschutzdaten 2013 Saarland inkl. FFH-Arten-Meldungen (Datensatz BfN) Fundorte 
von Lilagold-Feuerfalter (Lycaena hippothoe), Baum-Weißling (Aporia crataegi), Gro-
ßer Perlmuttfalter (Mesoacidalia/Speyeria aglaja), Braune Feuerfalter (Lycaena tityrus) 
sowie Arnika (Arnica montana) (ergänzt durch Erfassung von S. Caspari 2004) ent-
halten. Diese liegen innerhalb der Ausgleichsmaßnahenfläche (inkl. Borstgrasrasen), 
die dem Bebauungsplan „Turnerheim“ zugeordnet wurden, bzw. von Flächen, die im 
Bebauungsplan „Freizeitzentrum Peterberg“ von einer Überplanung ausgenommen 
und als Grünfläche/Fläche für Naturschutzmaßnahmen festgesetzt werden.

•	 Auf dem Berg-Plateau wird darüber hinaus beim ABDS eine Sichtung der Wildkatze 
angegeben (B. Konrad, 2009). Auf der Grundlage der Daten des Artenschutzpro-
gramms Wildkatze im Saarland werden zudem innerhalb der östlich liegenden 
Waldflächen für das Jagdrevier Eiweiler von Rausch regelmäßige (über 20 Jahre) Be-
obachtungen der Wildkatze angegeben (1997). Dem entsprechend zählt das gesam-
te Gebiet zum Kernraum der Wildkatze mit nachgewiesener Reproduktion sowie 
häufigen Nachweisen.

•	 Darüber hinaus gehende Vorkommen planungsrelevanter Arten sind unter Berück-
sichtigung der FFH-gemeldeten Fledermausquartiere40 sowie der vom ZfB/LUA zur 
Verfügung gestellten Shapefiles mit den bekannten Vorkommen windkraft- bzw. pla-
nungsrelevanter Vogelarten (Stand März 2018) und von bedeutsamen Vogelrastge-
bieten im Datenmaterial der offiziell verfügbaren Geofachdaten nicht aufgeführt.

•	 Die offiziell vorhandenen Geofachdaten mit bekannten ökologisch hochwertigen Bio-
topen sowie Vorkommen planungsrelevanter Tier- und Pflanzenarten liefern deutliche 
Hinweise darauf, dass es sich bei großen Teilen des Plangebietes um naturschutzfach-
lich hoch sensible, ökologisch sehr hochwertige Biotope handelt, die teilweise im 
Saarland (sehr) seltenen Arten, die in der Roten Liste geführt werden, Lebensraum 
bieten. Es ist daher davon auszugehen, dass bezüglich der biotischen Schutzgüter ein 
sehr hohes Konfliktpotenzial besteht.

•	 Da es bei Realisierung des Planvorhabens zur Betroffenheit von FFH-Lebensraumtypen 
kommt, muss im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens geprüft werden, ob die 
Möglichkeit der Schadensbewältigung besteht. Weil es sich gleichzeitig um gesetzlich 
geschützte Biotope handelt, muss zur Realisierung des Vorhabens zudem überprüft 
werden, ob die Aufnahmevoraussetzungen nach § 30 BNatSchG erfüllt sind. 

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 
BNatSchG)

Da im Rahmen des Planvorhabens (kleinflächig) Gehölze entfernt werden müssen, ist der 
nach § 39 BNatSchG festgelegte allgemeine Schutz wild lebender Pflanzen und Tiere zu 
beachten. Demnach müssen gemäß § 39 Absatz 5 Punkt 2 BNatSchG generell Rodungs-
arbeiten, Gehölzbeseitigungen und das Auf-den Stock-Setzen außerhalb der Vegetations-
periode und Hauptfortpflanzungszeit der Tiere (1.3. - 30.9.) innerhalb des Zeitraums von 
Anfang Oktober bis Ende Februar durchgeführt werden, um eine Zerstörung besiedelter 
Fortpflanzungsstätten und damit gleichzeitig eine Tötung von Tieren zu verhindern. Dies 
ist im Rahmen der Vermeidungsmaßnahmen zu beachten.

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe Umwelt­
bericht
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Nonnweiler stellt für den Großteil des 
Plangebietes eine Sonderbaufläche und geplante Sonderbauflächen dar. Der östliche 
Randbereich ist als Fläche für Wald sowie der nordwestliche Randbereich als Hauptver-
kehrsfläche dargestellt. Darüber hinaus ist eine Umgrenzung eines Landschaftsschutzge-
bietes dargestellt. Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit nur teilweise 
erfüllt.

Bisherige Darstellung:

Änderung:

Bebauungsplan •	 nicht vorhanden; aktuell nach § 35 BauGB (Außenbereich) zu beurteilen
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Das Projekt

Rahmenbedingungen im  
Tourismus im Saarland

•	 Der Tourismus leistet im Saarland als 
Wirtschaftsfaktor einen maßgeblichen 
Beitrag zum erfolgreichen Strukturwan-
del von der industriellen zur Dienstleis-
tungsgesellschaft. Dazu bringt er zu-
sätzliche Kaufkraft ins Land, schafft 
Arbeitsplätze und trägt als weicher 
Standortfaktor entscheidend zur Stand-
ort- und Lebensqualität der saarländi-
schen Wirtschaft und Bevölkerung bei.

•	 Sankt Wendel mit Nonnweiler und Um-
feld zeichnen sich vor allem durch na-
turnahe Tourismusangebote aus (Wan-
dern, Radfahren, Outdoor- und Natur-
sportarten, Mountainbiking, National-
park,...). Familien und Kleingruppen 
steuern die vorhandenen Einrichtungen 
und Angebote an. Diese Ausrichtung 
soll durch weitere Angebote und Maß-
nahmen gestärkt und ausgebaut wer-
den.

•	 Nach der Eröffnung des Center Parcs 
haben sich v.a. die Übernachtungen so 
erhöht, dass der Landkreis Sankt 
Wendeler Land mit Abstand die höchs-
ten Werte im gesamten Saarland (auf-
grund der Aufenthaltsdauer) aufweist.

•	 Dazu werden zunehmend neue, bis da-
to nicht erreichte, Zielgruppen durch 
die angebotsseitige Differenzierung in 
der Region angesprochen. 

Zielgruppe Aktivitäten, Themen, Treiber

Naturinteressierte/Naturtouristen Natururlauber: Nationalpark  
Aktivurlauber: Wandern (Traumschleifen/-schleif-
chen), Radfahren und Mountainbike

Aktiv-/Sporttouristen Sportevents: Radrennen, Marathon 
Aktivgäste: Wandern, Radfahren etc.

Kultur- und Bildungsinteressierte Kultur, Kelten, Sterne 
Europäische Akademie

Familien mit Kindern Suche nach den besonderen Erlebnisangeboten

Jugendgruppen/-reisen v.a. auch aus dem Center Parcs, Jugendgästehaus 
Tholey/Schaumberg 
Sportstätte Braunshausen

Tagesgäste /Ausflügler in die 
Region  und aus der Region

Bostalsee mit rund 600.000 Übernachtungen und 
hohem Potenzial

•	 Nonnweiler hat touristisch einige starke Themen und Markenansätze:

	- Kelten: Kulturtourismus und Highlight Ringwall (noch fehlende entsprechende 
Vermarktung; fehlende professionelle und regelmäßige Bespielung des Kelten-
dorfes)

	- Nationalpark: Nonnweiler als die NationaIparkgemeinde im Saarland (nicht 
ausgebautes Thema; einziger großer Zugang zum Nationalpark)

	- Peterberg und Sommerrodelbahn: Natursport und Aktivangebote (allerdings 
durch Wegfall Ski und fehlende Neuerungen abnehmende Zugkraft)

	- Talsperre (mit Einschränkung aufgrund der fehlenden Nutzungsmöglichkeiten)

Rahmenbedingungen Nonnweiler

Der Peterberg selber ist nicht nur einzelne Attraktion, sondern v.a. auch möglicher Brückenkopf zwischen 
Bostalsee (Center Parks und weitere Angebote) zum Nationalpark und zur Talsperre.
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Touristisches Angebot auf dem 
Peterberg

Der Peterberg ist mit 584 m eine der höchs-
ten Erhebungen im Saarland. Er liegt rund 
drei Kilometer (Luftlinie) vom Autobahn-
dreieck Nonnweiler (A62, A1) entfernt und 
ist von dort bedingt sichtbar.

Auf bzw. am Peterberg sind folgende Frei-
zeit- und Sporteinrichtungen, aber auch 
Kulturangebote ansässig:

•	 Gemeindlich geführtes Freizeitzentrum 
Peterberg mit Sommerrodelbahn und 
Spielmöglichkeiten (Talstation)

•	 Jugendzentrum mit Sportanlagen und 
Gästehaus des Saarländische Turner-
bundes und Schulungszentrum des 
Saarländischen Fußballverbandes 
(DFB-Stützpunkt)

•	 Vereinsbetriebene Offroadstrecke für 
ferngesteuerte Modellautos (Talstation, 
am Parkplatz)

•	 Vereinsbetriebene Sternwarte Peter-
berg / Beobachtungskuppeln mit Halb-
meter-Teleskop (Gipfelplateau)

•	 Peterbergkapelle (Gipfelplateau)

•	 Die 1974 auf dem Bergplateau errich-
tete Schutzhütte mit Gastronomie wur-
de aufgrund massiven Sanierungsstaus 
im Frühjahr 2018 abgerissen.

Sommerrodelbahn

Trampolin am Freizeitzentrum
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Das Freizeitzentrum Peterberg etablierte 
sich seit 1974 zunächst als Wintersport-
standort. Mangels Schnee und Nachfrage 
wurde der Sesselliftbetrieb 2002, der 
Schleppliftbetrieb 2013 eingestellt.

Das heute auf die Sommersaison ausge-
richtete familienorientierte Angebot an der 
ehemaligen Talstation der Liftanlage um-
fasst:

•	 Sommerrodelbahn (mit 1.800 m Länge 
die längste Bahn im Südwesten)

•	 Großrutschen

•	 Themenspielplatz „Druidendorf‘ (seit 
2018)

•	 Gastronomie/Biergarten

•	 Vierer-Bungeetrampolin (durch Pächter 
betrieben) Parkplatz (350 Stellplätze)

•	 Saison: 
Anfang April bis Ende Oktober

•	 Öffnungszeiten: 
Mi-Sa 13.00 - 18.00 Uhr

•	 So/Feiertage sowie Juli & August 
täglich: 10.00 - 18.00 Uhr

•	 Besuche p.a.: rund 120.000 Gäs-
te

•	 Trägerschaft: 
Gemeinde Nonnweiler

Sommerrodelbahn und Rutschenparadies
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Sternwarte Peterberg

Freizeitzentrum 
Peterberg

Gästehaus
Braunshausen

Sportanlage
Peterberg

Parken  
Freizeitzentrum

Offroadstrecke für  
ferngesteuerte  

Modellautos

Bergplateau

Talstation

Peterbergkapelle

Sommerrodelbahn

Peterberg – Touristisches Angebot 2021

Touristisches Angebot 2021; ohne Maßstab; Quelle: LVGL, ZORA; Bearbeitung: Kernplan
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Erschließung

•	 Die Talstation beherbergt einen großen 
Parkplatz (350 Stellplätze), der nur zu 
stark frequentierten Zeiten vollständig 
ausgelastet ist.

•	 Das Gipfelplateau des Peterbergs ist 
aus drei Richtungen per Pkw erreichbar. 
Die Straßen sind nicht ausgebaut und 
in der Mischnutzung für Rad-, Wander- 
und Autoverkehr nur für ein geringes 
Aufkommen geeignet.

•	 Die Sommerrodelbahn hat ausschließ-
lich eine Betriebserlaubnis als Sportan-
lage, nicht als Transportsystem, insofern 
ist (derzeit) kein Ein- und Ausstieg an 
der Bergstation möglich.

•	 Der bis 2002 bis zum Gipfel laufende 
Sessellift wurde aufgrund technischer 
Probleme demontiert. Der Schlepplift 
ist seit 2013 aufgrund von Schneeman-
gel stillgelegt.

•	 Das Freizeitzentrum Peterberg hat im 
Sinne der weiteren Attraktivierung des 
Standorts bereits einige Erschließungs-
systeme/Aufstiegshilfen eruiert, über 
deren Erfordernis und Refinanzierbar-
keit im Kontext der Weiterentwicklung 
des Standorts zu befinden sein wird.

•	 Als kostengünstigere Alternative zum 
Sessellift oder aber einer Kabinenum-
laufbahn ist aktuell ein erdgebundenes 
Beförderungssystem als Standseilbahn 
angedacht.

Parken am Freizeitzentrum
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Handlungskonzept

Rahmenbedingungen

•	 Die Weiterentwicklung des etablierten 
Freizeitzentrums Peterberg und die Re-
aktivierung des Peterberg-Gipfels erfor-
dert ein sukzessive umsetzbares Desti-
nationskonzept als Erlebnis- und Aktiv-
berg. Gemäß der bestehenden Prägung 
soll der Peterberg auch zukünftig für 
ein aktives Erleben (in) der Natur ste-
hen.

•	 Das Angebot fußt auf massentaugli-
chen familienkompatiblen Angeboten 
und ergänzt diese um aktive Special 
Interest Aktivitäten, die aber niedrig-
schwellig auch für Familien erschlossen 
und auch als passive Beobachtung in-
teressant sind.

•	 Der Standort unterliegt nicht den Rest-
riktionen des Nationalparks, dennoch 
soll die aktive Nutzung nicht dem Na-
turschutz entgegenwirken.

•	 Ziel ist es, die Attraktionsmasse am 
Standort (Berg, Hang und Tal) zu erhö-
hen, um den Peterberg als Tagesaus-
flugsziel zu stärken. Eine längere Auf-
enthaltsdauer erweitert das Einzugsge-
biet. Das Gesamtangebot sollte eine 
Saison von 9 Monaten gewährleisten.

•	 Die Entwicklung des Gipfelplateaus 
(Landmarke, Attraktionen, Gastrono-
mie) erfordert eine Transportlösung 
zwischen Berg- und Talstation für alle 
Zielgruppen (Freizeitnutzer, Wanderer, 
Radfahrer)
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Sternwarte  
Peterberg

Freizeitzentrum 
Peterberg

Gästehaus
Braunshausen

Peterbergkapelle

Flächenpotenziale

•	 Flächenpotenziale für die Weiter-
entwicklung der Freizeitinfrastruk-
tur liegen in der Nutzung des kur-
zen und des langen Hanges.

•	 Das Flächenpotenzial an der Talsta-
tion ist begrenzt.

•	 Das Flächenpotenzial an der Gipfel-
station besteht aus der Fläche, auf 
der die Schutzhütte abgerissen 
wurde und Waldflächen.

•	 Die weitläufigen Gipfelflächen um 
die Sternwarte sind derzeit land-
wirtschaftlich genutzt und liegen 
im Gemeindegebiet Nohfelden.

•	 der umgebende Wald ist ein Poten-
zial, das sensibel beplant werden 
kann

Flächenpotenziale

Flächenpotenziale; ohne Maßstab; Quelle: LVGL, ZORA; Bearbeitung: Kernplan 

Fläche steht nicht zur Verfügung
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Erschließung Gipfel

Anforderungen und Erfordernisse

•	 Wesentliche Voraussetzung einer Ent-
wicklung des Gipfelniveaus ist die Rea-
lisierung eines Transportsystems zwi-
schen Talstation (Freizeitzentrum Peter-
berg) und dem Gipfelareal.

•	 Die vorhandenen Zufahrtsstraßen auf 
das Gipfelplateau sind aufgrund des 
geringen Querschnitts und des bauli-
chen Zustands (Schlaglöcher) nicht für 
eine deutliche Intensivierung des Publi-
kumsverkehrs auf den Gipfel geeignet. 
Zudem wird von der Gemeinde keine 
Ausweitung der Pkw-Frequenzen am 
Gipfel gewünscht, um andere 
Zielgruppen und Nutzungen (Wandern, 
Radfahren, Sternwarte, Peterbergkapel-
le) nicht zu stören 

•	 Statt einer Kabinenbahn oder eines 
Sesselliftes wird ein erdgebundenes 
Transportsystem empfohlen, da dieses 
sowohl rechtlich als auch betrieblich 
weniger komplex ist und somit betrieb-
liche Vorteile für den gemeindlichen 
Betrieb mit sich bringt (Genehmigungs-
recht, Streckenführung, Personalbe-
darf). Zudem sind die Investitionskos-
ten geringer.

•	 Das Transportsystem muss auf ein brei-
tes Zielgruppenspektrum ausgelegt 
sein. Rollstuhlfahrer sollen ebenso auf 
den Gipfel transportiert werden können 
wie Mountainbiker mit Mountainbikes

Vorliegender Planungsansatz

•	 Durchgängige Erschließung des Peter-
berg durch eine Standseilbahn im Um-
lauf-System. Zusätzlicher Ausstieg auf 
der Mittelstation möglich, dadurch 
Nutzbarkeit der unteren Hangabschnit-
te (links und rechts) für vielfältige Nut-
zungen gegeben. System ist für sämtli-
che Zielgruppen (Wanderer, Spazier-
gänger, Biker, Zipliner, etc.) geeignet..
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Sternwarte  
Peterberg

Landmarke, Aussicht, 
multifunktionales Gebäude, 
Gastronomie, Sanitär,  
Verwaltung Glamping

Glamping

Strecken 
Trails

Mittel­
station

Standseilbahn

Peterbergkapelle

Biotop

Mini-
Bikepark

Trailhead

Barfußpfad

Erschließung

Adventure- 
Golf

Rutschen- 
paradies

Trampoline

Pumptrack

Parken

Gästehaus
Braunshausen

Entwurf Rahmenplan; ohne Maßstab; Quelle: LVGL, ZORA; Bearbeitung: Kernplan

* Die entsprechend gekennzeichneten Nutzungen können aufgrund vorhandener Biotope nicht umgesetzt werden. 	

Entwurf Rahmenplan

*

*

*
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Sternwarte  
Peterberg

Landmarke, Aussicht, 
multifunktionales Gebäude, 
Gastronomie, Sanitär,  
Verwaltung

Standseilbahn

Biotop

Mini-
Bikepark

Trailhead

Erschließung

Adventure- 
Golf

Rutschen- 
paradies

Trampoline

Pumptrack

Parken

Gästehaus
Braunshausen

Rahmenplan nach frühzeitiger Beteiligung (Stand: 26.04.2022); ohne Maßstab; Quelle: LVGL, ZORA; Bearbeitung: Kernplan

	

Rahmenplan nach frühzeitiger Beteiligung (Stand: 26.04.2022) 

Biotop
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-14 
BauNVO

Zentrales Ziel des vorliegenden Bebauungs-
planes ist die Weiterentwicklung des Frei-
zeitzentrums Peterberg und Entwicklung 
des Peterberg-Gipfels zu einer Landmarke 
im Nordsaarland. Hierzu werden für ver-
schiedene Teilflächen im Plangebiet unter-
schiedliche Nutzungsarten festgesetzt.

Sonstiges Sondergebiet 1; hier: 
Talstation Freizeitzentrum (SO 1)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr.. 1 BauGB i.V.m. § 11 
Abs. 2 BauGB

Gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO sind solche Ge-
biete als Sonstige Sondergebiete darzustel-
len, die sich von den Baugebieten nach den 
§§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unterschei-
den.

Der Teilbereich der bestehenden Talstation 
des Freizeitzentrums wird als Sonstiges 
Sondergebiet 1; hier: Talstation Freizeitzent-
rum (SO 1) festgesetzt. Entsprechend des 
derzeitigen Bestandes und der geplanten 
Erweiterung der Freizeitangebote sind in 
diesem Bereich alle Nutzungen zulässig, die 
für den ordnungsgemäßen Betrieb des Frei-
zeitzentrums notwendig und für eine touris-
tische Weiterentwicklung erforderlich sind. 

Hierzu gehören neben der Talstation inklusi-
ve aller Nebenanlagen und Nutzungen 
(Besucherinformation, Sanitäreinrichtun-
gen, Verwaltung,  Umkleidemöglichkeiten, 
Nebenräume, Geräteräume sowie Schank 
und Speisewirtschaft mit Außengastrono-
mie, Verbindungswege, Zufahrten und 
Zuwegungen), die Talstation der Seilbahn-
anlage, die Sommerrodelbahn, das Adven-
ture-Golf, das Rutschenparadies, das Drui-
dendorf, das Trampoline und der Bauhof mit 
Mitarbeiter-Stellplätzen.

Eine detaillierte Auflistung der zulässigen 
Nutzungen ist der Festsetzung des Bebau-
ungsplanes zu entnehmen. 

Die Festsetzung sichert zum einen den der-
zeitigen Bestand und ermöglicht zum ande-

ren die touristische Weiterentwicklung im 
Bereich der Talstation des Freizeitzentrums. 

Zudem wird durch die Zulässigkeit von 
Forstwirtschaftswegen die Erschließung der 
angrenzenden Waldflächen sichergestellt.

Sonstiges Sondergebiet 2; hier: 
Stellplatzfläche Freizeitzentrum 
(SO 2)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr.. 1 BauGB i.V.m. § 11 
Abs. 2 BauGB

Die bestehende Parkplatzfläche des Freizeit-
zentrums wird als Sonstiges Sondergebiet 
2; hier: Stellplatzfläche Freizeitzentrum (SO 
2) festgesetzt. 

Die Festsetzung dient einerseits der Vorhal-
tung eines ausreichenden Stellplatzangebo-
tes für die Besucher des Freizeitzentrums 
sowie andererseits als Veranstaltungsfläche  
zur Durchführung von Sonderveranstaltun-
gen.

Da die Stellplatzfläche zudem auch den 
Startpunkt für den geplanten Family-Trail-
park (SO 3) bildet, ist in diesem Teilbereich 
die Errichtung eines sogenannten Trailheads 
(Bikeverleih, -werkstatt) zulässig.

Zudem wird durch die Zulässigkeit von 
Forstwirtschaftswegen die Erschließung der 
angrenzenden Waldflächen sichergestellt.

Sonstiges Sondergebiet 3; hier: 
Family-Trailpark Freizeitzentrum 
(SO 3)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr.. 1 BauGB i.V.m. § 11 
Abs. 2 BauGB

Entsprechend der geplanten Nutzung wird 
dieser Teilbereich als Sonstiges Sonderge-
biet 3; hier: Family-Trailpark Freizeitzentrum 
(SO 3) festgesetzt. In diesem Bereich sind 
alle Nutzungen zulässig, die für den Betrieb 
des Family-Trailparks erforderlich sind, ins-
besondere bauliche Anlagen für die Start-
rampe und den Pumptrack.

Darüber hinaus soll die geplante Seilbahn-
anlage durch diesen Teilbereich verlaufen, 

weshalb diese Nutzung ebenfalls zulässig 
ist.

Die getroffenen Festsetzungen schaffen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung des geplanten Family-Trailparks.

Zudem wird durch die Zulässigkeit von 
Forstwirtschaftswegen die Erschließung der 
angrenzenden Waldflächen sichergestellt.

Sonstiges Sondergebiet 4; hier: 
Sommerrodelbahn Freizeitzentrum 
(SO 4)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr.. 1 BauGB i.V.m. § 11 
Abs. 2 BauGB

Der Teilbereich der bestehenden Sommerro-
delbahn wird als Sonstiges Sondergebiet 4; 
hier: Sommerrodelbahn Freizeitzentrum (SO 
4) festgesetzt. 

Die Festsetzung dient der langfristigen Si-
cherung der bestehenden Anlage.

Zudem wird durch die Zulässigkeit von 
Forstwirtschaftswegen die Erschließung der 
angrenzenden Waldflächen sichergestellt.

Sonstiges Sondergebiet 5; hier: 
Bergstation Freizeitzentrum (SO 5)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr.. 1 BauGB i.V.m. § 11 
Abs. 2 BauGB

Der Teilbereich der Bergstation wird als 
Sonstiges Sondergebiet 5; hier: Bergstation 
Freizeitzentrum (SO 5) festgesetzt. Entspre-
chend des derzeitigen Bestandes und der 
geplanten Erweiterung der Freizeitangebote 
sind in diesem Bereich alle Nutzungen zu-
lässig, die für den ordnungsgemäßen Be-
trieb des Freizeitzentrums notwendig und 
für eine touristische Weiterentwicklung er-
forderlich sind. 

Hierzu gehören neben der Bergstation in-
klusive aller Nebenanlagen und Nutzungen 
(Besucherinformation, Sanitäreinrichtun-
gen, Verwaltung,  Umkleidemöglichkeiten, 
Nebenräume, Geräteräume sowie Schank 
und Speisewirtschaft mit Außengastrono-
mie, Verbindungswege, Zufahrten und 
Zuwegungen), die Bergstation der Seil-
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VERFAHRENSVERMERKE
• Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler hat 

am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Freizeitzentrum 
Peterberg“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustellen, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht 
(§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebau ungs planes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom __.__.____ bis einschließ-
lich __.__.____ frühzeitig beteiligt (§  3 Abs.  1 
BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufga-
benbereich von der Planung berührt werden kann, 
wurden mit Schreiben vom __.__.____ frühzeitig 
beteiligt und von der Planung unterrichtet und um 
Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB (Scoping) aufgefordert 
(§ 4 Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ die Anpassung des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes „Freizeit-
zentrum Peterberg“ beschlossen (1 Abs. 3 BauGB 
i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB ).

• Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf gebil-
ligt und die  öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanes „Freizeitzentrum Peterberg“ be-
schlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung, hat in der Zeit vom 
__.__.____ bis ein schließlich __.__.____ öffent-
lich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB). 

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hin-
weis, dass Stellungnahmen während der Ausle-
gungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 

Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung be-
nachrichtigt (§  3 Abs.  2 BauGB und §  4 Abs.  2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellung nahme ein-
geräumt. 

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öffent-
licher Belange sowie der Bürger Anregungen und 
Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vorge-
brachten Bedenken und Anregungen erfolgte durch 
den Gemeinderat am __.__.____. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung-
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 
Satz 4 BauGB).

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Bebau-
ungsplan „Freizeitzentrum Peterberg“ als Satzung 
beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Bebauungs-
plan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

• Der Bebauungsplan „Freizeitzentrum Peterberg“ 
wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

 Nonnweiler, den __.__.____   

 ________________

 Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. §  44 Abs.  3 
Satz  1 und 2 sowie Abs.  4 BauGB und auf die 
Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen 
worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Freizeitzentrum Peterberg“, bestehend aus 
der Plan zeich nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung und zusammenfassenden 
Erklärung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Nonnweiler, den __.__.____   

 ________________

 Der Bürgermeister

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SONSTIGES SONDERGEBIET 1 - 5; HIER: TALSTATION FREIZEITZENTRUM (SO 1), 
TALSTATION FREIZEITZENTRUM (SO 2), STELLPLATZFLÄCHE FREIZEITZENTRUM (SO 3), 
FAMILY-TRAILPARK FREIZEITZENTRUM (SO 4), SOMMERRODELBAHN FREIZEITZENTRUM 
(SO 4), BERGSTATION FREIZEITZENTRUM (SO 5)     
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 AS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

GOKmax

HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE 
GEBÄUDEOBERKANTE (GOK)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)A

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

II ZULÄSSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 20 ABS. 1 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 NR. 4 BAUNVO)

St FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB)

FLÄCHE MIT BESONDEREM NUTZUNGSZWECK; HIER: SEILBAHN
(§ 9 ABS. 1 NR. 9 BAUGB)

ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; 
HIER: ERSCHLIESSUNGSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; HIER: 20-KV-MITTELSPANNUNGSKABEL
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

WASSERFLÄCHE; HIER: ENGELSBACH
(§ 9 ABS.1 NR. 16 BAUGB)

WALDFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 18 BAUGB)

FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB)

V1 / VB1 / VB2 / VB3 VERMEIDUNGSMASSNAHMEN (V)

A1 / A1a / A2 / A3 AUSGLEICHSMASSNAHMEN (A)

ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB)

B1 / B2 / E1 ERHALTUNGSMASSNAHMEN (B & E)

LSG
UMGRENZUNG VON SCHUTZGEBIETEN UND SCHUTZOBJEKTEN IM SINNE DES 
NATURSCHUTZRECHTES; HIER: LANDSCHAFTSSCHUTZGEBIET „LSG-L 02.01.03“
(§ 9 ABS. 6 BAUGB)

UNGEFÄHRE LAGE DER BESTEHENDEN UND GEPLANTEN NUTZUNGEN

1 - 13
NUMMERIERUNG ZUR ZUORDNUNG DER EINZELNEN NUTZUNGEN / ANLAGEN IM 
FREIZEITZENTRUM

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG

Art der 
baulichen 
Nutzung

Zahl der 
Vollgeschosse

Grundfl ächen-
zahl

Bauweise

Höhe baulicher 
Anlagen

-

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 11 BAUNVO

1.1 SONSTIGES SONDERGEBIET 1; HIER: 
TALSTATION FREIZEITZENTRUM (SO 1)
GEM. § 11 ABS. 2 BAUNVO

Zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 Abs. 2  BauNVO wird ein Sonstiges Son-
dergebiet 1; hier: Talstation Freizeitzentrum (SO 1) 
festgesetzt. 

1. Talstation des Freizeitzentrums mit Besucher-
information, Sanitäreinrichtungen, Verwaltung,  
Umkleidemöglichkeiten, Nebenräume, Geräte-
räume sowie Schank- und Speisewirtschaft mit 
Außengastronomie, Verbindungswege, Zufahrten 
und Zuwegungen,

2. Rutschenparadies,
3. Bauhof mit Mitarbeiter-Stellplätzen,
4. Druidendorf,
5. Trampoline,
6. Adventure-Golf,
7. Sommerrodelbahn,
8. Seilbahn in aufgeständerter Bauweise mit zugehö-

rigen Nebenanlagen,
8a. Talstation der Seilbahnanlage samt Betriebs-

gebäude,
11. Forstwirtschaftswege.

1.2 SONSTIGES SONDERGEBIET 2; HIER: 
STELLPLATZFLÄCHE FREIZEITZENTRUM (SO 
2)
GEM. § 11 ABS. 2 BAUNVO

Zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 Abs. 2  BauNVO wird ein Sonstiges Son-
dergebiet 2; hier: Stellplatzfl äche Freizeitzentrum (SO 
2) festgesetzt. 

11. Forstwirtschaftswege,
12. Stellplätze, Veranstaltungsfl äche,
13. Trailhead (Bikeverleih, -werkstatt).

1.3 SONSTIGES SONDERGEBIET 3; HIER: 
FAMILY-TRAILPARK FREIZEITZENTRUM (SO 
3)
GEM. § 11 ABS. 2 BAUNVO

Zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 Abs. 2  BauNVO wird ein Sonstiges Son-
dergebiet 3; hier: Family-Trailpark Freizeitzentrum (SO 
3) festgesetzt. 

8. Seilbahn in aufgeständerter Bauweise mit zugehö-
rigen Nebenanlagen,

10. Family-Trailpark mit allen Nutzungen, die für den 
Betrieb erforderlich sind, insbesondere bauliche 
Anlagen für die Startrampe und den Pumptrack, 

11. Forstwirtschaftswege.

1.4 SONSTIGES SONDERGEBIET 4; HIER: 
SOMMERRODELBAHN FREIZEITZENTRUM 
(SO 4)
GEM. § 11 ABS. 2 BAUNVO

Zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 Abs. 2  BauNVO wird ein Sonstiges Son-
dergebiet 4; hier: Sommerrodelbahn Freizeitzentrum 
(SO 4) festgesetzt. 

7. Sommerrodelbahn,
11. Forstwirtschaftswege.

1.5 SONSTIGES SONDERGEBIET 5; HIER: 
BERGSTATION FREIZEITZENTRUM (SO 5)
GEM. § 11 ABS. 2 BAUNVO

Zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 Abs. 2  BauNVO wird ein Sonstiges Son-
dergebiet 5; hier: Bergstation Freizeitzentrum (SO 5) 
festgesetzt. 

7. Sommerrodelbahn,
8. Seilbahn in aufgeständerter Bauweise mit zugehö-

rigen Nebenanlagen,
8b. Bergstation der Seilbahnanlage samt 

Betriebsgebäude,
9. Bergstation des Freizeitzentrums mit Besucher-

information, Aussichtsturm, Sanitäreinrichtungen, 
Verwaltung,  Umkleidemöglichkeiten, Nebenräume, 
Geräteräume sowie Schank- und Speisewirtschaft 
mit Außengastronomie, Aussichtsturm, 
Verbindungswege, Zufahrten und Zuwegungen,

11. Forstwirtschaftswege.

2.   MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
   GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. 

§§ 16  - 21A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. 
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe ist die Oberkante der baulichen Anlagen 
(Gebäudeoberkante, Attika etc.). Der maßgebende 
obere Bezugspunkt kann den Nutzungsschablonen 
entnommen werden. 

Die Gebäudeoberkante wird defi niert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachfl ächen (Firsthöhe). 

Die zulässige Gebäudeober-kante kann durch unter-
geordnete Bauteile (techn. Aufbauten etc.) auf max. 10 
% der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 3,0 m 
überschritten werden. Durch Photovoltaikmodule / 
Solarmodule inkl. der zum Betrieb erforderlichen 
Anlagen und Bauteile kann die zulässige 
Gebäudeoberkante weiter überschritten werden.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. §  19 Abs.  1 und 4 BauNVO, wie folgt 
festgesetzt.

• Sonstiges Sondergebiet 1 (SO 1): 0,5
• Sonstiges Sondergebiet 2 (SO 2): 0,6
• Sonstiges Sondergebiet 3 (SO 3): 0,15
• Sonstiges Sondergebiet 4 (SO 4): 0,1
• Sonstiges Sondergebiet 5 (SO 5): 0,4

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind die 
Grundfl ächen von
1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird,

mitzurechnen. 

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß fest-
gesetzt. Ausgenommen hiervon ist die Geschossigkeit 
des Aussichtsturms im Sonstigen Sondergebiet 5 (SO 
5).

3. BAUWEISE
   GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 

BAUNVO

Siehe Plan. 
Als Bauweise im Sonstigen Sondergebiet 1 und 5 (SO 
1 und 5) wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO eine abwei-
chende Bauweise (a) festgesetzt. In der abweichenden 
Bauweise ist eine Grenzbebauung zulässig. Gebäude 
mit einer Länge von über 50 m sind zulässig.
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PLANGEBIET

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)
• Bestandsgebäude sind, wie bisher, im Mischsystem zu entwässern.
• Neubauten sind grundsätzlich im Trennsystem zu entwässern, wobei im Einzelfall die genaue Form zu prüfen 

ist (z.B. Kleinkläranlage, Zisternen, Retentionsbecken,…). Die konkrete Entwässerungsplanung ist mit den 
zuständigen Fachbehörden abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
• Abgrabungen und Aufschüttungen sind innerhalb der Sonstigen Sondergebiete 1 und 3 (SO 1 und 3) bis  einer 

Höhe/Tiefe von max. 8 m zulässig.
• Einfriedungen wie Zäune sind bis 2,50 m Höhe über dem angrenzenden Gelände zulässig. Zu den öffentlichen 

Straßen und Wegen ist ein Mindestabstand von 1,50 m einzuhalten.
• Die Materialwahl bei der Gestaltung der Außenwandfl ächen ist freigestellt. Nur Materialien mit starker Spie-

gelwirkung sind nicht erlaubt (z. B. polierte Metallfl ächen, Materialien mit Glanzeffekt).
• Werbeanlagen sind innerhalb der Sonstigen Sondergebiete 1 bis 5 (SO 1 - 5) generell zulässig. Hierzu gehören 

beispielsweise Banner, Werbepylonen und Hinweisschilder. Zudem sind Werbepylonen im Sondergebiet bis zu 
einer Höhe von 10,0 m, auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche, zulässig.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. SWG UND LBO)

Altlasten
• Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren Bau-

vorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, die untere Bodenschutzbehörde des Landesamtes für Um-
welt- und Arbeitsschutz zu informieren.

Artenschutz
• Zur nach § 44 BNatSchG vorgegebenen Vermeidung der Zerstörung besiedelter Fortpfl anzungsstätten und 

damit gleichzeitig einer Tötung von noch nicht fl uchtfähigen Individuen geschützter Tierarten wird unter Be-
achtung des allgemeinen Artenschutzes gemäß § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG aus Gründen der Vorsorge 
eine jahreszeitliche Beschränkung der Rodungsarbeiten/Gehölzbeseitigungen vorgegeben. Diese Arbeiten 
sind außerhalb der Vegetationsperiode und Hauptfortpfl anzungszeit der Tiere während der Herbst- und Win-
termonate innerhalb des Zeitraums von Anfang Oktober bis Ende Februar (01.10.-28.02.) durchzuführen. 
Außerhalb dieses Zeitfensters zulässig sind lediglich schonende Form- und Pfl egeschnitte zur Beseitigung 
des Zuwachses von Pfl anzen.

• Vorhandene Einzelbäume (auch innerhalb der Sondergebiete) sollten - wenn möglich erhalten bleiben (vor 
allem einheimische Laubarten).

• Vor Beginn der Baustelleneinrichtung und der Bauarbeiten sind die Wiesen sehr kurz zu mulchen oder zu 
mähen und das Mahdgut von der Fläche zu entfernen. Dies schließt auch insbesondere die Baufeldbereiche 
bei der Errichtung der Standseilbahn mit ein.

• Als Fläche für die Baustelleneinrichtung wie das Abstellen von Baumaschinen, Baustellenfahrzeugen, Lager-
flächen für Baumaterial, Zwischenlager für Erdaushub etc. sind ausschließlich die Flächen innerhalb der fest-
gesetzten Sondergebiete zu nutzen. Außerhalb der Sondergebiete können lediglich voll- oder teilversiegelte 
Flächen wie Schotterwege, Parkplätze, etc., ggf. in Absprache mit der ökologischen Baubetreuung auch öko-
logisch geringwertige Wiesenbereiche genutzt werden. Die Nutzung von Flächen innerhalb der festgesetz-
ten Flächen für Naturschutzmaßnahmen als Lagerfläche oder zum Abstellen von Gerätschaften, Arbeitsma-
terialien und Fahrzeugen ist grundsätzlich untersagt. Eine Ausnahme stellen die Arbeiten zur Errichtung der 
Standseilbahn dar. Hier ist - in enger Absprache mit der ökologischen Baubetreuung - auf einen besonders 
pfleglichen Umgang mit der umgebenden Vegetation zu achten. Ebenso ist eine Entfernung von Gehölz-
strukturen zur Schaffung von Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen verboten. Die genaue Lage der nutz-
baren Flächen ist nach Konkretisierung des jeweiligen Bedarfs im Detail mit der ökologischen Baubegleitung 
abzusprechen.

• Bauarbeiten inkl. Befahren mit schweren Baufahrzeugen in Flächen außerhalb der Sondergebiete (v.a. beim 
Bau der aufgeständerten Standseilbahn) sind ausschließlich bei geeigneten Boden- und Witterungsverhält-
nissen (trockene oder gefrorene Bodenbedingungen) durchzuführen. Hier sind insbesondere die Arbeiten in-
nerhalb bzw. randlich von ökologisch hochwertigen Wiesenfl ächen besonders boden- und vegetationsscho-
nend durchzuführen. (siehe hierzu auch die Ausführungen weiter unten zum vorsorgenden Bodenschutz)

• Ein Eintrag von umweltgefährdenden Stoffen oder die Einschwemmung von Wasser/Erde/Schotter/Sand/
Feinsedimenten während des Baustellenbetriebes in angrenzende ökologisch hochwertige Biotoptypen (FFH-
LRT 6510-Wiesen) muss verhindert werden. Ggf. sind geeignete Schutzwälle oder Bodenschwellen zum Ab-
halten potenzieller Abschwemmmassen zu errichten oder (möglichst naturnahe) Versickerungseinrichtungen 
(z.B. Retentionsmulden zur Oberfl ächenwasserrückhaltung) anzulegen, in denen das anfallende Wasser inkl. 
Abschwemmmaterial zur ortsnahen Versickerung gesammelt bzw. in die es eingeleitet wird. Diese Maß-
nahme dient gleichzeitig den tiefer liegenden Teilen des Freizeitzentrums sowie dem vorsorgenden anlage- 
und betriebsbedingten Bodenschutz.

• Schonung angrenzender Vegetationsbestände: Beeinträchtigungen von dem Baufeld benachbarten Bäumen/
Gehölzbeständen/Waldrändern durch mechanische Verletzungen ober- und unterirdischer Teile (Krone, Äste, 
Stamm, Wurzeln) infolge des Einsatzes von Baufahrzeugen, bei den Baustelleneinrichtungen sowie im Zuge 
von Tiefbaumaßnahmen sind zu vermeiden. Bei allen Baumaßnahmen und Baustelleneinrichtungen ist zum 
allgemeinen Schutz von Bäumen, Pfl anzenbeständen und Vegetationsfl ächen die DIN 18920 „Schutz von 
Bäumen, Pfl anzenbeständen und Vegetationsfl ächen bei Baumaßnahmen“ i.V.m. RAS-LP 4 „Schutz von 
Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen“ und die „Zusätzlichen Technischen Ver-
tragsbedingungen und Richtlinien für die Baumpfl ege“ (ZTV-Baumpfl ege der FLL), hier insbesondere Punkt 
3.5 (Arbeiten im Wurzelbereich, Behandlung von Wurzelschäden) in der jeweils aktuellen Fassung zu be-
achten. In Bereichen, wo Bäume dicht am Baufeld bzw. an den Baustelleneinrichtungsfl ächen stehen, sind 
diese fachgerecht vor Beschädigungen zu bewahren. Dies gilt insbesondere für den Wurzelbereich. Bei dicht 
stehenden Bäumen, deren Äste in das Baufeld hineinragen, ist das Lichtraumprofi l freizuschneiden. Diese 
Arbeiten sind von Fachleuten durchzuführen.

• Die Bauarbeiten sind ausschließlich tagsüber durchzuführen. Dadurch können Störungen dämmerungs- und 
nachaktiver Tiere wie Fledermäuse und Wildkatze vermieden werden.

• Wiederherstellen der Ausgangsbiotope: Die nur temporär während der Bauarbeiten benötigten Flächen 
sind nach Abschluss der Bauarbeiten wieder in den Ursprungszustand zurück zu entwickeln. Dies kann - 
nach einer ggf. infolge von Verdichtung notwendigen Bodenlockerung mit anschließender Herstellung des 
Feinplanums - bei kleineren Vegetationsschäden im Rahmen der natürlichen Sukzession erfolgen. Bei grö-
ßeren offenen Bodenstellen, insbesondere im Bereich von steileren Hangbereichen, hat dies mittels Heu-/
Grasmulchverfahren (oder Nachsaat) zu erfolgen. Bei einer Nachsaat ist nach der Bodenvorbereitung für 
eine Einsaat (Herstellung Feinplanum) auf der Fläche eine geeignete standortgerechten gebietsheimische 
Regio-Saatgutmischung (RSM Regio) mit der regionalen Herkunft „Oberrheingraben mit Saarpfälzer Berg-
land“ (Region 9) (z.B. artenreiche Blumen- oder Magerwiese, ohne Centaurea) aufzubringen. Optimal und 
daher anzustreben ist die Aufbringung von Heu- oder Frischmulch von umliegenden ökologisch hochwerti-
gen Wiesen, die in ausreichendem Umfang in unmittelbarer Umgebung vorhanden sind. Dadurch kann die 
Einbringung von autochthonen, an die vorliegenden Standort- und Witterungsbedingungen angepassten Ar-
ten gewährleistet und die fl oristische Identität des Raumes bewahrt werden. Dies gilt insbesondere bei der 
potenziellen Betroffenheit von FFH-LRT 6510-Wiesen (z.B. bei der Errichtung der Standseilbahn).

• Als Beförderungssystem zwischen Tal- und Bergstation wird eine mit langen Erdnägeln im Boden befestigte, 
in bis zu 6 m Höhe verlaufende aufgeständerte Standseilbahn mit nur schmalen Stahlelementen gewählt. 
Dadurch sind zum einen so gut wie keine Versiegelungen und Beschattungseffekte mit dem Beförderungs-
system verbunden. Zum anderen ist aufgrund Höhe die erforderliche Pfl ege der darunter liegenden, teils 
ökologisch hochwertigen Wiesenfl ächen problemlos möglich. Die Eingriffe in die für die Seilbahn genutzten 
Flächen sind nur sehr kleinfl ächig und punktuell. Die Eingriffswirkungen liegen unter dem Erheblichkeits-
niveau im Bagatellbereich.

• Bei der Streckenführung der aufgeständerten Seilbahn - die weitgehend Offenlandbereiche nutzt - werden 
ökologisch sehr hochwertige Wiesenbereiche so weit wie möglich ausgespart. Dies gilt insbesondere für den 
ökologisch sehr hochwertigen Borstgrasrasen. In diesen Bereichen wird die Streckenführung der Seilbahn 
jeweils in Richtung der benachbarten Waldbestände verlagert und kleinfl ächig auf benachbarte Wald(rand)
bereiche ausgewichen. Dabei wird das System unter so weit wie möglicher Vermeidung von Baumfällungen 
zwischen den bestehenden Bäume hindurchgeführt, so dass es zu keinen Beeinträchtigungen der Waldfunk-
tionen kommt.

• Beim Einbau von Trockenmauern sollen möglichst Natursteine verwendet werden. Diese können dann an 
trocken warme Sonderstrukturen angepassten Arten, insbesondere Reptilien, neuen Lebensraum bieten.

Bodenschutz
• Bei den Bauarbeiten sind Bodeneingriffe und Bodenbewegungen auf das unbedingt notwendige Maß zu 

beschränken, damit die vorhandene Schutzfunktion der Deckschichten weitestgehend erhalten bleibt. Deck-
schichten sind - soweit diese Bereiche nicht überbaut oder versiegelt werden - zügig wiederherzustellen, 
damit die belebte Bodenzone sich baldmöglichst wieder ausbilden kann.

• Abgrabungen und Aufschüttungen sind auf das absolut notwendige Maß zu beschränken.
• Bei der Baustelleneinrichtung und der Baudurchfü hrung sind die einschlägigen Gesetze und Verordnungen 

zum Gewässer-, Boden- und Grundwasserschutz zu beachten. Insbesondere die entsprechenden Sicherheits-
vorschriften zur Vermeidung des Austritts von Öl und anderen Schmierstoffen sind zu beachten. Sämtliche 
Arbeiten sind so durchzuführen, dass eine Boden- und Grundwasserverunreinigung ausgeschlossen ist. An-
fallendes behandlungsbedürftiges Abwasser ist zu sammeln und ordnungsgemäß zu beseitigen.

• Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke zu berücksichtigen. Bei 
unvermeidbaren Bodenarbeiten ist ein von allen anderen Bodenbewegungen gesonderter Abtrag des (mit 
Wurzeln und anderen Pflanzenteilen durchsetzten) Oberbodens durchzuführen. Eine Vermischung mit bo-
denfremden Stoffen ist zwingend zu vermeiden. Bei allen Bodenarbeiten sin die Vorgaben der DIN 18915 
„Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten“ (schonender Umgang mit Oberboden) und DIN 
19731 - Verwertung von Bodenmaterial sind zu beachten.

• Die Sicherung des Oberbodens ist gemäß § 202 BauGB vorzunehmen. Er ist bis zu seiner Wiederverwer-
tung entsprechend DIN 18915 fachgerecht abseits vom unmittelbaren Baubetrieb auf geordneten Mieten 
zwischenzulagern, vor Verdichtung und Verunreinigung zu schützen und so weit wie möglich wiederzuver-
wenden, um das vorhandene Samenpotenzial zu erhalten. Bei einer Lagerzeit von mehr als acht Wochen ist 
eine Pflege durch Ansaat mit Poa annua durchzuführen. Etwaige anfallende Verdrängungs- und Überschuss-
erdmassen sind, soweit sie nicht vor Ort eingebaut werden, abzufahren und fachgerecht zu entsorgen. Eine 
Einplanierung um Plangebiet ist nicht erlaubt.

• Bauarbeiten inkl. Baufeldeinrichtung sowie das Befahren des Gebietes mit schweren Baufahrzeugen sollten 
so weit wie möglich nur bei geeigneten Witterungs-/Bodenbedingungen erfolgen, um Bodenbeeinträchti-
gungen sowie die Gefahr von Bodenverdichtungen zu minimieren.

• Im Bedarfsfall sind mobile Baustraßen mit Fahr-/Bodenschutzplatten/zum Boden hin mittels Vlies getrennte 
Lagerflächen unter Beachtung zu einzuhaltenden Bodenschutzmaßnahmen (z.B. Trennvlies/Geotextil zur 
Verhinderung der Durchmischung von Bodenschichten) zu errichten. Bei notwendigen temporären Schot-
terungen ist nach Abtrag des Oberbodens unter dem aufzubringenden Schotter ein Trennvlies mindestens 
der Robustheitsklasse GRK 3 einzubringen, das am Ende der Baumaßnahmen gemeinsam mit dem Schotter 
wieder zurückgebaut wird. Der Oberboden wird wieder aufgebracht und der ursprüngliche Zustand wieder-
hergestellt.

• Im Bereich der nicht überbauten oder versiegelten Flächen sind verursachte Verdichtungen des Bodens in 
Folge des Baustellenbetriebs durch Lockerungsmaßnahmen/ Herstellung Feinplanum nach Abschluss der 
Bauarbeiten auszugleichen.

• Eine ggf. notwendige Betankung und Wartung der Baufahrzeuge darf nur auf befestigtem/ versiegeltem 
Untergrund erfolgen.

• Kraftstoffe, Hydraulik- und Mineralöle sind nur auf befestigten und gegenüber dem Untergrund abgedichte-
ten Flächen in dafür zulässigen Behältnissen zu lagern.

• Die Baumaschinen und -fahrzeuge sind regelmäßig auf austretende Schmier- und Treibstoffe zu kontrollie-
ren.

Denkmalschutz
• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 

Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-
gewiesen. Zudem wird auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

Hochwasserschutz / Starkregen
• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund 

von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenpla-
nung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von mögli-
chen Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. 

Immissionsschutz
• Es wird darauf hingewiesen, dass weitere Auflagen zu technischen Anlagen in den möglichen Baugenehmi-

gungsverfahren gemacht werden können.
Kampfmittel
• Für den Planungsbereich liegen keine Luftbilder oder sonstige Unterlagen vor, die eine Kampfmittelbelas-

tung dokumentieren. Somit ist es nicht möglich, Aussagen zu möglichen Kampfmitteln im Bereich der ge-
planten Baumaßnahme zu machen. Deshalb sollten Anfragen zu Kampfmitteln so rechtzeitig gestellt wer-
den, dass die Beauftragung gewerblicher Firmen zur Detektion der Baufl äche rechtzeitig vor Baubeginn 
durch den Bauherrn erfolgen kann. Die Kosten hierfür gehen zu Lasten des Bauherrn/Auftraggebers. Der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst ist auch weiterhin für die Beseitigung, Entschärfung, Vernichtung aufgefun-
dener Kampfmittel zuständig.

Deutsche Telekom Technik GmbH
• Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikations-

linien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte 
Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Ab-
zweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahr-
los geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. 

• Bei Konkretisierung der Planungen ist eine Planauskunft und Einweisung von der zentralen Planauskunft 

HINWEISE

Naturpark Saar ­ Hunsrück 
Das Plangebiet liegt im gemäß § 27 BNatSchG mit Verordnung vom 01.03.2007 festgesetzten „Naturpark Saar-
Hunsrück“. Schutzzweck für den gesamten Naturpark ist die Erhaltung der landschaftlichen Eigenart, Schönheit 
und des für Langzeit- und Kurzurlaub besonderen Erholungswertes des südwestlichen Hunsrücks und des 
Saartales mit den begleitenden Höhenzügen von der Landesgrenze bis Kanzem.

Landschaftsschutzgebiet „LSG­L 02.01.03“
Ein Teil des Geltungsbereiches liegt innerhalb des ausgewiesenen Landschaftsschutzgebietes 
„Landschaftsschutzgebiet im Landkreis St. Wendel - in der Gemeinden Nonnweiler“ (LSG-L 02.01.03). Dies ist 
parallel zum vorliegenden Bauleitplanverfahren anzupassen.

Geplante neue Schutzgebietskulisse L 02.01.03 (grüne Linie) und Geltungsbereich (weiße Balkenlinie):

Waldabstand
Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ein Abstand von 
30 Metern zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände sind bei 
der Neubegründung von Wald zu Gebäuden einzuhalten. Durch die Erweiterung bestehender Gebäude dürfen 
die gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstände nicht verkürzt werden. Die Forstbehörde genehmigt Ausnahmen von 
dem gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstand, wenn
• der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der Ab-

standsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die forstwirt-
schaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks einschließlich sämtlicher 
Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf Schadensersatzansprüche aus dem Eigentum zu 
verzichten und 

• aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geländeausformung, der Waldstruktur sowie der 
Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Dem Antrag auf Genehmigung einer Ausnahme ist ein Plan beizufügen, aus dem die Flurstücksbezeichnung des 
Grundstücks sowie die genaue Lage des zu errichtenden Gebäudes auf dem Grundstück hervorgehen.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 ABS. 6 BAUGB)

RAHMENPLAN
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Quelle: ZORA, Z – 026/05, LVGL; Bearbeitung Kernplan GmbH, Stand: 26.04.2022, ohne Maßstab

4.   ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN

   GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. 
§ 23 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten.  

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen 
sind im sonstigen Sondergebiet untergeordnete 
Nebenanlagen und Einrichtungen (§  14 BauNVO) 
zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet 
gelegenen Grundstücke oder des Baugebietes selbst 
dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. 
Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 BauNVO gelten ent-
sprechend. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
im sonstigen Sondergebiet befestigte Lager- und Ab-
stellflächen, Stellplätze, Zufahrten, Zugänge, Wege 
und weitere Erschließungselemente zulässig. (siehe 
ergänzend auch Festsetzung der Flächen für Stell-
plätze gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB).

5.   FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE
   GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan. 
Stellplätze sind in der dafür festgesetzten Fläche 
sowie innerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen 
zulässig.  Eine temporäre Nutzung der festgesetz-
ten Stellplatzfl äche als Veranstaltungsfl äche ist zuläs-
sig. Die temporäre Unterbringung weiterer Anlagen 
und Einrichtungen, die für die ordnungsgemäße 
Durchführung von Events erforderlich sind, sind inner-
halb der entsprechend gekennzeichneten Fläche für 
Stellplätze ebenfalls zulässig. 

6.  FLÄCHE MIT BESONDEREM 
NUTZUNGSZWECK; HIER: SEILBAHN  
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 9 BAUGB

Siehe Plan. 

7.  ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHE  
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan. 

8.  VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
ERSCHLIESSUNGSWEG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan. 

9.  UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; 
HIER: 20­KV­MITTELSPANNUNGSKABEL 

 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan. 
Die Schutzstreifenbreite beträgt 2,0 m (jeweils 1,0 m 
beidseits der Kabeltrasse).

10. GRÜNFLÄCHEN
  GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

Siehe Plan. 
Innerhalb der Grünflächen sind eine Seilbahn in 
aufgeständerter Bauweise und mit zugehörigen 
Nebenanlagen sowie Forstwirtschaftswege zulässig. 

11.  WASSERFLÄCHE; HIER: ENGELSBACH
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 16 BAUGB

Siehe Plan. 

12. WALDFLÄCHEN 
  GEM. § 9 ABS. 1 NR. 18 BAUGB

 Zulässig sind:

Siehe Plan. 
Innerhalb der Waldflächen sind Nutzungen zulässig, 
die dem Betrieb des Freizeitzentrums dienen und der 
Waldfunktion nicht entgegen stehen.  

8.    Seilbahn in aufgeständerter Bauweise mit zugehö-
rigen Nebenanlagen,

11. Forstwirtschaftswege.

13.  MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT 

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 
1 NR. 25 B BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft ist eine Seilbahn in aufgeständerter 
Bauweise und mit zugehörigen Nebenanlagen zuläs-
sig. 

Vermeidungsmaßnahme VB1: Zum Schutz 
und zur Verhinderung einer unbeabsichtigten 
Inanspruchnahme von angrenzenden sensib-
len Bereichen (Landschaftsschutzgebiet, FFH-LRT 
6510-Wiesen) ist während der Bauarbeiten in den 
einzelnen Sondergebieten ein Bauzaun entlang der 
jeweils angrenzenden Schutzgebietsgrenze bzw. der 
FFH-LRT 6510-Wiesen zu errichten.

Vermeidungsmaßnahme VB2: wo die Trasse der 
Standseilbahn durch ökologisch sensible Bereiche führt, 
hat in Absprache mit der ökologischen Baubegleitung 
eine Abgrenzung des benötigen - auf das Minimum 
beschränkten - Baufeldes mittels Flatterband oder sog. 
„Zwiebelsackbarrieren“ zu erfolgen, um die Nutzung 
angrenzender Bereiche zu unterbinden.

Vermeidungsmaßnahme VB3: Da das mit 
Einzelindividuen von Überplanungen betroffene 
Breitblättrige Knabenkraut (Dactylorhiza majalis) im 
Saarland (und insbesondere im direkten Umfeld der 
Eingriffsgebiete) noch relativ häufig und in grö-
ßeren Individuenzahlen auftritt, wird keine grund-
sätzliche Notwendigkeit einer Umsiedlung gesehen. 
Insbesondere besteht keine gesetzliche Pflicht für eine 
Umsiedlung. Davon unabhängig soll als unterstützen-
de Maßnahme der Art vor Beginn der Bauarbeiten 
innerhalb der Sondergebiete SO 1 und SO 3 eine 
Umsiedlung der betroffenen Individuen in eine west-
lich an den Geltungsbereich anschließende wechsel-
feuchte Wiesenbrache des FFH-LRT 6510 erfolgen. Auf 
dieser derzeitig brach liegenden Wiese ist die später 
beschriebene Ausgleichsmaßnahme A3 vorgesehen 
(mit Wiederaufnahme der Nutzung), die die notwendi-
ge Pflege und damit den dauerhaften Erhalt als geeig-
neten Wuchsstandort für Dactylorhiza majalis sichern
soll. 

Die Umsiedlung soll in die östlich liegenden 
Randbereiche der Wiesenbrache erfolgen, wo die 
feuchtesten Bedingungen herrschen und bereits 
aktuell etliche Individuen der Art vorkommen. Die 
Umsiedlungsmaßnahme sollte am besten im Mai/Juni 
erfolgen, da unmittelbar während oder nach der Blüte 
(noch vor der Samenreife, damit sich die neuen Samen 
am Ersatzstandort ausbreiten können) die Pflanzen die 
beste Chance haben, sich an ihrem neuen Standort 
anzusiedeln. Die Rosetten werden inkl. Knollen und 
so weit wie möglich gesamtem Wurzelsystem mitsamt 
des sie umgebenden Erdmaterials in einem Volumen 
von ca. 40 cm x 40 cm x 30 cm (L x B x H) vorsich-
tig ausgegraben/ausgestochen und auf Paletten o.ä. 
gelagert. Dabei ist darauf zu achten, dass die (fin-
gerförmig gespaltenen) Knollen vollständig erhalten 
bleiben. Ebenso muss eine möglichst große Menge 
der Symbiosepilze, ohne die die Pflanzen nicht keimen 
können, mit umgesiedelt werden, weshalb auf die 
möglichst große Unversehrtheit des Wurzelsystems 
zu achten ist. Beim Entfernen der Individuen aus der 
Ausgangsfläche ist jegliches Schütteln, das zu einer 
Vibration des Wurzelsystems führt, zu minimieren, 
da dies für die eingewachsenen Wurzelhaare mit 
Bodenmikropartikeln schädlich wäre.

An den Empfängerstandorten ist zunächst der 
Oberboden zu einem Wall aufzuschieben und im 
Anschluss ein der Umsiedlungsmasse entsprechender 
Bodenanteil auszuheben. Im Anschluss wird das aus-
gehobene Loch mit der Umsiedlungsmasse gefüllt 
und angedrückt. Diese Vorgehensweise ermöglicht 
nicht nur das Umsiedeln der Orchideen, sondern 
auch das der Mykorrhiza-Pilze und des im direkten 
Umfeld des Wuchsstandortes im Boden vorhandenen 
Samenmaterials.

Während der Bauphase ist durch eine vom Bauherrn zu 
beauftragende fachlich qualifizierte Person eine natur-
schutzfachliche Baubegleitung durchzuführen, um die 
Beachtung der festgesetzten Maßnahmen zu gewähr-
leisten. Dies schließt insbesondere die Umsiedlung 
der im Eingriffsbereich wachsenden Individuen des 
Breitblättrigen Knabenkrautes (Dactylorhiza majalis) 
vor Baubeginn mit ein.

Vermeidungsmaßnahme V1: Zum Schutz und zur 
Verhinderung einer unbeabsichtigten Inanspruchnahme
der westlich an den bestehenden Parkplatz bzw. die 
Modellauto-Rennbahn des RCR-Peterberg e.V. angren-
zenden FFH-LRT 6510-Wiese in Erhaltungszustandes A 
(AAA) ist entlang der Wiese ein Zaun oder eine andere 
effektive Abtrennung dauerhaft zu errichten.

Biotoperhaltungsmaßnahme B1: Die dem 
Bebauungsplan zum benachbarten Turnerheim 
zugewiesenen Ausgleichsmaßnahmenflächen wer-
den von Überplanungen ausgespart. Die in diesem 
Bebauungsplan vorgegebenen Pflegemaßnahmen 
werden unverändert übernommen.

Die insgesamt ca. 2 ha große Maßnahmenfläche umfasst 
neben dem Borstgrasrasen des FFH-LRT 6230 in EHZ 
B (inkl. Arnikabeständen) submontanen Magerwiesen 
des FFH-LRT 6510 in EHZ B+ sowie Magerwiesen des 
FFH-LRT 6510 in EHZ B und C (kleinflächig brach-
liegend). Kleinflächig sind Wiesen(brachen) frischer 
Standorte ohne LRT-Ausprägung eingelagert. 

Die gesamte Fläche ist regelmäßig einmal (bei Bedarf 
maximal zweimal) im Jahr zu mähen. Zum Schutz 
der vorkommenden wertgebenden Tagfalter soll die 
Fläche nicht komplett, sondern in mindestens zwei 
Abschnitten gemäht werden. Die Mahd darf erst nach 
dem Aussamen der hier auftretenden Pflanzenart 
Arnica montana erfolgen (ca. ab Mitte Juli), ein poten-
zieller zweiter Schnitt nach etwa acht bis zehn Wochen 
Ruhezeit. 

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Ju-
li 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBI. 
I S. 2240).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Ge-
setzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. I S. 1237).

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 19. Ok-
tober 2022 (BGBl. I S. 1792).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 
März 2022 (Amtsbl. I S. 648).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. 
Oktober 2022 (Amtsbl. I S. 1296).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän-
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. 
2018, S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 260 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 
2629).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. I S. 1994), zuletzt geändert durch 
Artikel 173 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

• Waldgesetz für das Saarland (Landeswaldgesetz - 
LWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. Oktober 1977 (Amtsbl. I S. 1009), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 161 des Gesetzes vom 8. De-
zember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 2393).
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DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
Stand Katastergrundlage: 11/2019

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der 
digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass 
die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.
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Das Befahren und Bearbeiten der Flächen ist ausschließ-
lich bei geeigneten Boden- und Witterungsverhältnissen 
durchzuführen. Das Mähgut ist von der Fläche zu ent-
fernen. Auf die Verwendung von Düngemitteln aller 
Art sowie den Einsatz von Pestiziden, Herbiziden, 
Insektiziden, Rodentiziden und anderen chemisch-syn-
thetischen Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten. Ein 
Mulchen der Fläche ist nicht zulässig.

Biotoperhaltungsmaßnahme B2: Erhaltung ökologisch 
hochwertiger Magerwiesen des FFH-LRT 6510 in EHZ 
B und B+ durch die Vorgabe von verbindlich einzuhal-
tenden Pflegemaßnahmen.

Die im Maßnahmenplan gekennzeichneten Wiesen 
sind regelmäßig einmal (bei Bedarf maximal zwei-
mal) im Jahr zu mähen mit einem frühesten Schnitt 
nicht vor der Hauptblütezeit der bestandsbildenden 
Gräser. Als Orientierungstermin kann ca. Mitte Juni/
Anfang Juli angenommen werden, optimal ist ein 
frühster Schnitt nicht vor dem 1. Juli. Ein potenzieller 
zweiter Schnitt kann nach etwa acht bis zehn Wochen 
Ruhezeit erfolgen. Das Befahren und Bearbeiten der 
Flächen ist ausschließlich bei geeigneten Boden- und 
Witterungsverhältnissen durchzuführen. Das Mahdgut 
ist von der Fläche zu entfernen, mulchen ist nicht 
zulässig. Auf die Verwendung von Düngemitteln aller 
Art sowie den Einsatz von Pestiziden, Herbiziden, 
Insektiziden, Rodentiziden und anderen chemisch-
synthetischen Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten.

Zur Erhöhung der Strukturvielfalt und zur Erhöhung 
der Bedeutung als Schmetterlingslebensraum hat eine 
kleinräumig differenzierte Pflege mit immer wieder 
eingelagerten Blüh- und Altgrasstreifen zu erfolgen. 
An jährlich wechselnden Standorten sind auf jeweils 
ca. 5 - 10 % der Fläche ca. 3 m breite Brachestreifen 
als Blüh- und Altgrasstreifen stehen zu lassen, um 
ein ausreichendes Angebot an Refugiallebensräumen, 
Ausbreitungsquellen und Überwinterungsplätzen für 
die Fauna zu bieten.

Dieser Maßnahmentyp umfasst drei insgesamt ca. 2,1 
ha große Teilbereiche mit Wiesen des FFH-LRT 6510. 
Größtenteils liegen diese am Hang des Peterberges 
und sind in EHZ B+ ausgebildet. Dabei handelt es sich 
um eine ca. 0,16 ha große Wiese südlich und einen ca.
1,89 ha großen Wiesenbereich nördlich der 
Ausgleichsmaßnahmenflächen zum Turnerheim am 
Hang des Peterbergs. Darüber hinaus betrifft der 
Maßnahmentyp B2 eine ca. 0,05 ha große Böschung 
mit wiesenähnlicher Vegetation, die dem FFH-LRT 6510 
in EHZ B zugeordnet wird, nördlich des bestehenden 
Parkplatzes mit Schotterrasen.

Ausgleichsmaßnahme A1: Umwandlung von stand-
ortfremden, ökologisch geringwertigen Fichtenhecken 
und angrenzenden Wiesen frischer Standorte in ökolo-
gisch hochwertige regionaltypische Laubholzbestände.

Die beiden im Geltungsbereich liegenden standort-
fremden Fichtenbestände sowie die teilweise angren-
zenden Wiesenflächen sind in den beiden im Plan 
gekennzeichneten Bereichen in ökologisch hochwerti-
ge regionaltypische Laubholzbestände umzuwandeln. 
Die Fichten sind zu entfernen und durch heimische 
Laubholzarten der unten stehenden Pflanzliste zu 
ersetzen.

In der Kernzone ist jeweils alle ca. 10 - 15 m ein hoch-
stämmiger Laubbaum I. oder II. Ordnung zu pflanzen. 
Die hochstämmigen Laubbäume sind anzupfahlen. 
Dazwischen und zu den Rändern hin als Mantelzone 
sind Gruppen-Strauchpflanzungen in einem Abstand 
von ca. 1,5 m - 2 m zueinander anzulegen sowie ein-
gelagert weitere Baumartige II. Ordnung als Heister 
zu pflanzen. Bei den Sträuchern werden jeweils 3-5 
Individuen derselben Art in Gruppen gesetzt, wobei 
eine Kombination von möglichst vielen Arten (min-
destens vier Arten) erfolgen soll. Nach außen hin ist 
ein gestufter Rand zu entwickeln. Bei Bedarf ist der 
Bestand vor Wildverbiss zu schützen.

Pflanzliste:
Für die Baum-Heister/hochstämmigen Laubbäume 
sind folgende Arten zu verwenden:
• Berg-Ulme (Ulmus glabra)
• Birke (Betula pendula)
• Buche (Fagus sylvatica) 
• Elsbeere (Sorbus torminalis)  
• Hainbuche (Carpinus betulus) 
• Feld-, Spitz- und Bergahorn (Acer campestre/A. pla-

tanoides/A. pseudoplatanus)
• Sommerlinde (Tilia platyphyllos) 
• Stiel-/Trauben-Eiche (Quercus robur/Q. petraea)
• Süßkirsche (Prunus avium)
• Traubenkirsche (Prunus padus)
• Vogelkirsche (Prunus avium)
• Vogelbeere (Sorbus aucuparia) 

Für die Sträucher sind über die oben genannten Arten 
hinaus folgende Arten zu verwenden:
• Blutroter Hartriegel (Cornus sanguinea) 
• Echte Mehlbeere (Sorbus aria)
• diverse Wildrosen (Rosa spec.)
• Hasel (Corylus avellana) 
• Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)
• Himbeere (Rubus idaeus)
• Holunder (Sambucus nigra und S. racemosa) 
• Hundsrose (Rosa canina)
• Salweide (Salix caprea)
• Schlehe (Prunus spinosa) 
• Schneeball (Viburnum opulus) 
• Weißdorn (Crataegus monogyna/laevigata)

Ggf. können in Absprache mit der Unteren 
Naturschutzbehörde zusätzliche Arten verwendet wer-
den.

Mindestpflanzqualität:
hochstämmige Laubbäume: 3 - mal verpflanzt mit 
durchgehendem Leittrieb, mindestens 12 cm -14 cm 
Stammumfang (StU) gemessen in 1 m Höhe
Heister: 2-mal verpflanzt, Höhe 125-250 cm
Sträucher: 2-mal verpflanzt, Höhe 60-120 cm

Es sind gebietsheimische, zertifizierte Gehölze mit der 
regionalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und 
Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem „Leitfaden zur 
Verwendung gebietseigener Gehölze“ (BMU, Januar 
2012) zu verwenden.

Pflege der Anpflanzungen:
Alle Anpflanzungen sind fachgerecht zu pflegen. Die 
Gehölzpflanzen benötigen wie alle Neupflanzungen 
die obligatorische Anwuchspflege (Schnitt, Wässerung, 
etc.). Wenn nötig sind sie gegen Wildverbiss zu schüt-
zen. Die Pflanzarbeiten können im Frühjahr oder Herbst 
durchgeführt werden. Für alle Pflanzarbeiten gelten 
die Bestimmungen der DIN 18916 und DIN 18919. Für 
eine fachgerechte Pflege hat der Verursacher Sorge zu 
tragen. Dies gilt insbesondere für die ersten Jahre der 
Anpflanzungen (Herstellungspflege).

Die Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § 
9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB. Ausfälle auf mehr als 10 % 
der Fläche sind zu ersetzen. Ein Zurückschneiden von 
in die umgebenden Wiesenflächen hineinreichenden 
Ästen ist möglich.

Ausgleichsmaßnahme A1a: Auf der nördlichen 
Fläche mit aktueller Fichtenbestockung sind statt des 
Fichtenbewuchses den (zukünftigen) Laubholzbestand 
umgebende Wiesen frischer Standorte (Maßnahme 
A1a) vorgesehen. Diese dienen als Puffer zu den 
nach Osten und Süden angrenzenden FFH-LRT 
6510-Wiesen in EHZ B+. Es werden keine speziellen 
Pflegemaßnahmen vorgegeben.

Ausgleichsmaßnahme A2: Entwicklung einer FFH-
LRT 6510-Wiese in EHZ B durch die ökologische 
Aufwertung einer bestehenden Wiese.

Auf einem Wiesenbereich frischer (im Bereich eines 
Grabens wechselfeuchter) Standorte zwischen der 
Abfahrtsstrecke der Sommerrodelbahn im Osten sowie 
den Schleppschienen der Rodelschlitten im Westen soll 
mit Hilfe einer Änderung des derzeitigen Pflegeregimes
(mähen statt wie aktuell mulchen) eine FFH-LRT 6510-
Wiese in EHZ B entwickelt werden.

Die Wiese ist regelmäßig ein- bis maximal zweimal 
pro Jahr zu mähen mit einem frühesten ersten Schnitt 
nicht vor der Hauptblütezeit der bestandsbildenden 
Gräser. Als Orientierungstermin kann ca. Mitte Juni/
Anfang Juli angenommen werden, optimal ist ein 
frühster Schnitt nicht vor dem 1. Juli. Ein potenzieller 
zweiter Schnitt kann nach etwa acht bis zehn Wochen 
Ruhezeit erfolgen. Das Befahren und Bearbeiten der 
Flächen ist ausschließlich bei geeigneten Boden- und 
Witterungsverhältnissen durchzuführen. Das Mahdgut 
ist jeweils von der Fläche zu entfernen, ein Mulchen ist 
nicht zulässig. Auf die Verwendung von Düngemitteln
alle Art sowie den Einsatz von Pestiziden, Herbiziden, 
Insektiziden, Rodentiziden und anderen chemisch-syn-
thetischen Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten.

Südwest einzufordern. 
• Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 
• Sollte an dem betreffenden Standort ein Anschluss an das Telekommunikationsnetz der Telekom benötigt 

werden, bittet die Telekom zur Koordinierung mit der Verlegung anderer Leitungen sich rechtzeitig in Verbin-
dung zu setzen.

energis­Netzgesellschaft mbH
• Im Geltungsbereich befinden sich 0,4-kV-Kabel, 20-kV-Kabel und eine Ortsnetzstation der energis-Netzge-

sellschaft mbH bzw. der energis GmbH.
• Nach geltenden DVGW- und VDE-Richtlinien müssen zu den Versorgungsleitungen die geltenden Schutz-

abstände eingehalten werden. Die Schutzstreifenbreite beträgt 1,0 m (jeweils 0,5 m beiderseits der Ka-
beltrasse) bei den 0,4-kV-Erdkabeln und 2,0 m (jeweils 1,0 m beiderseits der Kabeltrasse) bei 20-kV-Erd-
kabeln.

• Kabel- und Leitungstrassen Wartung und dürfen nicht überbaut bzw. bepflanzt werden und müssen zum 
Zwecke der Inspektion, Wartung und Instandsetzung frei zugänglich sein. Alle geplanten Einzelmaßnahmen 
im Bereich der Anlagenteile, insbesondere Geländeniveauveränderungen oder Anpflanzungen, bedürfen der 
Zustimmung der energis-Netzgesellschaft mbH.

• Grundsätzlich sind Baumaßnahmen im Bereich der Anlagen im Vorfeld mit der energis-Netzgeselschaft mbH 
abzustimmen. Der Bauherr bzw. das bauausführende Unternehmen möge sich bitte vor Baubeginn an die 
Organisationseinheit B SN wenden. 

• Entsprechende Einweisungspläne der Versorgungsleitungen können über die Planauskunft, Organisations-
einheit Netzdokumentation, zur Verfügung gestellt werden. Neuanschlüsse und Leistungsbezugsänderungen 
von Netzanschlüssen sind vom Bauherrn / Netzanschlussnehmer dem Netzvertrieb frühzeitig anzuzeigen. 

LVGL
• Durch die Planungsmaßnahme könnte der Lagefestpunkt 6408/3/00 mit seinen Stationspunkten gefährdet 

werden. Es wird darum gebeten sich rechtzeitig vor Aufnahme entsprechender Arbeiten mit dem Landesamt 
für Vermessung, Geoinformation und Landentwicklung, Sachgebiet 2.1; Geodätische Grundlagen, AFIS in 
Verbindung zusetzen, um gegebenenfalls Verlegungs- oder Sicherungsmaßnahmen vornehmen zu können.

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Gemeinde Nonn­
weiler möglich.

Zur Kontrolle des Erfolges der Maßnahmen ist auf 
den von den Maßnahmen betroffenen Wiesen zur 
Überprüfung, ob sich das gewünschte Entwicklungsziel 
einstellt, ab dem zweiten Jahr nach Durchführung der 
Maßnahme alle zwei Jahre im Mai/Juni durch fach-
kundige Personen der Entwicklungszustand der Wiese 
zu prüfen. Dies geschieht m Rahmen floristischer 
Bestandsaufnahmen auf den Maßnahmenflächen. Die 
Ergebnisse sind zu dokumentieren und der unte-
ren Naturschutzbehörde zur Prüfung vorzulegen. Das 
Monitoring hat so lange zu erfolgen, bis in zwei auf-
einander folgenden Untersuchungsdurchgängen die 
angestrebte Vegetationszusammensetzung (FFH-LRT 
6510 in EHZ B bzw. B+ nachgewiesen wurde. 

Je nach Entwicklungszustand sind im Bedarfsfall in 
Abstimmung mit dem LUA Korrekturmaßnahmen fest-
zulegen. Hier sind beispielsweise eine Änderung des 
Mahdregimes (z.B. zusätzliche Aushagerungsmahd) 
oder ein Heumulch-/Grasschnittauftrag aus umliegen-
den Spenderflächen von Wiesen in der Qualifizierung 
des FFH-LRT 6510 B/B+. Diese sind im direkten Umfeld 
in großem Flächenumfang vorhanden. Durch deren 
Nutzung kann die Einbringung von autochthonen, an 
die vorliegenden Standort- und Witterungsbedingungen 
angepassten Arten gewährleistet und die floristische 
Identität des Raumes bewahrt werden. 

Zur Kontrolle, ob die Vermeidungs-/Minimierungs-
maßnahmen während der Bauarbeiten zielführend 
waren und der Schutz benachbarter, ökologisch sehr 
hochwertiger Wiesen erreichen wurde, sind ein Jahr 
nach Abschluss der Bauarbeiten die den jeweili-
gen Baufeldern benachbarten Wiesenbereiche (FFH-
LRT 6510 Wiesen sowie dem Trassenverlauf der 
Seilbahn benachbarte Borstgrasrasenbereiche) auf 
ihre unveränderte Wertigkeit hin zu kontrollieren. 
Sollten negative, auf die Bautätigkeiten zurückzu-
führende Veränderungen festgestellt werden, sind 
in Abstimmung mit dem LUA Korrekturmaßnahmen 
durchzuführen.

Daneben hat eine Kontrolle des Erfolgs der 
Umwandlung der beiden Nadelholzbestände (und 
angrenzender Wiesen frischer Standorte) in regio-
naltypische Laubholzbestände (Maßnahmen A1) zu 
erfolgen. Dazu sind nach Abschluss der Fertigstellungs- 
und Entwicklungspflege nach 3 bis 4 Jahren durch 
Fachleute Überprüfungen der Gehölzanpflanzungen 
durchzuführen. Eventuelle Ausfälle sind zu ersetzen.

14.  ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB

Erhaltungsmaßnahme E1: Erhalt bestehender 
Gehölzbestände, Waldränder und Baumreihen

Die im Maßnahmenplan entsprechend gekennzeich-
neten bestehenden Gehölzbestände, Waldränder und 
Baumreihen sind zu erhalten. Größere Ausfälle (> 10 
%) sind zu ersetzen.

Spezielle Pflegemaßnahmen werden nicht vorgege-
ben. Eine waldwirtschaftliche Nutzung ist ebenso wie 
ein regelmäßiges Zurückschneiden zur Verhinderung 
des Einwachsens in die benachbarten Wiesenflächen 
möglich. Ebenso sind im Zusammenhang mit der 
einzuhalten Verkehrssicherungspflicht Fällungen und 
Rückschnitte nicht mehr standsicherer Bäume erlaubt.
Hierzu zählen:
• Erhalt des im Nordwesten in das SO 1 hineinragen-

den Waldrandes (im Bereich der Talstation der auf-
geständerten Seilbahn)

• Erhalt der Gehölzbestände innerhalb des Sonderge-
bietes SO 3 sowie des im Westen hineinragenden 
Feldgehölzes 

• Erhalt der Feldgehölze innerhalb des Sondergebie-
tes SO 4

• Erhalt der vorhandenen Baumreihe nördlich der 
Bergstation der Sommerrodelbahn

• Erhalt der Baumreihen innerhalb der Parkplätze

15. VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR 
SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN 
IM SINNE DES BUNDES­IMMISSIONS­ 
SCHUTZGESETZES

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB

Der tägliche Betrieb der Freizeitangebote ist nur 
zur Tagzeit zwischen 06:00 und 22:00 Uhr zuläs-
sig. Ausgenommen hiervon ist der Betrieb von 
Gastronomie sowie die Durchführung einzelner 
Sonderveranstaltungen.

16. KOMPENSATIONSMASSNAHMEN
GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB

Ausgleichsmaßnahme A3: Entwicklung einer sub-
montanen Magerwiese des FFH-LRT 6510 in EHZ B+ 
durch ökologische Aufwertung einer im Nordwesten 
an den Geltungsbereich angrenzenden FFH-LRT 
6510-Wiesenbrache frischer bis wechselfeuchter 
Standortbedingungen in derzeit EHZ B+. 

Eine derzeit brach liegende, im Nordwesten an den 
Geltungsbereich angrenzende FFH-LRT 6510-Wiese 
auf frischem bis wechselfeuchtem Standort in aktuell 
EHZ B/B+ soll in eine regelmäßig gemähte submon-
tane Magerwiese des FFH-LRT 6510 in EHZ B+ auf-
gewertet werden. 

Gleichzeitig dient diese Wiese als Empfängerfläche 
für die innerhalb der Eingriffsflächen wachsen-
den, umzusiedelnden Individuen des Breitblättrigen 
Knabenkrautes (Dactylorhiza majalis) (siehe oben 
beschriebene Vermeidungsmaßnahme VB3). Das 
Pflegeregime berücksichtigt daher die Ansprüche von 
Dactylorhiza majalis.

Es soll zukünftig eine regelmäßige, extensive 
Grünlandnutzung erfolgen. Die Fläche ist regelmäßig 
ein- (ausnahmsweise auch zweimal) im Jahr zu mähen 
mit einem frühesten Schnitt nicht vor dem 1. Juli. 
Optimal ist ein Schnitt Mitte/Ende Juli. In den ersten 
drei Jahren ist zur Ausmagerung der Fläche eine frühe 
Mahd zwischen Ende Mai und Anfang Juni durchzu-
führen mit einem folgenden zweiten Schnitt nach acht 
bis zehn Wochen. Ebenso sind bei einer erkannten 
unerwünschten Nährstoffanreicherung im Abstand von 
mehreren Jahren zweischürige Jahre einzustreuen.

Zur Erhöhung der Strukturvielfalt und zur Erhöhung 
der Bedeutung als Schmetterlingslebensraum hat eine 
kleinräumig differenzierte Pflege mit immer wieder 
eingelagerten Blüh- und Altgrasstreifen zu erfolgen. 
An jährlich wechselnden Standorten sind auf jeweils 
ca. 5 - 10 % der Fläche ca. 3 m breite Brachestreifen 
als Blüh- und Altgrasstreifen stehen zu lassen, um 
ein ausreichendes Angebot an Refugiallebensräumen, 
Ausbreitungsquellen und Überwinterungsplätzen für 
die Fauna zu bieten. Möglich ist auch eine auf zwei 
bis drei Jahre aufgeteilte Pflegerotation, d.h. eine 
abschnittsweise bzw. mosaikartige Nutzung an jähr-
lich jeweils wechselnden Standorten. Dies gilt insbe-
sondere bei einer zweischürigen Pflege, da dadurch 
einem Teil der Population die Samenreife ermöglicht 
wird.

Das Befahren und Bearbeiten der Flächen ist ausschließ-
lich bei geeigneten Boden- und Witterungsverhältnissen 
durchzuführen. Bei den genutzten Fahrzeugen/Geräten 
ist darauf zu achten, dass kein hoher Bodendruck 
und keine Bodenbeschädigung (Fahrspuren) entste-
hen. Das Mahdgut ist jeweils vollständig von der 
Fläche zu räumen. Mulchen ist nicht zulässig. Auf 
die Verwendung von Düngemitteln alle Art sowie 
den Einsatz von Pestiziden, Herbiziden, Insektiziden, 
Rodentiziden und anderen chemisch-synthetischen 
Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten. Eine Drainage 
der Fläche ist ebenso wie alle Aktivitäten, die zu einer
Trockenlegung oder trockeneren Bodenbedingungen 
führen könnten, verboten.

Die Pflege verhindert das Verbuschen, Verstauden und 
Verfilzen der Fläche, beugt der Streuakkumulation mit 
der Bildung einer zu dichten Streuauflage vor, reduziert 
die Biomasse konkurrierender Pflanzen und erhöht die 
Licht- und Wärmeeinstrahlung, so dass Photosynthese
und im günstigsten Fall auch Mykorrhizierung gefördert 
werden. Dadurch werden die Standortbedingungen 
für Dactylorhiza majalis optimiert, so dass gute 
Grundlagen für ein (auch zukünftiges) Vorkommen 
geschaffen werden.

Die Kompensation des nicht innerhalb des 
Geltungsbereiches ausgleichbaren ökologischen 
Defizits sowie der Inanspruchnahme von FFH-LRT 
6510-Wiesen in EHZ B+/A muss durch externe 
Kompensationsmaßnahmen erfolgen. Sowohl die 
Kompensation des ökologischen Defizits als auch 
die Kompensation der in Anspruch genommenen 
FFH-LRT 6510-Wiesen in EHZ B+ bzw. A (für deren 
Inanspruchnahme eine Ausnahme bzw. Befreiung 
beantragt wird) sollen durch das vertraglich gesicherte 
Einbringen von drei Ökokontoprojekten der Naturland 
Ökoflächen Management GmbH (ÖfM) erfolgen.

Es handelt sich um die drei ÖfM-Ökokontomaßnahmen:
• „Extensiv genutztes Halboffenland“ in den Gemar-

kungen Sötern und Eisen (Gemeinde Nohfelden) 
und Schwarzenbach Gemeinde Nonnweiler)

• „Entwicklung von Magergrünland“ in den Gemar-
kungen Steinberg-Deckenhardt und Mosberg-Rich-
weiler (Gemeinde Oberthal und Gemeinde Nohfel-
den)

• „Extensiv genutztes Halboffenland bei Leitzweiler“ 
in der Gemarkung Theley (Gemeinde Tholey)

Die Lage der eingebrachten ÖfM-Ökokontomaßnahmen-
flächen im Bezug zum Bebauungsplangebiet ist der 
nebenstehenden Abbildung zu entnehmen.

Wie das Plangebiet liegen alle drei Maßnahmenflächen 
naturräumlich innerhalb der Vulkanitgebiete des Saar-
Nahe-Berglandes (2.03.01V) und eignen sich daher 
zur Kompensation des infolge des Planvorhabens ent-
stehenden ökologischen Defizits.

Ökokontoprojekt 1: „Extensiv genutztes Halboffen-
land“ in den Gemarkungen Sötern und Eisen 
(Gemeinde Nohfelden) und Schwarzenbach (Gemeinde 
Nonnweiler)

Der größte Teil der Kompensation des öko-
logischen Defizits erfolgt über das Einbringen 
der Ökokontomaßnahme „Extensiv genutztes 
Halboffenland“ in den Gemarkungen Sötern und Eisen 
(Gemeinde Nohfelden) und Schwarzenbach (Gemeinde 
Nonnweiler). Der Genehmigungsbescheid wurde am 
02.11.2020 erstellt und hat das AZ 3.1/22820/6.1.0.4/
GÜG/Sn. Ziel der Maßnahme ist die Entwicklung 
bzw. Erweiterung hochwertiger naturraumtypischer 
Magergrünland-Nassbrachen-Komplexe. Damit 
soll eine Verbesserung der funktionalen und räum-
lichen Kohärenz des FFH-LRT 6510 erreicht wer-
den. Aus diesem Ökokontoprojekt werden insgesamt 
acht Flächen dem Bebauungsplan „Freizeitzentrum 
Peterberg“ zum Ausgleich (Ausnahmegenehmigung 
für die Inanspruchnahme von LRT 6510-Wiesen in EHZ 
B+) bzw. Ersatz (Gewährung einer Befreiung für die 
Inanspruchnahme von LRT-6510-Wiesen in EHZ A) der 
in Anspruch genommenen gesetzlich geschützten LRT 
6510-Wiesen zugeordnet.

Aus dieser Ökokontomaßnahme werden von der 
Gemeinde Nonnweiler 290.929 ökologische 
Werteinheiten aufgekauft und entsprechend aus 
dem Ökokonto-Projekt ausgebucht. Gleichzeitig 
dient diese Maßnahme multifunktional wirkend 
zur Kompensation für die auf einer Fläche von ca. 
2,135 ha in Anspruch genommenen gesetzlich 
geschützten FFH-LRT 6510-Wiesen in EHZ B+/A. 
Laut Genehmigungsbescheid sind im Rahmen der 
Ökokontomaßnahme für den Funktionalausgleich bei 
Eingriffen in den Lebensraumtyp „Magere Flachland-
Mähwiese“ 6510 insgesamt 14,43 ha anrechenbar. 
Davon werden ca. 6,31 ha in das Freizeitzentrum 
Peterberg-Projekt einfließen und entsprechend aus 
dem Ökokonto-Projekt ausgebucht werden.

Dem Bebauungsplan werden von diesem Ökokonto-
projekt insgesamt acht Flächen zugewiesen. Zwei 
von diesen Flächen werden zur Kompensation der 
betroffenen LRT 6510-Wiesen in EHZ B+ (Beantragung 
einer Ausnahmegenehmigung), die restlichen zur 
Kompensation der betroffenen LRT 6510-Wiesen in 
EHZ A (Beantragung der Gewährung einer Befreiung) 
herangezogen.

Entwicklungsziel
Als Minimal-Entwicklungsziel wird auf allen zugeord-
neten Flächen jeweils eine submontane Magerwiese 
des FFH-LRT 6510 in gutem Erhaltungszustand (EHZ 
B+) definiert und das Vorhandensein von mindestens 
9 B-Arten vorgegeben.

Nach Rücksprache mit der ÖfM, die schon seit 
Jahrzehnten Ökokontomaßnahmen durchführt und 
über einen entsprechenden Erfahrungsschatz verfügt, 
wird als Entwicklungsziel bei der Ökokontomaßnahme 
jeweils ein hervorragender Erhaltungszustand (EHZ 
A) mit einer Vielzahl an B-Arten (mindestens 10-13 
B-Arten) angestrebt (auf vergleichbaren Flächen 
anderer ÖfM-Maßnahmen wurden teilweise nach 
Umsetzung der Pflegemaßnahmen über 15 B-Arten 
nachgewiesen) und auf den Maßnahmenflächen auf-
grund der günstigen Standortbedingungen sowie der 
im letzten Jahr bei Stichprobenkontrollen festgestell-
ten Entwicklungstendenz auch das entsprechende 
Entwicklungspotenzial dafür gesehen.

Hinsichtlich der gesetzlichen Vorgabe bei der 
Betroffenheit von gesetzlich geschützten Biotopen, 
dass eine „Wiederherstellung auf gleichartige Weise“ 
erfolgen muss, muss nicht zwingend das wertgeben-
de Artenspektrum der Eingriffsflächen am Peterberg 
erreicht werden, es kann sich jedoch an diesem orien-
tieren.

Als anzustrebendes bzw. mögliches Zielartenspektrum 
können daher die in den Eingriffsflächen nachgewie-
senen B-Arten herangezogen werden. Hierbei han-
delt es sich mit Alchemilla xanthochlora (Gelbgrüner 
Frauenmantel), Alchemilla monticola (Bergwiesen-
Frauenmantel), Betonica officinalis (Heil-Ziest), 
Campanula rotundifolia (Rundblättrige Glockenblume), 
Colchicum autumnale (Herbst-Zeitlose), Dactylorhiza 
majalis (Breitblättriges Knabenkraut), Euphorbia 
cyparissias (Zypressen-Wolfsmilch), Euphrasia offici-
nalis ssp. rostkoviana/pratensis (Wiesen-Augentrost), 
Galium verum (Echtes Labkraut), Hieracium pilo-
sella (Kleines Habichtskraut), Listera ovata (Großes 
Zweiblatt), Knautia arvensis (Wiesen-Knautie), Luzula
campestris (Feld-Hainsimse), Pimpinella saxifraga 
(Kleine Bibernelle), Polygala vulgaris (Gewöhnliches 
Kreuzblümchen), Phyteuma nigrum (Schwarze 
Teufelskralle), Platanthera chlorantha (Grünliche 
Waldhyazinthe), Primula veris (Wiesen-Schlüsselblume), 
Ranunculus bulbosus (Knolliger Hahnenfuß), 
Rhinanthus minor (Kleiner Klappertopf), Sanguisorba 
minor (Kleiner Wiesenknopf), Succisa pratensis 
(Teufelsabbiss) und Viola canina (Hunds-Veilchen) 
durchweg um (teils extreme) Magerkeitszeiger.

Das vorgegebene Entwicklungsziel wird im Vertrag 
zwischen der Gemeinde Nonnweiler und der ÖfM 
entsprechend geregelt und muss bei den zukünftigen 
Monitoring-Untersuchungen und -berichten zu dem 
Ökokontoprojekt sowie beim Risikomanagement ent-
sprechend berücksichtigt werden (siehe später nach-
folgende Ausführungen).

Die Lage der dem Bebauungsplan „Freizeitzentrum 
Peterberg“ zugeordneten Wiesen inkl. Kennung, 
Zielzustand und Flächengröße lässt sich der neben-
stehender  Abbildung entnehmen sowie zusätzlich der 
separaten Karte im Anhang dieses Umweltberichtes. Die 
bei den einzelnen Flächen angegebenen Nummern ent-
sprechen den jeweiligen Nummern der Bilanzeinheiten 
des im Auftrag der ÖfM erstellten Gutachtens zur 
Ökokontomaßnahme (Stand: Genehmigungsplanung, 
28.08.2020).

In der Abbildung wird differenziert zwischen den 
Wiesen, die zum Ausgleich der betroffenen FFH-LRT 
6510 in EHZ B+ herangezogen werden (Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung: Nr. 25 - 27, 29, 46, 56) 
sowie den Wiesen, die als Ersatz für die betroffe-
nen 6510-LRT-Wiesen in EHZ A dienen (Antrag auf 
Befreiung: Nr. 28 und 30).

Genauere Bestandsbeschreibungen sind dem 
separat erstellten Fachgutachten zum Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung (für den betroffenen LRT 
6510 in EHZ B+) bzw. Befreiung (für den betroffe-
nen LRT 6510 in EHZ A) für die Inanspruchnahme 
von gesetzlich geschützten Biotopen (Planungsbüro 
NEULAND-SAAR, 2023) sowie dem Gutachten zur 
Ökokontomaßnahme zu entnehmen.

Maßnahmenplanung inkl. Pflege
Im Folgenden ist die Maßnahmenplanung inkl. Pflege 
des Ökokontoprojektes, die die dem Bebauungsplan 
zugeordneten Flächen betrifft, (in der Regel wortwört-
lich) aufgeführt. Die Buchstaben-Nummer-Kombination 
der einzelnen Maßnahmen entspricht der Kennung der
Ökokontomaßnahme.

Flächenvorbereitende Maßnahmen
V 1: Entkusselung/Rodung und Erstpflege verbuschter 
Grünlandbrachen
Die verbuschten Grünlandbrachen müssen für eine 
Wiederaufnahme der Nutzung vorbereitet werden, 
indem der Gehölzaufwuchs entfernt wird und die 
Flächen im zeitigen Frühjahr abgeschleppt und gege-
benenfalls gestriegelt werden. Diese Maßnahme 
betrifft im konkreten Fall die Bilanzeinheit Nr. 56.

V 2: Verbesserung der floristischen Zusammensetzung 
durch Heumulchauftrag
Sowohl die gemäß V1 vorbereiteten Flächen als auch 
die bestehenden Grünländer werden mit Heumulch 
aus hochwertigen Spenderflächen geimpft, um das 
Arteninventar zu verbessern. Die Bestände werden 
hierzu streifenweise gefräst oder aufgegrubbert und 
das Mahdgut vorzugsweise nach einer 2-3-tägi-
gen Antrocknung auf der Spenderfläche mit einem 
Ladewagen mit Kurzschnitteinrichtung aufgenommen, 
zerkleinert und anschließend mit Dosierwalze auf 
der Empfängerfläche aufgebracht. Ein zusätzliches 
Anwalzen ist nach Erfahrungen der ÖfM nicht notwen-
dig. Bewährt hat sich ein ca. 15-20 cm hoher Auftrag 
der Mulchmenge. Die Auftragsmenge und damit die 
Breite der Fräs- bzw. Grubberstreifen soll sich an dem 
Zustand der Empfängerfläche orientieren. Besonders 
breite Streifen/größere Auftragsmengen sind bei den 
derzeitigen mesophilen Brachen (im konkreten Fall 
Bilanzeinheit 56) und dem großen, relativ blütenarmen 
Grünlandschlag in Teilfläche 1 (Bilanzeinheit 25) vor-
zusehen. Bei der Fläche 26 kann die Auftragsmenge 
entsprechend verringert werden. Als Spenderflächen 
sind Bestände auszuwählen, die als FFH-LRT 6510 im 
Erhaltungszustand A einzustufen sind.

LAGE DER EXTERNEN KOMPENSATIONSMASSNAHMEN

Diese Maßnahme ist auf allen dem Bebauungsplan 
„Freizeitzentrum Peterberg“ zugeordneten Flächen 
durchzuführen.

Die zusätzlich benötigten Spenderflächen zur 
Gewinnung des Mahdguts für die Heumulchsaat sind 
der Naturschutzbehörde im Vorfeld mitzuteilen.

V 3: Flächenvorbereitung nicht verbuschter Grünland-
brachen
Auch die noch nicht verbuschten jüngeren Grünland-
brachen erhalten vor Wiederaufnahme der Nutzung 
eine Erstpflege durch Abschleppen und/oder Striegeln 
im zeitigen Frühjahr.

Diese Maßnahme wird im konkreten Fall für die 
Bilanzeinheit Nr. 46 vorgegeben.

Diese flächenvorbereitenden Maßnahmen wurden 
bereits von der ÖfM im Rahmen des Ökokontoprojektes
durchgeführt.

Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen
Auf dem größten Teil der Standorte (Flächen Nr. 25-30 
sowie 56) wird folgendes Mahdregime festgelegt:

1-schürige Mahd nicht vor dem 01.07., Abräumen des 
Mahdguts, kompletter Verzicht auf Dünger, Insektizide, 
Pestizide und Herbizide

Zur Förderung insbesondere der Insektenfauna (als 
Rückzugsraum oder zur vollständigen Metamorphose 
von Schmetterlingen innerhalb spezifischer 
Wirtspflanzen) werden - vorzugsweise am Rand der 
Flächen - jährlich alternierend Altgrasstreifen von 
mindestens 10 m Breite belassen. Die Flächengröße 
sollte 10% der Gesamtfläche des Schlages nicht 
unterschreiten. Das Befahren und Bearbeiten der 
Flächen ist ausschließlich bei geeigneten Boden- und 
Witterungsverhältnissen durchzuführen.

P 2: Bewirtschaftung feuchter bis nasser Standorte
An den feuchteren Standorten wird der Mahdzeitpunkt 
weiter nach hinten verschoben. Insbesondere soll wert-
gebenden Arten wie z.B. dem Teufelsabbiss (Succisa 
pratensis) oder der Grünen Waldhyazinthe (Platanthera 
chlorantha) (die sich auf der Fläche etablieren könnten)
ein vollständiges Abblühen bis zur Diasporenreife 
erlaubt werden. Der früheste Mahdtermin wird in 
diesen Bereichen daher auf den 15. August festgelegt. 
Ansonsten gelten die Vorgaben der Maßnahme P 1. 
Diese Maßnahme betrifft die Fläche Nr. 46.

1-schürige Mahd nicht vor dem 15.08., Abräumen des 
Mahdguts, kompletter Verzicht auf Dünger, Insektizide, 
Pestizide und Herbizide

Diese Maßnahmen werden nahezu vollstän-
dig von den Maßnahmenbeschreibungen des 
Ökokontoprojektes übernommen. Aus gutachterlicher 
Sicht sind diese auch unter Berücksichtigung des 
geänderten Entwicklungsziels, das über die zugelasse-
ne Ökokontomaßnahme hinausgeht (ursprünglich LRT 
6510 in EHZ B, nun LRT 6510 in EHZ B+ mit mindes-
tens 9 B-Arten), zielführend.

In Tabelle 16 des Umweltberichtes (Kapitel 18.2.1.2) 
sind die auf den einzelnen Flächen durchzufüh-
renden Maßnahmen aufgelistet. Hierbei wird dif-
ferenziert zwischen Wiesen, die dem Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung zugeordnet sind (grün hinter-
legt) und den Wiesen, die dem Befreiungsantrag zuge-
wiesen sind (ohne farbliche Hinterlegung). Gleichzeitig 
kann der Tabelle der jeweilige Ausgangs- und 
Zielzustand entnommen werden. Die Ausführungen 
beim Ausgangszustand der einzelnen Flächen sind den 
Beschreibungen/Bewertungen des im Auftrag der ÖfM 
erstellten Fachgutachtens zu der Ökokontomaßnahme 
(Stand: Genehmigungsplanung, 28.08.2020) entnom-
men bzw. stammen von direkt erhaltenen Angaben 
des Gutachtenerstellers (ARK - Umweltplanung und 
-consulting, Herr Dr. Weyrich). 

Die Errichtung von PV-Modulen ist auf allen Maß-
nahmenflächen zu unterlassen.

Monitoring und Risikomanagement
Zur Kontrolle, ob das Entwicklungsziel auf den ein-
zelnen Flächen erreicht wird, ist ein Monitoring 
inkl. Risikomanagement durchzuführen. Die dem 
Bebauungsplan zugeordneten Maßnahmenflächen 
sind dazu im dritten, fünften, achten und zehn-
ten Jahr nach Durchführung der flächenvorberei-
tenden Maßnahmen (Heumulchauftrag aus Wiesen 
des FFH-LRT 6510 in EHZ A) vegetationskundlich 
zu erfassen und auf die Erreichung des Mindest-
Zielzustandes (FFH-LRT 6510 in EHZ B+ mit mindes-
tens neun B-Arten) zu kontrollieren. Angestrebt wird 
die Entwicklung von FFH-LRT 6510-Wiesen in EHZ A 
mit mindestens 10-13 B-Arten. Als Orientierung für 
das anzustrebende Zielartenspektrum kann das oben 
beim Entwicklungsziel aufgeführte Zielartenspektrum 
herangezogen werden.

Die Ergebnisse sind mit Fotos und Artenlisten zu doku-
mentieren und der Naturschutzbehörde unaufgefor-
dert vorzulegen. Da es sich um eine bereits laufende 
Maßnahme handelt, die dem Funktionalausgleich 
von in Anspruch genommenen gesetzlich geschützten 
Biotopen dient, ist die erste Kontrolle schnellstmöglich, 
d.h. im Jahr 2023 durchzuführen. Um möglichst alle 
jahreszeitlichen Aspekte abdecken zu können, sollten 
mehrere Begehungen pro Jahr durchgeführt werden.

Sofern das Monitoring ergibt, dass die Etablierung des 
Zielartenspektrums (mindestens neun B-Arten, anzu-
streben mindestens 10-13 Arten) nicht plangemäß ver-
läuft, ist das Impfen der entsprechenden Flächen mit 
Heumulch aus Wiesen des FFH-LRT 6510 in EHZ A zu 
wiederholen (Maßnahme V2), wobei ggf. eine flächige 
Aufbringung zu überlegen ist. Die zusätzlich benötig-
ten Spenderflächen zur Gewinnung des Mahdguts für 
die Heumulchsaat sind der Naturschutzbehörde im 
Vorfeld mitzuteilen. In Absprache mit dem LUA kann 
eine zusätzliche Ausmagerungsmahd, d.h. eine frühe 
Mahd zwischen Ende Mai und Anfang Juni mit einem
folgenden zweiten Schnitt nach acht bis zehn Wochen 
durchgeführt werden. Nach Bedarf kann diese initiale 
mehrschürige Pflegephase über mehrere Jahre erfolgen. 
Ggf. kann in Absprache mit dem LUA eine Nachsaat 
von Zielarten erfolgen. Hierbei ist eine standortge-
rechte gebietsheimische Regio-Saatgutmischung (RSM 
Regio) mit der regionalen Herkunft „Oberrheingraben
mit Saarpfälzer Bergland“ (Region 9) zu nutzen. Als 
Orientierung ist das oben aufgeführte Zielartenspektrum 
heranzuziehen. Es erfolgt eine Bodenvorbereitung wie 
beim Heumulchverfahren unter der Maßnahme V2 
beschrieben.

Diese Vorgaben zu Monitoring und Risikomanagement 
gehen - unter Berücksichtigung des im Vergleich zur 
Ökokontomaßnahme ambitionierteren Entwicklungs-
ziels (statt EHZ B nun EHZ B+ mit mindestens neun 
B-Arten, angestrebt EHZ A mit 10-13 B-Arten) - teil-
weise über die Vorgaben des Ökokontoprojekts hin-
aus. Deren Durchführung/Einhaltung wird im Vertrag 
zwischen der Gemeinde Nonnweiler und der ÖfM 
entsprechend geregelt.

Die dem Bebauungsplan „Freizeitzentrum Peterberg“ 
zugeordneten Flächen werden multifunktional wir-
kend sowohl zur Kompensation für die in Anspruch 
genommenen Wiesen des FFH-LRT 6510 in EHZ B+ 
(Ausgleich) bzw. A (Ersatz) (mit der Zielvorgabe: min-
destens neun B-Arten) als auch zum Ausgleich eines 
Teils des ökologischen Defizits herangezogen.

Laut Genehmigungsbescheid sind im Rahmen der 
Ökokontomaßnahme für den Funktionalausgleich bei 
Eingriffen in den Lebensraumtyp „Magere Flachland-
Mähwiese“ 6510 insgesamt 14,43 ha anrechenbar. 
Davon werden ca. 6,31 ha in das Freizeitzentrum 
Peterberg-Projekt einfließen und entsprechend 
aus dem Ökokonto-Projekt ausgebucht werden. 
Gleichzeitig werden aus dieser Ökokontomaßnahme 
von der Gemeinde Nonnweiler 290.929 ökologische 
Werteinheiten aufgekauft und entsprechend aus dem 
Ökokonto-Projekt ausgebucht.

Tabelle 17 des Umweltberichtes (Kapitel 18.2.1.4) listet 
die acht aus dem Ökokontoprojekt dem Bebauungsplan 
zugewiesenen Flächen inkl. Flächenbilanzierung auf.

Diese Flächen werden zum größten Teil zur 
Kompensation der in Anspruch genommenen FFH-
LRT 6510-Wiesen in EHZ A herangezogen, für die 
eine Befreiung beantragt wird (in der nachfolgenden 
Tabelle orange hinterlegt). Hierbei handelt es sich um 
die Flächen Nr. 25, 26, 27, 29, 46 und 56. Die beiden 
Flächen Nr. 28 und 30 werden zur Kompensation der in 
Anspruch genommenen FFH-LRT 6510-Wiesen in EHZ 
B+ herangezogen, für die eine Ausnahmegenehmigung 
beantragt wird (in der nachfolgenden Tabelle grün hin-
terlegt). Als Mindest-Entwicklungsziel werden FFH-LRT 
6510-Wiesen in mindestens EHZ B+ und mindestens 
9 B-Arten vorgegeben.

LAGE DER TEILFLÄCHEN DES EINGEBRACHTEN 
ÖFM-ÖKOKONTOPROJEKTS 1 „EXTENSIV GENUTZTES HALBOFFENLAND 

IN DEN GEMARKUNGEN SÖTERN UND EISEN (GEMEINDE
NOHFELDEN) UND SCHWARZENBACH (GEMEINDE NONNWEILER)“

ZUGEORDNETE FFH-LRT 6510-WIESEN DES EINGEBRACHTEN 
ÖFM-ÖKOKONTOPROJEKTS 1 „EXTENSIV GENUTZTES HALBOFFENLAND 

IN DEN GEMARKUNGEN SÖTERN UND EISEN (GEMEINDE
NOHFELDEN) UND SCHWARZENBACH (GEMEINDE NONNWEILER)“

Da bezüglich der betroffenen LRT-6510-Wiesen in 
EHZ A nicht mit ausreichend hoher Prognosesicherheit 
gewährleistet werden kann, dass sich im Ausgleichs-
zeitraum von 20 - 25 Jahren das gewünschte Entwick-
lungsziel, d.h. FFH-LRT 6510 Wiesen in EHZ A mit der 
erforderlichen Anzahl an B-Arten, die den in Anspruch 
genommenen Wiesen entspricht, einstellen wird (10-
13 B-Arten), erfolgt als Ersatz die Kompensation 
nicht im Flächenverhältnis von 1:1, sondern es wird 
zur Kompensation eine deutlich größere Fläche öko-
logisch aufgewertet. Als Flächenpuffer wird je nach 
Ausgangszustand der Maßnahmenfläche das Zwei- bis 
Dreifache der Fläche der in Anspruch genommenen 
gesetzlich geschützten Wiesen herangezogen.

Die Maßnahmenflächen fließen bei der ökologischen 
Aufwertung von bestehenden FFH-LRT 6510 in EHZ 
C im Ausgangszustand im Flächenverhältnis 1:3 bzw. 
bei der Entwicklung aus einem Ausgangsbiotop, das 
nicht dem LRT 6510 entspricht, d.h. bei einer komplet-
ten Neuentwicklung einer FFH-LRT 6510-Wiese, im 
Flächenverhältnis von 1:2 ein.

Die in der letzten Spalte der v.g. Tabelle aufge-
führte, durch die Maßnahme erreichte ökologische 
Aufwertung (ökologische Werteinheiten) auf den ein-
zelnen Maßnahmenflächen ist dem Fachgutachten zur 
Ökokontomaßnahme entnommen.

In der Tabelle wird differenziert zwischen Wiesen, die 
dem Antrag auf Ausnahmegenehmigung zugeord-
net sind (grün hinterlegt) und den Wiesen, die dem 
Befreiungsantrag zugewiesen sind (orange hinterlegt).

Es ergibt sich eine anrechenbare Fläche von ca. 2,41 
ha. Davon fließt eine anrechenbare Fläche von ca. 
1.740 m² in die Kompensation der betroffenen LRT-
6510-Wiesen in EHZ B+ und von ca. 22.350 m² zur 
Kompensation der betroffenen Wiesen in EHZ A ein. 
Der Kompensationsbedarf von ca. 2,135 ha (davon 
ca. 1.735 m² EHZ B+ und ca. 19.615 m² EHZ A) kann 
damit vollumfänglich abgedeckt werden.

Über das Einbringen dieser Flächen zur Kompensation 
des überplanten FFH-LRT 6510 in EHZ B+ (Ausgleich)/A 
(Ersatz) hinaus kann gleichzeitig eine ökologische 
Aufwertung von 290.929 öW erreicht werden, was der 
über diese Ökokontomaßnahme eingebrachten Zahl 
der ökologischen Werteinheiten entspricht.

Bewertung der Prognosesicherheit zur Erreichung 
dieses Ziels
Im separat erstellten Fachgutachten zum Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung (für den betroffenen LRT 6510 
in EHZ B+) bzw. Befreiung (für den betroffenen LRT 
6510 in EHZ A) für die Inanspruchnahme von gesetzlich 
geschützten Biotopen (Planungsbüro NEULANDSAAR, 
2023) wird genauer auf die Prognosesicherheit zur 
Erreichung des angestrebten Entwicklungsziels ein-
gegangen. 

Ökokontoprojekt 2: „Entwicklung von Magergrün-
land“in den Gemarkungen Steinberg-Deckenhardt 
(Gemeinde Oberthal) und Mosberg-Richweiler 
(Gemeinde Nohfelden)

Bei dem zweiten, dem Bebauungsplan zugeord-
neten Ökokontoprojekt handelt es sich um die 
Ökokontomaßnahme „Entwicklung von Magergrün-
land“ in den Gemarkungen Steinberg-Deckenhardt 
(Gemeinde Oberthal) und Mosberg-Richweiler 
(Gemeinde Nohfelden). Der Genehmigungsbescheid 
wurde am 15.03.2021 erstellt und hat das Aktenzeichen 
AZ 3.1/23946/6.1.0.4/GÜG/Sn.

Der Planungsraum der Ökokontomaßnahme liegt in 
den Gemarkungen Steinberg-Deckenhardt (Gemeinde 
Oberthal) und Mosberg-Richweiler (Gemeinde 
Nohfelden) und besteht aus insgesamt vier Teilflächen, 
je zwei in den beiden Gemarkungen. Der Schwerpunkt 
der Maßnahme liegt auf der Sicherung, Aufwertung und 
Neuschaffung von naturraumtypischen Magerwiesen.

Wie das Plangebiet liegen die Maßnahmenfläche 
naturräumlich innerhalb der Vulkanitgebiete des Saar-
Nahe-Berglandes (2.03.01V), so dass dieses Projekt 
zur Kompensation des ökologischen Defizits heran-
gezogen werden kann.

Aus dieser Ökokontomaßnahme werden von der 
Gemeinde Nonnweiler 66.206 ökologische Wertein-
heiten aufgekauft und entsprechend aus dem Öko-
konto-Projekt ausgebucht.

Ökokontoprojekt 3: „Extensiv genutztes Halboffen-
land bei Leitzweiler“ in der Gemarkung Theley 
(Gemeinde Tholey)

Als drittes Ökokontoprojekt wird die aus einer zusam-
menhängenden Fläche bestehende Maßnahme 
„Extensiv genutztes Halboffenland bei Leitzweiler“ in 
der Gemarkung Theley (Gemeinde Tholey) eingebracht. 
Der Genehmigungsbescheid wurde am 06.05.2021 
erstellt und hat das AZ 3.1/23945/6.1.0.4/THO/Sn.

Als Entwicklungsziel auf der Maßnahmenfläche 
wird ein extensiv genutzter, kleingekammerter 
Halboffenlandkomplex mit submontan geprägten, mage-
ren, trockenen bis feuchten Grünlandgesellschaften 
definiert. 

Wie das Plangebiet liegt die Maßnahmenfläche natur-
räumlich innerhalb der Vulkanitgebiete des Saar-Nahe-
Berglandes (2.03.01V), so dass diese zur Kompensation 
des ökologischen Defizits herangezogen werden kann.

Aus dieser Ökokontomaßnahme werden von der 
Gemeinde Nonnweiler 94.693 ökologische 
Werteinheiten aufgekauft, dem Bebauungsplan 
„Freizeitzentrum Peterberg“ zugeordnet und entspre-
chend aus dem Ökokonto-Projekt ausgebucht.

Wie bei den vorangegangenen Ökokontomaßnahmen 
führt auch dieses Ökokontoprojekt multifunktional 
wirkend zu einer Aufwertung sämtlicher abiotischer 
und biotischer Schutzgüter inkl. Landschaftsbild.

Für die fachgerechte Herstellung und durchgängige 
Pflege der Ökokontoprojektflächen 2 und 3 sowie das 
notwendige Monitoring und Risiko-Management zeigt 
sich die Naturland Ökoflächen Management GmbH 
(ÖfM) verantwortlich.

Sowohl der Ankauf der Ökokontopunkte aus den 
drei Ökokontomaßnahmen als auch die Einbringung 
und Zuordnung der benötigten FFH-LRT-Wiese mit 
dem Mindestentwicklungsziel EHZ B+ mit mindes-
tens 9 B-Arten (angestrebt EHZ A) inkl. Monitoring 
und Risikomanagement aus dem Ökokontoprojekt 1 
wird vertraglich zwischen der ÖfM und der Gemeinde 
Nonnweiler als Vorhabenträger geregelt.

17. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan. 

LAGE DER TEILFLÄCHEN DES EINGEBRACHTEN ÖFM-ÖKOKONTO-
PROJEKTS 2: „ EXTENSIV GENUTZTES HALBOFFENLAND IN DEN 

GEMARKUNGEN SÖTERN UND EISEN (GEMEINDE NOHFELDEN) UND 
SCHWARZENBACH (GEMEINDE NONNWEILER)

LAGE DES EINGEBRACHTEN ÖFM-ÖKOKONTOPROJEKTS 3: 
„EXTENSIV GENUTZTES HALBOFFENLAND BEI LEITZWEILER IN DER 

GEMARKUNG THELEY (GEMEINDE THOLEY)“

Kartengrundlage: ZORA, Auszug aus der TK 25; 
Bearbeitung: Planungsbüro Neuland-Saar; ohne Maßstab

Kartengrundlage: ZORA, Auszug aus der TK 25; 
Bearbeitung: Planungsbüro Neuland-Saar; ohne Maßstab

Kartengrundlage: ZORA, Auszug aus der TK 25; 
Bearbeitung: Planungsbüro Neuland-Saar; ohne Maßstab

Kartengrundlage: ZORA, Auszug aus der TK 25; 
Bearbeitung: Planungsbüro Neuland-Saar; ohne Maßstab

Quelle: LVGL, ZORA; Bearbeitung Kernplan GmbH, ohne Maßstab
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bahnanlage und Sommerrodelbahn auch 
ein Aussichtsturm.

Eine detaillierte Auflistung der zulässigen 
Nutzungen ist der Festsetzung des Bebau-
ungsplanes zu entnehmen. 

Die Festsetzung sichert zum einen den der-
zeitigen Bestand und ermöglicht zum ande-
ren die Entwicklung des Peterberg-Gipfels 
zu einer Landmarke im Nordsaarland.

Zudem wird durch die Zulässigkeit von 
Forstwirtschaftswegen die Erschließung der 
angrenzenden Waldflächen sichergestellt.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Gem. 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 18 
BauNVO

Die Höhenentwicklung innerhalb des Sons-
tigen Sondergebietes 5; hier: Bergstation 
Freizeitzentrum (SO 5) wird über die Höhe 
baulicher Anlagen exakt geregelt und so 
auf eine absolute Maximale begrenzt. 

Die Festsetzung ermöglicht einerseits die 
Errichtung des Aussichtsturms als Landmar-
ke im Nordsaarland und begrenzt anderer-
seits die Höhenentwicklung auf ein maxi-
males Maß. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Grundflächenzahl (GRZ)

Gem. 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 19 
BauNVO 

Die Grundflächenzahl nach §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die Grundflächenzahl wird für alle fünf 
Sonstigen Sondergebiete differenziert fest-
gesetzt. Die festgesetzten Grundflächen-
zahlen orientieren sich am zugrunde liegen-
den Rahmenplan.

Durch die getroffenen Festsetzungen wer-
den die max. versiegelbaren Flächenanteile 
dem Bedarf entsprechend begrenzt. 

Die festgesetzten Grundflächenzahlen die-
nen auch als Grundlage für die Eingriffs-/ 
Ausgleichsbilanzierung.

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 9 Abs. 1 Nr.. 1 BauGB i.V.m. § 11 
Abs. 2 BauGB

Gem. § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollge-
schosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschränkung der Zahl der Vollge-
schosse wird das Ziel verfolgt, die Errich-
tung überdimensionierter Baukörper in den 
Sonstigen Sondergebieten SO 1, SO 2 und 
SO 5 zu verhindern und damit negative Aus-
wirkungen auf das Landschaftsbild zu 
unterbinden.

Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse lei-
tet sich unter Beachtung geringfügiger 
Spielräume aus dem Rahmenplan ab.

Zudem sind Vollversiegelungen nur inner-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen 
unter Berücksichtigung der festgesetzten 
Grundflächenzahlen zulässig.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Die Festsetzung einer abweichenden Bau-
weise in den Sonstigen Sondergebieten SO 
1 und SO 5 mit zulässiger Gebäudelänge 
über 50 m eröffnet ein hohes Maß an Flexi-
bilität bei der Bemessung der Baukörper 
und ermöglicht eine zweckmäßige Nutzung 
des Baugebietes.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Plange-
bietes definiert und damit die Verteilung der 
baulichen Anlagen auf dem Grundstück ge-
regelt. Die Baugrenzen gem. § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreiben die überbaubaren 
Flächen, wobei die Baugrenzen durch die 
Gebäude nicht bzw. allenfalls in geringfügi-
gem Maß überschritten werden darf. Die 
Baugrenzen sind so dimensioniert, dass Fle-
xibilität bei der kleinräumigen Anordnung 
bleibt. 

Die Baugrenzen orientieren sich an der an-
gestrebten Konzeption des Freizeitzentrums 
mit geringfügigem Entwicklungsspielraum. 
Die Abgrenzungen der überbaubaren 
Grundstücksflächen schränken die Bebau-
barkeit bestimmter Teilbereiche ein und ge-
währleistet somit einen sparsamen Umgang 
mit Grund und Boden. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen sind untergeordnete Nebenanlagen 
und Einrichtungen (§ 14 BauNVO) zulässig, 
die dem Nutzungszweck des Freizeitzent-
rums dienen und seiner Eigenart nicht wi-
dersprechen (z.B. Stellplätze, Zufahrten und 
Zugänge, Wege sowie alle sonstigen für den 
ordnungsgemäßen Betrieb des Freizeitzent-
rum erforderlichen Einrichtungen). (Siehe 
ergänzend auch Festsetzung der Flächen für 
Stellplätze gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Flächen für Stellplätze

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §  12 
BauNVO

Die Festsetzung der Stellplatzfläche dient 
der Ordnung des ruhenden Verkehrs. Park-
suchverkehr in der Umgebung wird somit 
vermieden. Zur Gewährleistung eines rei-
bungslosen Betriebsablaufes ist ein ent-
sprechend großes Stellplatzangebot für die 
Gäste erforderlich. 

Darüber hinaus ermöglicht die Festsetzung 
die temporäre Nutzung der Stellplatzflä-
chen zu Eventzwecken. Die temporäre 
Unterbringung weiterer Anlagen und Ein-
richtungen, die für die ordnungsgemäße 
Durchführung von Events erforderlich sind, 
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sind innerhalb der entsprechend gekenn-
zeichneten Fläche zulässig. 

Die Festsetzung orientiert sich an der Kon-
zeption und gewährleistet einen ordnungs-
gemäßen Betriebsablauf sowie langfristige 
Entwicklungspotenziale.

Fläche mit besonderem Nut-
zungszweck; hier: Seilbahn

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

Die für den Neubau der Seilbahnanlage be-
nötigten Flächen werden im Plangebiet als 
Flächen mit besonderem Nutzungszweck; 
hier: Seilbahn festgesetzt.  

Die Festsetzung dient dem Bau der für den 
ordnungsgemäßen Betrieb des Freizeitzent-
rums geplanten Seilbahn. 

Öffentliche Verkehrsfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Der bestehende Verlauf der Straße „Zum 
Wäldchen“ wird nachrichtlich in den Be-
bauungsplan übernommen und somit in 
ihrem derzeitigen Bestand planungsrechtlich 
gesichert.

Die Festsetzung gewährleistet darüber hin-
aus die öffentliche Erschließung des Frei-
zeitzentrums sowie der daran anschließen-
den forstwirtschaftlichen Flächen.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung;  
Erschließungsweg

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die bestehende Erschließungsstichstraße 
des Freizeitzentrums wird nachrichtlich in 
den Bebauungsplan übernommen und so-
mit in ihrem derzeitigen Bestand planungs-
rechtlich gesichert.

Unterirdische Versorgungslei-
tung; hier: 20-kV-Mittelspan-
nungskabel

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Durch das Plangebiet verläuft eine unterir-
dische Versorgungsleitung. Da hiervon Flä-
chen des Plangebietes in Anspruch genom-
men werden, wird der Verlauf der Leitung 
im Bereich dieser Nutzungen in den Bebau-
ungsplan übernommen. Vor der Inanspruch-

nahme dieser Flächen müssen die Nutzbar-
keit und die erforderlichen Einweisungen 
rechtzeitig mit dem Versorgungsträger ab-
gestimmt werden. 

Grünflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Durch die Festsetzung der Grünfläche wird 
dem bestehenden Gebietscharakter der Flä-
che Rechnung getragen und sichergestellt, 
dass die Fläche auch langfristig nicht über-
baut werden kann. 

Wasserfläche; hier: Engelsbach

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB

Der Verlauf des Engelsbaches wird nach-
richtlich in den Bebauungsplan aufgenom-
men und als Wasserfläche festgesetzt. Die 
Festsetzung dient dem langfristigen erhalt 
des Bachlaufes.

Waldflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB

Durch die Festsetzung der Waldflächen wird 
der bestehende Wald planungsrechtlich ge-
sichert. Die forstwirtschaftliche Nutzung des 
Waldes ist weiterhin möglich, die entspre-
chend gekennzeichneten Flächen werden 
nicht umgewandelt.

Innerhalb der Waldflächen sind Nutzungen 
zulässig, die dem Betrieb des Freizeitzent-
rums dienen und der Waldfunktion nicht 
entgegen stehen.  

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Durch die Festsetzung von Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft 
werden zum einen bestehende, natur-
schutzrechtlich geschützte Biotopflächen 
und eine Ausgleichsfläche für einen rechts-
kräftigen Bebauungsplan planungsrechtlich 
gesichert sowie zum anderen Flächen für 
die Entwicklung / Neuschaffung von ökolo-
gisch hochwertigen Biotopflächen vorge-
halten. 

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-

gemeinen und der Vermeidung arten-
schutzrechtlicher Verbotstatbestände nach 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG. 

Darüber hinaus sollen die Festsetzungen 
dazu beitragen, die Beeinträchtigungen der 
durch das Planvorhaben induzierten Eingrif-
fe zu mindern.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
und den Erläuterungen des Umweltberich-
tes zu entnehmen.

Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Zum Schutz der nördlich, in kurzer Entfer-
nung zum Freizeitzentrum, gelegenen 
Wohnbebauung der Ortslage Braunshausen  
wird festgesetzt, dass der tägliche Betrieb 
der Freizeitangebote nur zur Tagzeit zwi-
schen 06:00 und 22:00 Uhr zulässig ist. 
Ausgenommen hiervon ist der Betrieb von 
Gastronomie sowie die Durchführung ein-
zelner Sonderveranstaltungen.

Mit der getroffenen Festsetzung ist gewähr-
leistet, dass es nicht zu schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Plangebiet und 
der Umgebung durch Lärm kommt.

Erhalt von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Die Festsetzung trägt zum einen dazu bei, 
den ökologisch hochwertigen Bestand und 
die dem Bebauungsplan zum benachbarten 
Turnerheim zugewiesenen Ausgleichsmaß-
nahmenflächen innerhalb des Plangebietes 
zu erhalten sowie zum anderen das auszu-
gleichende ökologische Defizit zu minimie-
ren.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
und den Erläuterungen des Umweltberich-
tes zu entnehmen.
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Kompensationsmaßnahmen

Gem. § 9 Abs. 1a BauGB

Das durch das Planvorhaben entstehende 
ökologischen Defizit von 451.828 ökologi-
schen Werteinheiten als auch der Funktio-
nalausgleich für die in Anspruch genomme-
nen FFH-LRT 6510-Wiesen kann nicht voll-
ständig innerhalb des Plangebietes ausge-
glichen werden und muss durch Ausgleichs-
maßnahmen außerhalb des Geltungsbe- 
reiches kompensiert werden.

Die festgesetzten Maßnahmen dienen da-
bei multifunktional sowohl zur Kompensa-
tion des im Zusammenhang mit dem 
Planvorhaben entstehenden ökologischen 
Defizits von 451.828 ökologischen Wertein-
heiten als auch zum Funktionalausgleich 
der in Anspruch genommenen FFH-LRT 
6510-Wiesen.

Die extern zu erbringende Kompensation 
(inkl. des Funktionalausgleichs der in An-
spruch genommenen FFH-LRT 6510 in EHZ 
B+) wird zum Großteil über das Einbringen 
von drei Ökokontoprojekten der Naturland 
Ökoflächen Management GmbH (ÖfM) er-
folgen.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
und den Erläuterungen des Umweltberich-
tes zu entnehmen.

Festsetzungen aufgrund landes
rechtlicher Vorschriften (§ 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. LWG und 
LBauO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 57-63 LWG)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die bestehende Entsor-
gungsinfrastruktur wird im Rahmen der 
Realisierung des Planvorhabens ausgebaut. 
Im übrigen wird bereits heute über die be-
lebte Bodenzone versickert.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 

auf das Orts- und Landschaftsbild. Daher 
werden entsprechende Festsetzungen zur 
Anlage von Abgrabungen, Aufschüttungen 
Einfriedungen und Fassadengestaltung so-
wie Werbeanlagen vorgenommen. 
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange ( sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die Belange von 
Sport, Freizeit und Erholung

Durch die Realisierung des Planvorhabens 
ergibt sich die Chance, ein touristisches 
Leuchtturmprojekt mit überregionaler 
Strahlkraft im Nordsaarland umzusetzen.

Mit dem Planvorhaben wird ein für die Re-
gion vollkommen neues Angebot im Sport-, 
Freizeit- und Erholungsbereich geschaffen. 
Das bestehende Freizeitzentrum wird durch 
das zugrunde liegende Konzept den An-
sprüchen einer breiten Bevölkerungsschicht  
gerecht.

Darüber hinaus sind aber auch die mit den 
geplanten Freizeitangeboten verbundenen 
ökonomischen Potenziale für im Struktur-
wandel befindliche ländliche Region nicht 
zu unterschätzen. Gerade in den für die Re-
gion relevanten natur- und landschaftsbe-
zogenen Aktivtourismus (Nationalpark, Pre-
miumwandern) passen die geplanten Bau-
steine des zugrunde liegenden Konzeptes 
zur Weiterentwicklung des Freizeitzentrums 
Peterberg nahezu perfekt. 

Mit der Strahlkraft dieser Premium-Angebo-
te und Alleinstellungsmerkmale sowie de-
ren aktiver Vermarktung kann schrittweise 
eine neue positive Wahrnehmung des Frei-
zeitzentrums Peterberg als Destination für 
Jung und Alt aufgebaut werden - und dies 
auch weit über die Grenzen der eigenen Re-
gion hinaus.  

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Gegenseitige Beeinträchtigungen dieser 
Nutzungen sind bisher keine bekannt und 
auch künftig nicht zu erwarten. Vielmehr 
wird durch die Weiterentwicklung des Frei-
zeitzentrums die Attraktivität der Gemeinde 
Nonnweiler, insbesondere des Ortsteils 
Braunshausen, nachhaltig gestärkt. 

Ein Teil des Plangebietes, vor allem am 
Unterhang, wird bereits als Freizeitzentrum 
inkl. großen Parkplatzes, verschiedenen Ge-
bäuden inkl. Gastronomie, diversen Freizeit- 
und Aktivitätsmöglichkeiten sowie Sommer-
rodelbahn mit Tal- und Bergstation genutzt. 

Oberhalb des Gastronomiebereichs der Tal-
station befindet sich eine Picknick- und Lie-
gewiese mit diversen Sitzgruppen. Die 
Hangbereiche, die von mehreren Spazier- 
und Bewirtschaftungswegen durchzogen 
sind, werden im Winter bei geeigneten 
Schneeverhältnissen zum Rodeln genutzt. 
Die Bedeutung des Gebiets für die Erho-
lungsnutzung ist insgesamt hoch, wobei der 
deutliche Schwerpunkt derzeit am Unter-
hang im Umfeld der Talstation liegt. Die 
freien Hänge spielen derzeit bezüglich der 
Erholungsnutzung eine eher untergeordne-
te Rolle. Die Neuplanungen innerhalb des 
Freizeitzentrums stellen eine sinnvolle Er-
gänzung des aktuell bestehenden Erho-
lungsangebotes dar. Bezüglich der Erho-
lungsnutzung wird es zu keinen Nutzungs-
konflikten kommen. 

Die dichtesten Wohnnutzungen liegen 
nordwestlich des unbefestigten Teils des be-
reits bestehenden Parkplatzes in ca. 70 m 
Entfernung zum Geltungsbereich. Diese 
sind visuell durch Gehölz-/Waldbestände 
vom Plangebiet getrennt. Zwischen den 
Neuplanungen und diesen Wohnnutzungen 
liegen die bereits vorhandenen Nutzungen 
des Freizeitzentrums sowie weitere Gehölz-
bestände. Mit einem relevanten Konflikt-
potenzial ist daher nicht zu rechnen.

Ein verstärktes Verkehrsaufkommen bei der 
An- und Abfahrt könnte allerdings zu einer 
erhöhten Beeinträchtigung der Anwohner 
entlang der Zufahrt (offizielle Zufahrt über 
Peterbergstraße, Straße „Zum Wäldchen“) 
führen. Es ist jedoch nicht davon auszuge-
hen, dass das Verkehrsaufkommen durch 
eine deutliche Erhöhung der Gästezahlen 
grundsätzlich stark erhöht wird, sondern 
dass die Gäste länger vor Ort bleiben, d.h. 
dass nicht die Gästezahl deutlich (im be-
trachtungsrelevanten Umfang) zunimmt, 
sondern die Aufenthaltsdauer der Gäste. 
Beeinträchtigungen der menschlichen Ge-
sundheit sind mit dem Planvorhaben nicht 
verbunden.

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist ferner die Be-
rücksichtigung ausreichender Abstände 
gem. Landesbauordnung. Die erforderlichen 
Abstandsflächen werden alle eingehalten, 
so dass eine ausreichende Besonnung und 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Belüftung der umgebenden Nutzungen ge-
währleistet werden kann.

Der Bebauungsplan kommt somit der For-
derung, dass die Bevölkerung bei der Wah-
rung der Grundbedürfnisse gesunde und si-
chere Arbeitsbedingungen vorfindet, in vol-
lem Umfang nach.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

„Das Bebauungsplangebiet liegt inmitten 
einer stark bewaldeten und deutlich be-
wegten Landschaft, so dass vor allem im 
Nah- und Mittelbereich die Einsehbarkeit 
sehr stark eingeschränkt ist. Die Neupla-
nungen finden im unmittelbaren Anschluss 
an bereits bestehende Freizeitnutzungen, 
d.h. in einem bereits anthropogen bereits 
deutlich überprägten Landschaftsausschnitt 
statt und zeigen mit den Bike-Trailstrecken, 
Golfbahnen und der Pumptrackanlage nur 
eine sehr geringe Höhenentwicklung. Die 
Raumwirksamkeit der Neuplanungen ist da-
her als gering zu bewerten. Die derzeit be-
stehende Landschaft wird auch nach Reali-
sierung der Planungen nicht in deutlich 
sichtbarem Umfang verändert werden. Je 
nach Ausgestaltung könnte lediglich eine 
höhere Landmarke auf dem Gipfelplateau 
wie ein Aussichtsturm über einen größeren 
Bereich sichtbar sein. Eine solche Landmar-
ke ist allerdings nicht als erhebliche (ver-
schandelnde, verunstaltende) Landschafts-
bildbeeinträchtigung einzustufen. Der größ-
te Teil der Hangbereiche (vor allem im stei-
len Mittelhangbereich) wird auch zukünftig 
unverändert erhalten bleiben. Ein bezüglich 
Landschaftsbildbeeinträchtigungen erhöh-
tes Konfliktpotenzial, das dem Planvorhaben 
entgegenstehen könnte, besteht nicht. Der 
Charakter und die landschaftliche Eigenart 
des Gesamtgebietes sowie dessen Vielfalt 
und Schönheit werden im Vergleich mit der 
derzeitigen Situation nicht wesentlich ver-
ändert.“
(Quelle: Umweltbericht zum Bebauungsplan „Freizeit-
zentrum Peterberg“ in der Gemeinde Nonnweiler, Orts-
teile Braunshausen und Kastel; Planungsbüro Neu-
land-Saar, Nohfelden-Bosen; Stand: 16.01.2023)

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

„Die bereits bestehenden Freizeit- und 
Sporteinrichtungen im Bereich der Talsta-
tion am Hangfuß sollen durch neue Ange-
bote - insbesondere auf den anschließen-
den Hangbereichen - ergänzt werden. Darü-
ber hinaus soll das Gipfelplateau des Peter-
berges reaktiviert werden. Gleichzeitig soll 

als Ersatz des weggefallenen Sesselliftes ein 
neues Beförderungssystem zwischen der 
Talstation mit seinen Freizeiteinrichtungen 
und dem (zukünftig reaktivierten) Gipfel-
areal errichtet werden. Durch diese Maß-
nahmen soll eine Erhöhung des Aktivitäts- 
und Erlebnisangebotes erfolgen und da-
durch eine Attraktivitätssteigerung des Pe-
terbergs als Tages- und Wochenendaus-
flugsziel erreicht werden. Ziel ist eine weite-
re touristische und familienfreundliche Auf-
wertung der Attraktivität der kompletten 
Region.

Aus einer Vielzahl von ursprünglich ange-
dachten Maßnahmen und Aktivitätsange-
boten, die ursprünglich den größten Teil der 
ehemalig als Ski- und Rodelpiste genutzten 
Hangbereiche sowie die benachbarten 
Waldflächen umfassten, wurden im Laufe 
des Bebauungsplanverfahrens - vor allem 
unter der Berücksichtigung naturschutz-
fachlicher Aspekte - einige wenige Maß-
nahmen ausgewählt und die Fläche, in dem 
neue Aktivitäten vorgesehen sind, sukzessi-
ve verkleinert. Sowohl die Anzahl der vorge-
sehenen neuen Aktivitäten als auch die 
Größe des neu überplanten Gebietes wur-
den im Laufe des Verfahrens deutlich redu-
ziert und beschränken sich nun auf das un-
bedingte Minimum. Der ursprünglich ca. 
38,5 ha große räumliche Geltungsbereich 
wurde dadurch auf ca. 16,1 ha verkleinert.

Ein Teil des Geltungsbereichs beinhaltet 
Ausgleichsflächen, die dem Bebauungsplan 
zum benachbarten Gästehaus/Turnerheim 
zugewiesen wurden. Dies Flächen bleiben 
von Überplanungen ausgenommen.

Die für neue Freizeitaktivitäten vorgesehe-
nen Gebiete umfassen zum ganz überwie-
genden Teil am nördlichen Hangfuß des Pe-
terbergs liegende, extensiv gepflegte Wie-
sen im Bereich des unteren Teils der ehema-
ligen Skipiste im Osten sowie der Rodelpis-
te im Westen. Im westlichen Teil sollen ein 
Family-Trailpark mit Mini-Bikepark (von 
einem Starthügel inkl. Startrampe ausge-
hende Abfahrtsstrecken unterschiedlicher 
Schwierigkeitsgrade) sowie ein als Übungs-
parcours gestalteter sog. Pumptrack (als 
kompakter, geschlossener Rundkurs gestal-
tete Mountainbike-Strecke mit Wellen, Kur-
ven und kleinen Sprüngen) errichtet wer-
den. Im östlichen Bereich soll im direkten 
Anschluss an die hier vorhandene Liege- 
und Picknickwiese eine Adventure-Golfan-
lage (eine Mischform aus Golf und Minigolf 
mit unterschiedlich gestalteten Bahnen und 
diversen Hindernissen und Installationen) 
angelegt werden. Darüber hinaus soll das 

Gipfelplateau im Bereich der bereits be-
stehenden Bergstation der Sommerrodel-
bahn durch die Errichtung eines multifunk-
tionalen Gebäudes inkl. (Außen)Gastrono-
mie sowie evtl. weiterer landschaftsbezoge-
ner Installationen wie einen Aussichtsturm 
o.ä. wieder reaktiviert und touristisch auf-
gewertet werden.

Um den Talbereich mit seinen Freizeitein-
richtungen mit dem Gipfelareal zu verbin-
den, ist ein neues Beförderungssystem not-
wendig. Zur Minimierung des Flächenver-
brauchs sowie der Eingriffe in den Boden 
und die vorhandene Vegetation ist eine erd-
gebundene, in bis zu 6 m Höhe verlaufende 
aufgeständerte Standseilbahn im Umlauf-
System angedacht. Da nur schmale Stahl-
elemente genutzt werden und die Befesti-
gung der Ständer im Boden mit Hilfe langer 
(ca. 1 m) Erdnägel erfolgt, ist dieses Beför-
derungssystem mit so gut wie keinen Be-
schattungseffekten und Versiegelungen ver-
bunden. Durch die große Höhe von bis zu 6 
m können die darunter liegenden Biotope 
weitestgehend unverändert erhalten blei-
ben. Es ist auch eine Trassenführung durch 
Gehölzbestände unter Aussparung vorhan-
dener Bäume möglich.

Die offenen, gehölzfreien Flächen der 
Hangbereiche (Rodel- sowie ehemalige Ski-
piste) werden großflächig von ökologisch 
hochwertigen, gesetzlich geschützten Ma-
gerwiesen des FFH-LRT 6510, teilweise 
auch (ebenfalls dem gesetzlichen Schutz 
unterliegende) Borstgrasrasen eingenom-
men und weisen eine hohe Bedeutung für 
den Arten- und Naturschutz auf. Zum Schutz 
dieser naturschutzfachlich hochwertigen 
und sensiblen Bereiche wurden die für neue 
Freizeitaktivitäten vorgesehenen Flächen in 
mehreren Planungsschritten auf das Mini-
mum beschränkt und die ökologisch hoch-
wertigsten Flächen von Freizeitnutzungen/
Überplanungen ausgespart. Deren Erhalt 
und Pflege wird durch entsprechende Fest-
setzungen im Bebauungsplan (Festsetzung 
als Grünfläche/Fläche für Naturschutzmaß-
nahmen) gesichert, so dass es hier zu kei-
nen Änderungen kommen wird. Eine gänzli-
che Aussparung der ökologisch hochwerti-
gen Wiesenbereiche ist aufgrund derer 
großflächigen Ausbildung im unmittelbaren 
Anschluss an die bereits bestehenden (zu 
erweiternden) Flächen mit Freizeitaktivitä-
ten nicht möglich. 

Teilweise sind Gehölzbestände in die offe-
nen Hangflächen des Geltungsbereichs ein-
gelagert oder es ragen Waldränder in das 
Plangebiet hinein. Durch entsprechende 
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Festsetzungen im Bebauungsplan wird de-
ren Erhalt gewährleistet, so dass es hier (bis 
auf sehr kleinflächige, nicht relevante Flä-
chenbereiche) zu keinem Waldverlust kom-
men wird.

Das Plangebiet ist ringsum von forstwirt-
schaftlich genutzten Waldbeständen umge-
ben. Diese sind nach Westen und Osten 
großflächig, nach Süden und Norden klein-
flächig mit daran angrenzendem Siedlungs-
gebiet (im Norden) bzw. landwirtschaftlich 
genutztem Offenland (im Süden) ausgebil-
det. Sehr kleinflächig grenzen landwirt-
schaftliche Nutzflächen direkt an den Gel-
tungsbereich an. Dabei handelt es sich im 
Nordwesten um eine westlich an die be-
stehenden Parkplätze anschließende exten-
siv genutzte Wiese mit angrenzenden 
Waldflächen sowie im Südwesten um Acker-
flächen, die sich großflächig nach Südwes-
ten weiter fortsetzen.

Innerhalb und im Umfeld des Plangebietes 
bestehen bereits deutliche Vorbelastungen, 
die mit deutlichen anthropogenen Überprä-
gungen wie Versiegelungen, Überbauun-
gen, Lärm und Bewegungsunruhe sowie 
Zerschneidungswirkungen verbunden sind. 
Hier sind vor allem die auf der Fläche selbst 
aber auch in dichter Nachbarschaft bereits 
bestehenden intensiven Freizeitnutzungen 
und diversen Infrastrukturen inkl. Verkehr 
bei An- und Abfahrt der Gäste des Freizeit-
zentrums mit den entsprechenden deutli-
chen Beeinträchtigungen durch visuelle 
und/oder akustische Wirkungen sowie Be-
wegungsunruhe zu nennen. Unmittelbar 
südlich verlaufen die Zufahrt zur Sternwarte 
Peterberg sowie die Asphaltstraße zwischen 
Peterbergkapelle und Eiweiler, die regelmä-
ßig befahren und auch intensiv von Spazier-
gängern, Fahrradfahrern, etc. genutzt wer-
den.

Das Planvorhaben entspricht darüber hin-
aus den landesplanerischen Vorgaben des 
LEP-Teilabschnitt Umwelt, nach dem das 
komplette Gebiet als Standortbereich für 
Tourismus geführt wird, d.h. als für den 
überregionalen Tourismus wichtiger Be-
reich, in dem die für den Tourismus wichti-
gen Einrichtungen und Maßnahmen vorzu-
sehen sind.

Die Nutzung eines v.a. visuell und akustisch 
deutlich vorbelasteten Gebietes, das bereits 
durch die langjährig bestehenden intensi-
ven Freizeitnutzungen vorgeprägt und als 
Gebiet mit intensiven Freizeitaktivitäten 
und entsprechenden Infrastrukturen und In-
stallationen etabliert ist, führt zu einer Kon-

zentration von Beeinträchtigungen auf 
einer Fläche. Dadurch kann eine Streuung 
von Belastungen über ein größeres Gebiet 
verhindert werden, was aus naturschutz-
fachlicher Sicht sinnvoll ist. Dadurch sowie 
aufgrund der bereits vorhandenen verkehrs-
technischen Anbindung des Plangebietes 
mit ausreichend groß dimensioniertem 
Parkplatz können die Eingriffswirkungen 
minimiert werden. Auf die Prüfung von 
Standortalternativen kann daher aus natur-
schutzfachlicher Sicht verzichtet werden.

Die Untersuchungen zur Umweltprüfung 
haben ergeben, dass die geplante Erweite-
rung der Freizeitnutzungen am vorgesehe-
nen Standort nicht den übergeordneten 
Planaussagen der Raumordnung und Lan-
desplanung widerspricht. Für das Plangebiet 
sind insbesondere keine Vorranggebiete 
festgelegt und es werden auch keine spe-
ziellen Funktionen oder besondere Bedeu-
tungen für den Klima- oder Naturschutz zu-
gewiesen. Da das Gebiet als Standortbe-
reich für Tourismus geführt wird, setzen die 
Planungen im Gegenteil die landesplaneri-
schen Vorgaben um. Nach der im saarländi-
schen Landschaftsprogramm dargestellten 
(aber nicht rechtsverbindlichen) Neukon-
zeption der Landschaftsschutzgebiete des 
Saarlandes liegen sowohl das gesamte 
Plangebiet als auch die östlich und westlich 
großflächig anschließenden Waldbestände 
außerhalb der vorgeschlagenen Schutzge-
bietskulisse. Auf der Basis der Darstellungen 
des Landschaftsprogramms ergeben sich 
keine Hinweise auf eine besondere Bedeu-
tung des Plangebietes für den Naturschutz 
und die Landschaft.

Es gibt unter Berücksichtigung der von dem 
Vorhaben ausgehenden Wirkfaktoren aus 
derzeitiger Sicht keine Hinweise, dass die 
abiotischen Naturgüter Geologie, Relief, 
Wasser, Geländeklima/Luft und Boden eine 
solch hohe Empfindlichkeit bzw. Schutzbe-
dürftigkeit aufweisen, dass sie dem 
Planvorhaben entgegenstehen könnten. 
Das Plangebiet übernimmt weder bedeu-
tende klimatische/lufthygienische Funktio-
nen noch spezielle Funktionen für die 
Schutzgüter Wasser und Boden. Es ist zwar 
ein seltener Bodentyp betroffen, aufgrund 
des überschaubaren Umfangs der Versiege-
lungen/Überbauungen wird dies jedoch zu 
keinen nachhaltigen Beeinträchtigungen 
des Naturhaushaltes führen. Eine Kompen-
sation der ausgelösten Bodenbeeinträchti-
gungen ist durch im Bebauungsplan festzu-
setzende Ausgleichsmaßnahmen möglich.

Zur Beurteilung der Auswirkungen des Plan-
vorhabens auf die biotischen Schutzgüter 
Pflanzen und Tiere wurden im Plangebiet 
floristische und faunistische Untersuchun-
gen durchgeführt.

Die von Neuplanungen betroffenen Flächen 
sind größtenteils als ökologisch hochwerti-
ge submontane Magerwiesen des FFH- Le-
bensraumtyps 6510 in gutem, nach Ein-
schätzung der unteren Naturschutzbehörde 
in hervorragendem Erhaltungszustand aus-
gebildet, die dem gesetzlichen Schutz unter-
liegen. Die ökologisch hochwertigsten Wie-
senbereiche am östlichen oberen Mittel- 
und unteren Oberhang werden allerdings 
großflächig von Überplanungen ausgespart 
und bleiben auch nach Planrealisierung er-
halten, so dass mit dem Planvorhaben kein 
Verlust der Kohärenzfunktion oder anderer 
wichtiger/essentieller Funktionen einher-
geht. Der unveränderte Erhalt der ökologi-
schen Wertigkeit dieser erhaltenen Wiesen 
wird durch entsprechende Festsetzungen im 
Bebauungsplan mit der Vorgabe von zu be-
achtenden Vermeidungs- sowie zukünftig 
durchzuführender Pflegemaßnahmen ge-
währleistet.

Die in Anspruch genommenen gesetzlich 
geschützten FFH-LRT 6510-Wiesen zeigen 
unter Berücksichtigung der in der direkten 
Umgebung vorhandenen LRT-Wiesen in ver-
gleichbarer Artenzusammensetzung keine 
besonders bedeutsamen oder speziellen, 
insbesondere keine essenziellen Funktio-
nen, die einer Überplanung entgegenstehen 
würden. Die Realisierung des Planvorha-
bens ist demnach im Rahmen eines durch 
die Gemeinde zu stellenden Antrages auf 
Ausnahmegenehmigung bzw. auf Befreiung 
möglich, soweit die dazu notwendigen Vor-
aussetzungen erfüllt sind. Als Grundlage 
hierzu wurde ein separates Fachgutachten 
erstellt. Zusammenfassend kommt dieses zu 
dem Ergebnis, dass die Voraussetzungen für 
eine Planung in die Ausnahme- bzw. Be-
freiungslage hinein gegeben sind.

Es sind zwar auch einzelne Individuen von 
Orchideen (Breitblättriges Knabenkraut) be-
troffen, dabei handelt es sich jedoch um 
eine Art, die im Saarland noch relativ häufig 
vorkommt und auch innerhalb des Bebau-
ungsplangebietes in den von Überplanun-
gen freigehaltenen Bereichen noch in gro-
ßer Individuenzahl zu finden ist. Eine Um-
siedlung dieser Individuen vor Beginn der 
Baumaßnahme ist nach Gesetzeslage zwar 
nicht verpflichtend und aus fachgutachterli-
cher Sicht auch nicht unbedingt notwendig, 
es wird jedoch als unterstützende Maßnah-
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me für die besondere Verantwortungs-Art 
eine Umsiedlung der betroffenen Individuen 
in eine unmittelbar benachbarte geeignete 
Wiese erfolgen. 

Die Kompensation der Inanspruchnahme 
gesetzlich geschützter FFH-LRT 6510-Wie-
sen soll durch das vertraglich gesicherte 
Einbringen eines bereits genehmigten und 
seit ca. 2 Jahren in der Durchführung be-
findlichen Ökokontoprojektes der Natur-
land Ökoflächen Management GmbH (ÖfM) 
erfolgen. Zusätzlich werden Ausgleichs-
maßnahmen innerhalb bzw. im direkten An-
schluss an das Plangebiet vorgegeben. 
Durch diese sowie die Einbringung von zwei 
weiteren ÖfM-Maßnahmen kann auch das 
ausgelöste ökologische Defizit kompensiert 
werden.

Bei Beachtung von Vermeidungsmaßnahmen 
kann eine Beeinträchtigung der an die Ein-
griffsbereiche angrenzenden oder dicht be-
nachbarten ökologisch hochwertigen Wie-
senbereiche vermieden werden.

Für die Fauna (insbesondere Vögel und tag-
aktive Schmetterlinge) spielen die von neu-
en Freizeitnutzungen überplanten Bereiche 
keine besondere, insbesondere keine essen-
zielle Bedeutung. Für das Vorkommen ar-
tenschutzrechtlich relevanter Arten, denen 
eine besondere Schutzwürdigkeit zukommt 
und/oder die bei Realisierung der geplanten 
Erweiterung des Freizeitzentrums erheblich 
beeinträchtigt werden könnten, liegen kei-
ne Hinweise vor. Insbesondere die Bedeu-
tung als avifaunistischer Fortpflanzungs-
raum ist aufgrund des weitgehenden Feh-
lens von Gehölzbeständen sehr gering. Die 
ökologisch hochwertigsten Flächen für die 
Schmetterlinge werden von Überplanungen 
ausgespart. Die entwickelten, im Bebau-
ungsplan festzusetzenden Pflegemaßnah-
men werden den unveränderten Erhalt der 
für Schmetterlinge bedeutsamen Habitate 
gewährleisten. Hinweise auf ein erhöhtes 
Konfliktpotenzial und insbesondere darauf, 
dass die faunistische Bedeutung dem 
Planvorhaben entgegenstehen könnte, sind 
nicht erkennbar. Bei der Beachtung von Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
(v.a. Vorgaben zum einzuhaltenden Zeit-
punkt von Gehölzentfernungen), die im Be-
bauungsplan festgesetzt werden, kann der 
Eintritt eines artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestandes verhindert werden. 

Die ökologisch hochwertigsten Flächen - 
sowohl in Bezug zur Biotopausstattung 
(Pflanzen) als auch als hochwertiger 
Schmetterlings-Lebensraum - werden von 

Überplanungen ausgespart und im Bebau-
ungsplan als Grünflächen/Flächen für Na-
turschutzmaßnahmen festgesetzt. Der Er-
halt der ökologischen Wertigkeit dieser Bio-
tope wird durch die Vorgabe zukünftig 
durchzuführender Pflegemaßnahmen gesi-
chert. Durch den großflächigen Erhalt dieser 
Wiesenbereiche bleiben auch deren biotop-
verbindende Funktionen unverändert erhal-
ten. Floristische oder faunistische Gründe 
stehen bei der Durchführung der vorgege-
benen Kompensationsmaßnahmen dem 
Planvorhaben insgesamt nicht entgegen.

Das Plangebiet liegt größtenteils innerhalb 
eines Landschaftsschutzgebietes. Zur Reali-
sierung des Vorhabens wurde daher ein An-
trag auf Ausgliederung der für intensive 
Freizeitnutzungen vorgesehenen (sowie be-
reits mit diesen belegten) Flächen gestellt. 
Hierbei handelt es sich um die Sondergebiete 
am Unterhang sowie auf dem Gipfelpla-
teau. Die beiden Ausgliederungsflächen ha-
ben eine Flächengröße von insgesamt ca. 
4,93 ha. Als Grundlage für den Ausgliede-
rungsantrag wurde ein separates Fachgut-
achten erstellt. Dieses kommt zu dem Er-
gebnis, dass aus fachgutachterlicher Sicht 
keine zwingenden Gründe für die Unter-
schutzstellung der für eine Ausgliederung 
beantragen Flächen bestehen. Dies wird 
durch die Aussagen und Darstellungen des 
saarländischen Landschaftsprogramms be-
stätigt. Nach der hier dargestellten Neukon-
zeption der Landschaftsschutzgebiete des 
Saarlandes, die das vorherige Landschafts-
schutzgebietssystem ersetzen soll, ist im Be-
reich der beiden Ausgliederungsflächen 
kein Landschaftsschutzgebiet mehr vorge-
sehen. Die vorgesehene Herausnahme des 
Plangebietes aus der zukünftig geplanten 
Schutzgebietskulisse macht die geringe Be-
deutung und Schutzbedürftigkeit deutlich. 
Die beantragte Ausgliederung nimmt quasi 
die ohnehin vorgesehene Herausnahme der 
Flächen im Rahmen der Neukonzeption der 
Schutzgebietskulisse vorweg.

Ebenso wenig spricht die Lage im „Natur-
park Saar-Hunsrück“ gegen die geplante 
Erweiterung des Freizeitzentrums Peterberg. 
Da die vorgesehenen zusätzlichen Freizeit-
nutzungen der Erholung der Bevölkerung 
sowie dem naturverbundenen Tourismus 
dienen und das Landschaftsbild nicht un-
verhältnismäßig stark gestört oder gar „ver-
schandelt“ wird , steht das Planvorhaben 
im Einklang mit den Zielsetzungen des Na-
turparks.

Weitere Schutzgebiete sind von dem 
Planvorhaben nicht betroffen, insbesondere 

keine Schutzgebiete mit gemeinschaftlicher 
Bedeutung (FFH-Gebiete, Vogelschutzge-
biete).

Es wird eine ganze Reihe von Vermeidungs- 
und Minimierungsmaßnahmen entwickelt. 
Neben Maßnahmen zum allgemeinen 
Schutz des Bodens, des Wassers sowie der 
Tier- und Pflanzenwelt beziehen sich diese 
im Speziellen auf den Erhalt von ökologisch 
(sehr) hochwertigen Wiesenflächen. Weitere 
Maßnahmen dienen dem Schutz benach-
barter ökologisch hochwertiger Biotope und 
sensibler Bereiche (Landschaftsschutzge-
biet), vor allem während der Bauarbeiten. 
Darüber hinaus wird durch die Festsetzung 
als Waldfläche der Erhalt bestehender, in-
nerhalb des Bebauungsplangebietes liegen-
der Gehölzbestände vorgegeben.

Die innerhalb des Bebauungsplangebiets 
möglichen Maßnahmen zum Ausgleich der 
im Zusammenhang mit dem Planvorhaben 
entstehenden Beeinträchtigungen zielen 
darauf ab, zum einen das im Zusammen-
hang mit dem Planvorhaben entstehende 
ökologische Defizit und zum anderen den 
Funktionsverlust von überplanten ökolo-
gisch hochwertigen Wiesen des FFH-
Lebensraumtyps 6510 auszugleichen. Bei 
dem größten Teil der Kompensationsmaß-
nahmen handelt es sich jedoch um drei ex-
terne Ökokontoprojekte der Naturland Öko-
flächen Management GmbH (ÖfM). 

Die geplante Erweiterung des Freizeitzent-
rums Peterberg hat bei Beachtung der ent-
wickelten Vermeidungs-, Minimierung- und 
Kompensationsmaßnahmen nach derzeiti-
gem Kenntnisstand aus fachgutachterlicher 
Sicht insgesamt gesehen keine nachhaltige 
erhebliche Beeintr ächtigung des Natur-
haushaltes bzw. der im UVPG definierten 
Schutzgüter zur Folge und ist demnach als 
umweltverträglich zu bewerten.“
(Quelle: Umweltbericht zum Bebauungsplan „Freizeit-
zentrum Peterberg“ in der Gemeinde Nonnweiler, Orts-
teile Braunshausen und Kastel; Planungsbüro Neu-

land-Saar, Nohfelden-Bosen; Stand: 16.01.2023)

Auswirkungen auf die Belange der 
Land- und Forstwirtschaft 

Für die Errichtung der einzelnen Anlagen 
des Freizeitzentrums (Bike-Trails, Seilbahn) 
werden vereinzelte Bäume gerodet. Die in-
nerhalb des Bebauungsplanes festgesetz-
ten Waldflächen werden weiterhin einer 
forstwirtschaftlichen Nutzung zur Verfü-
gung stehen. Die natürliche Funktion bleibt 
erhalten. Die Belange der Forstwirtschaft 
werden somit nicht erheblich negativ beein-
trächtigt. 
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Die Belange der Landwirtschaft sind durch 
die Planung nicht direkt betroffen.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes und des Schutz­
gutes Wasser

Die Betroffenheit und damit eine Beein-
trächtigung von Oberflächengewässern 
kann ausgeschlossen werden, da sich keine 
natürlichen Fließ- oder Stillgewässer im di-
rekten Einwirkungsbereich des Vorhabens 
befinden.

Dem Gebiet kommt eine lediglich allgemei-
ne Bedeutung bezüglich des Grundwassers 
zu. Die geringfügige Verringerung der für 
die Infiltration von Regenwasser vorhande-
nen Fläche infolge der kleinflächigen Versie-
gelungen ist weder für den Oberflächenab-
fluss noch die Grundwasserneubildung von 
Bedeutung. Eine Reduzierung der Grund-
wasserneubildung und damit eine quantita-
tive Veränderung des Grundwassers sind 
demzufolge nicht zu erwarten. Zu größeren 
Tiefbaumaßnahmen, die eine Grundwasser-
absenkung verursachten könnten, oder zu 
Gründungen in einem Bereich mit hoch an-
stehendem Grundwasser wird es nicht kom-
men. Dadurch verursachte Beeinträchtigun-
gen sind daher ebenfalls nicht zu befürch-
ten. Mit relevanten Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes und des 
Schutzgutes Wasser ist insgesamt nicht zu 
rechnen.

Auswirkungen auf die Belange des 
Denkmalschutzes

Sach- und Kulturgüter, insbesondere Bau-
oder Bodendenkmäler, Grabungsschutzge-
biete oder kulturhistorisch bedeutsame 
Landschaftselemente sind im Plangebiet 
auf der Grundlage der vorhandenen 
Geofachdaten nicht bekannt. Ein spezielles 
Konfliktpotenzial ist nach aktuellem Kennt-
nisstand nicht erkennbar.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Es ist davon auszugehen, dass der Verkehr 
durch die Weiterentwicklung des Freizeit-
zentrums zunehmen wird. 

Die verkehrstechnische Erschließung des 
Plangebietes ist aufgrund der bereits vor-
handenen Erschließung des Freizeitzent-
rums Peterberg schon gegeben. Ebenso ist 
ein großer Parkplatz mit 350 Stellplätzen in 
ausreichender Dimensionierung vorhanden. 

Zusätzliche verkehrstechnische Erschlie-
ßungsmaßnahmen sind daher nicht not-
wendig. 

Aufgrund der bereits bestehenden bauli-
chen Anlagen ist auch die erforderliche Ver- 
und Entsorgungsinfrastruktur bereits grund-
sätzlich vorhanden und muss bei Realisie-
rung des Planvorhabens lediglich optimiert 
werden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimaschutzes

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zu neuen Versiegelun-
gen, was voraussichtlich zu einer Verände-
rung des Mikroklimas führen wird. Es han-
delt sich jedoch nicht um ein dicht besiedel-
tes Gebiet, in dem sich derartige Verände-
rungen in erheblicherem Ausmaß auf das 
lokale Klima auswirken könnten. Luftaus-
tauschbahnen oder Wirkräume sind für das 
Gebiet nicht ausgewiesen.

Erheblich negative Auswirkungen auf die 
Belange des Klimas können somit insge-
samt ausgeschlossen werden. Zuge des 
Planvorhabens kommt es zwar zu neuen 
Versiegelungen, aufgrund des überschau-
baren Flächenumfangs der überbaubaren 
Bereiche sind die Auswirkungen auf die Be-
lange des Klimas jedoch als gering einzu-
stufen. 

Abgesehen von potenziell eintretenden 
sehr geringfügigen mikroklimatischen Ver-
änderungen, können erhebliche negative 
Auswirkungen insgesamt ausgeschlossen 
werden.

Auswirkungen der Planung auf die 
privaten Belange

Durch die Planung ergeben sich für private 
Grundstückseigentümer im Umfeld des 
Plangebietes keine negativen Folgen. Zum 
einen sind die festgesetzten Nutzungsarten 
verträglich zur Umgebungsnutzung. Zum 
anderen wurden entsprechende Festsetzun-
gen getroffen, um das harmonische Einfü-
gen in die Landschaft zu sichern. 

Alle bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
chen Vorgaben werden eingehalten (Ab-
standsflächen etc.).

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Freizeit- und Erholungsbedürfnis breiter 
Bevölkerungsschichten wird Rechnung 
getragen

•	 Anpassung und Erneuerung der Ange-
botsqualität des bestehenden Freizeit-
zentrums

•	 Attraktivitätssteigerung des bereits in-
nerhalb der Bevölkerung etablierten 
Freizeitzentrums

•	 naturverträgliche Gestaltung des 
Plangebietes

•	 keine nachteiligen Auswirkungen auf 
die gesunden Wohn- und Arbeits- 
verhältnisse

•	 keine erheblichen, nicht ausgleichbaren 
Auswirkungen auf die Belange des Um-
weltschutzes; bei Beachtung der im Be-
bauungsplan festgesetzten Vermei-
dungs-, Verminderungs- und Kompen-
sationsmaßnahmen

•	 keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf die Forstwirtschaft, die Belange 
der Landwirtschaft sind nicht betroffen

•	 geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist zum Teil vorhanden

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange der Landwirtschaft

•	 keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Belange des Klimaschutzes

•	 keine negativen Beeinträchtigung priva-
ter Belange
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Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind folgende Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen:

•	 Lage innerhalb eines Landschafts-
schutzgebietes; parallel zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes wurde eine Aus-
gliederung aus dem Landschaftsschutz-
gebiet beantragt

•	 durch das Planvorhaben werden nach § 
30 BNatSchG / § 22 SNG geschützte 
FFH-Lebensraumtyp 6510-Wiesen über-
plant; parallel zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes wurde ein Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung bzw. Erteilung 
einer Befreiung gestellt

•	 aus dem Planvorhaben resultiert ein 
FFH-Lebensraumverlust sowie ein öko-
logisches Defizit; es werden auf Bebau-
ungsplanebene geeignete Kompensa-
tionsmaßnahmen festgesetzt, die die 
vollständige Kompensation sicherstel-
len

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-
planes wurden die zu beachtenden Belange 
in ihrer Gesamtheit untereinander und 
gegeneinander abgewogen. Aufgrund der 
genannten Argumente, die für die Planung 
sprechen, kommt die Gemeinde Nonnweiler 
zu dem Ergebnis, das Planvorhaben umzu-
setzen.


